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Zur Feier des 50jährig,en Bestehens des 
Reiehspatentamts.

Vom  Geh. Regierungsrat D r. D a m m e , Oberverwaltungs­
gerichtsrat i.  R., B erlin .

Das Reichspatentamt, auf Grund des Patent- 
Sesetzes v. 25. Mai 1877 eingesetzt, hat am 1. Juli 
V J- eine Tätigkeit von 50 Jahren hinter sich. Das 
A iat selbst fe iert diesen Tag durch eine Festsitzung, 
R e ic h e r  n icht nur die Vertreter der deutschen 

e*Jörden, sondern auch die der ausländischen Patent­
ämter erwartet werden. Es g ibt zu diesem Tage 
S 6 umfangreiche D enkschrift als „R ückblick auf 
f 111 Werden und W irken“ heraus, und ein Kreis 
Jemaliger M itglieder des Amtes w idm et diesem in 

^Qem gemeinsamen Büchlein Erinnerungen und Be­
ttu n g e n  aus ihrem  verflossenen Amtsleben. 

d D ie Bedeutung dieses Amtes is t n ich t nur für 
as w irtschaftliche Dasein unseres Volkes, sondern 

fü r unsere Rechtspflege so erheblich, daß sich 
11 Verweilen bei der Feier auch an dieser Stelle

geziemt.
ü' J!.as Patentamt, zunächst nur fü r die Erteilung, 
j,1® Rücknahme und N ichtigerklärung von Patenten 
lieh teclm isclle Erfindungen gedacht, is t eine rich te r- 
p Behörde. Seine vornehmste Aufgabe is t die 
da Un? der zum Patentamt allgemeldeten Erfindungen 

äufhin, ob sie ih rer A rt nach überhaupt des 
entschutzes fähig, sowie ob sie gegenüber dem 

nicht 6 derPecllnik  z- Zt. der Anmeldung neu und noch 
w oh frühere Anmeldungen vorweggenommen
schm 11 sind. D ie zu den hierzu erforderlichen Ent­
k le idungen  berufenenBeamten erfüllen dieFunktionen, 
p^.j.111 anderen Ländern, welche n icht nach diesem 
nur Un^ss7stem, sondern, wie die romanischen Staaten, 
Hch nap 1 ?em -^Dunddesystem verfahren, die ordent- 
ab „en Derichte wahrzunehmen haben; diese kommen 
Erfinh|Ur ^Pünng der Patentfähigkeit einer geschützten 

nng erst im  Verletzungsprozeß. Auch bei uns

wiederholt sich dieses reine Anmeldesystem m it 
seiner Folge bei den Gebrauchsmustern, die auf Grund 
des Gesetzes v. 1. Juni 1891 zwar ebenfalls bei dem 
Patentamt anzumelden sind, h ier aber ohne vorherige 
Prüfung auf Neuheit oder Vorwegnahme in  die dazu 
bestimmte Rolle eingetragen werden. Kom m t es 
wegen eines Gebrauchsmusters zum Verletzungs­
prozeß, so werden diese Prüfungen auch erst von 
dem angerufenen ordentlichen R ichter vorgenommen. 
Wenn nun schon bei diesen gegenüber den zum Patent 
angemeldeten Erfindungen geringer zu bewertenden 
Mustern die entscheidende Instanz richterliche Quali­
fika tion haben muß, so wäre es eine gröbliche V er­
kennung der Prüfungsfunktionen der M itglieder des 
Patentamts, wenn man ihnen bei der Ausübung dieses 
ihres Amtes im  H inb lick  auf die in  Betracht kom ­
menden w eit w ichtigeren w irtschaftlichen Werte der 
Patentanmeldungen jene richterliche Q ualifikation 
ab streiten wollte.

Ihre besondere Bedeutung erhalten aber die 
R ichter im  Patentamt durch die Tatsache, daß sie 
in  w eit überwiegender Zahl in  irgendeinem Zweige 
der Technik erfahrene Beamte sein müssen, gegen­
wärtig 260, von denen die ausschließlich rechtskundigen 
M itglieder nur eine kleine M inderzahl (25) ausmachen. 
Diesen letzteren lieg t es ob, die technischen Richter 
in  die bei der Prüfung unvermeidlich auftretenden 
Rechtsfragen so einzuführen, daß auch sie fähig sind, 
diese sachgemäß zu beantworten. D ie Gemeinschafts­
arbeit von Techniker und Jurist verleiht dem Amte 
seine eigenartige Stellung im  System der deutschen 
Gerichtsbarkeit und hat ihre Ersprießlichkeit im  
Verlauf der fünf Jahrzehnte ihrer Ausübung bewährt. 
Dabei spielt namentlich die mündliche Verhandlung 
eine hervorragende Rolle, die einerseits fü r die fun­
gierenden Beamten, w eil sie in  beständiger Berührung 
m it den Wünschen und Bedürfnissen der in  der 
Praxis stehenden Erfinder bleiben, und andererseits 
auch fü r diese letzteren von größtem V orte il is t, w eil
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sie infolge der Kenntnis der Prüfer von dem der­
zeitigen Stande der Technik auf jedem Sondergebiet 
eine Belehrung erfahren, die ihnen weder der A rt, 
noch dem Umfange nach von irgendeiner andern 
Stelle geboten werden kann.

Das Patentamt is t auch eine in  sich abgeschlossene 
richterliche Behörde, gegliedert in  zwei Instanzen. 
N ur in  einer einzigen Beziehung g ib t es von ihm  
einen Rechtszug an eine außer ihm  liegende Instanz, 
das is t bei Entscheidungen der Abteilung, welche 
fü r die N ichtigkeit oder die Zurücknahme eines 
Patentes, oder über die Erteilung einer Zwangslizenz 
zu befinden hat, in  welchen Fällen die Berufung un­
m ittelbar an das Reichsgericht geht. Das Reichs­
gericht b ildet somit das Bindeglied zwischen dem 
Patentamt und den ordentlichen Gerichten, welche 
in  Verletzungsprozessen zu urteilen haben. H ier hat 
sich nun in  den letzten drei Lustren ein bedauer­
licher Zwiespalt in  der beiderseitigen Rechtsprechung 
herausgestellt, indem die ordentlichen Gerichte der 
Auffassung sind, daß ihnen die Aufgabe obliege, den 
Umfang des Patentschutzes auch dann zu bestimmen, 
wenn sie dabei zu einem Ergebnisse gelangen, welches 
m it der Absicht des Patentamts bei der Erteilung 
des Patentes nicht im  Einklänge steht. Dies is t ein 
Mißstand, welcher von der Industrie auf das leb­
hafteste beklagt w ird, w eil damit einerseits die Sicher­
heit des Patentbesitzes bedroht is t und andererseits 
die Allgem einheit n icht mehr ermessen kann, inw ie­
w eit durch das Patent ih r freier Wettbewerb be­
schränkt ist. In  zahllosen Versammlungen der In te r­
essenten und in  vielfachen Schriften1) w ird  dieser 
Zustand der Unsicherheit aufs ernsteste beklagt und 
es steht zu hoffen, daß die Rechtsprechung des 
Amtes und der Gerichte auf eine oder die andere 
Weise wieder zu der bis 1913 herrschenden E in­
heitlichke it zurückgeführt w ird, dam it auch die 
Prüfungsarbeit der M itglieder des Amtes den ih r ge­
bührenden W ert behält. Diese Prüfungsarbeit is t eine 
ungemein schwierige und muß, da sie sich auf alle 
vor dem Tage der Anmeldung einer Erfindung zum 
Patent erschienenen Druckschriften aus den letzten 
hundert Jahren zu erstrecken hat, naturgemäß m it 
jedem Jahre umständlicher werden. D am it man sich 
eine ungefähre Vorstellung von dem Umfange der 
h ier den Prüfern obliegenden Aufgabe und dem 
stetigen Anwachsen der Geschäfte machen kann, 
sei erwähnt, daß seit dem Jahre 1891 bis zum Ende 
des verflossenen Jahres 1926, also innerhalb der Zeit­
spanne von 35 Jahren, die Zahl der dabei zu be­
rücksichtigenden deutschen Patentschriften von 61 000 
auf rd. 440 000, die der ausländischen Patentschriften 
von noch n icht einer M illion  auf M illionen, die 
Zahl der technischen Zeitschriften von 550 auf 1050 
und die Zahl der sonstigen Literaturbände technischen 
Inhalts von 43000 auf 170000 gestiegen ist. Dabei ist 
auch die Zahl der Patentanmeldungen in  den letzten 
14 Jahren von rd. 50000 auf fast 65000 gewachsen. Es 
is t selbstverständlich, daß der einzelne Prüfer, dem ein 
bestimmtes Gebiet der Technik zugewiesen ist, n ich t in  
jedem einzelnen Falle die gesamte L iteratu r immer aufs 
neue durchwälzen kann, sondern daß er die schlagen­
den Stellen im  Gedächtnis behält; welcher H ilfs ­
m itte l er sich dabei bedient, is t gleichgültig. Jeden­
falls ist, wenn irgendwo, so hier, erforderlich, daß

x) Zu letzt noch, in  den beiden Beiträgen, welche die Patent­
anwälte T o l k s d o r f  und D r. K a r s t e n  in  der vom Verbände der 
Deutschen Patentanwälte zum Jubiläum  des Amtes herausgegebenen 
Festschrift S. 41 u. 125 ge lie fe rt haben.

der Prüfer in  beständiger Berührung m it der fü r seine 
Aufgabe notwendigen L iteratur bleibt. E in Wechsel 
in  der Person des Prüfers muß notgedrungen einen 
schweren Einbruch in  die gesamte Prüfungsarbeit 
der betreffenden Klasse von Erfindungen verursachen, 
und daher hat sich gerade im  Patentamt das A lters- 
grenzenges., welches zahlreiche vorzüglich einge­
arbeitete Kräfte zur vorzeitigen Verabschiedung zwang, 
obwohl die betreffenden Personen noch auf der Höhe 
ihrer Leistungsfähigkeit standen, als besonders ver­
hängnisvoll erwiesen. D ie Arbeitslast der Prüfer 
hat sich in  den letzten 20 Jahren verdoppelt, und 
deren Bewältigung bereitet der Verwaltung, an deren 
Spitze seit 1921 der Präsident vo n  S p e ch t steht 
und vor ihm  die Präsidenten D r. J a c o b i, D r. S tüw e , 
D r. vo n  B o ja n o w s k i, v o n K o e n e n , v o n  H u b e r, 
H auß und R o b o ls k i standen, ständig wachsende 
Sorgen.

D ie Entgegennahme von Anmeldungen zum 
Gebrauchsmusterschutz, die, wie bemerkt, ebenfalls 
dem Patentamt obliegt, verursacht bei dem Aus­
bleiben der Prüfung auf Neuheit und Vorwegnahme 
dem Amte trotz ihrer Massenhaftigkeit, in  den letzten 
beiden Jahren auch fast 62 000 Stück, weniger A rbeit 
und besteht im  wesentlichen nur in  der Führung von 
Listen. Das Patentamt e rfü llt m it dieser Tätigkeit 
Akte der fre iw illigen  Gerichtsbarkeit und übt also 
die gleiche Funktion aus, wie die Amtsgerichte bei 
der Eintragung der Geschmacksmuster auf Grund 
des Gesetzes v. 11. Jan. 1876.

W eit umfassender als auf dem Gebiete des Muster­
schutzes, is t die Aufgabe, die dem Patentamt auf 
dem Gebiete des Warenzeichenwesens Vorbehalten 
ist. Das heute fast vergessene erste Reichsges. über 
Markenschutz v. 30. Nov. 1874 gestattete nur V o ll­
kaufleuten Marken zu führen, und zwar nur solche, 
die in  B ildern bestanden. Hinterlegungsstellen waren 
die fü r die Führung der Handelsregister zuständigen 
Gerichte und die Eintragung der angemeldeten Marken 
erfolgte ohne weiteres, falls die Marke n ich t ein 
öffentliches Wappen oder Aergernis erregende D ar­
stellungen enthielt. D er sich im  jungen Kaiserreich 
entwickelnde w irtschaftliche Verkehr verlangte sehr 
bald eine Ausdehnung des Markenrechtes auf alle 
Gewerbetreibenden, ferner die Gestattung von Marken, 
die n icht nur in  Bildern, sondern auch nur in  W orten 
bestehen, und endlich die Prüfung aller Anträge auf 
Eintragung eines Zeichens daraufhin, ob dieses nicht 
m it einem früher angemeldeten Zeichen übereinstimme. 
Diese Prüfung bedingte die Zentralisierung aller 
Markenregister an einer Stelle, und als diese Stelle 
bot sich wieder das Patentamt, dem durch Gesetz 
v. 12. Mai 1894 die bisher von den Registerrichtern 
wahrgenommene Funktion v. 1. Okt. 1894 ab über­
tragen wurde. Diese Uebertragung war aber infolge 
der dem Amte aufgebürdeten Prüfung auf A n te rio ri- 
täten m it erhöhter richterlicher Tätigkeit verbunden. 
Denn das Patentamt waltete nunmehr n icht nur wie 
bis dahin die Amtsgerichte als Behörde der fre i­
w illigen  Gerichtsbarkeit, sondern zugleich als Prozeß­
behörde, da vor ihm  sich der Rechtskampf um die 
Zulässigkeit der Eintragung des Zeichens m it dem 
widersprechenden Besitzer eines älteren Zeichens fü r 
gleichartige Waren abzuspielen hat. W irk t das Patent­
amt schon bei der E rteilung von Patenten auf tech­
nische Erfindungen auf die Sicherung des lauteren 
Wettbewerbes ein, indem die Rechte der Patent­
inhaber durch scharfe Form ulierung der Ansprüche

J
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gegenseitig abgegrenzt werden, so is t dem A m t diese 
Aufgabe in  stark vergrößertem Maßstabe bei der 
Eintragung der Warenzeichen zuteil geworden. Die 
Entscheidungen des Amtes gliedern sich in  dieser 
H insicht denjenigen der ordentlichen Gerichte auf 
<fem Gebiete des unlauteren Wettbewerbes an.

D ie Prüfungstätigkeit der Abteilungen für Waren­
zeichen innerhalb des Patentamts is t n ich t weniger 
umfassend, als die fü r Patente. D ie fü r jene Prüfung 
benötigte Apparatur is t erstaunlich. Man erwäge, 
daß jedes einmal angemeldete B ild - und Wortzeichen 
dabei berücksichtigt werden muß. Für jedes W ort­
zeichen is t eine Karte bestimmt und alle Karten, 
z- Zt. bereits mehr als eine M illion , stehen in  alpha­
betischer Ordnung dem prüfenden Beamten zur Ver­
fügung. Für Bildzeichen konnte die alphabetische 
Grdnung n icht in  Frage kommen, vielm ehr mußte 
hier die Ordnung nach M otiven gewählt werden, 
mid so sind gegenwärtig ¡die bisher angemeldeten 
«00 000 Bildzeichen auf etwa 40 000 M otivtafeln ver­
zeichnet, z. B. die unzähligen Varianten, in  denen 
die Gewerbetreibenden ihre Waren m it Sonne, Mond 
mid Sternen, T ier- und Pflanzenbildem ausgestattet 
haben. In  den 32 Jahren, in  welchen das Patentamt 
dieses Prüfungsgeschäft besorgt, sind insgesamt rd. 
b40 000 Zeichen angemeldet, 362 000 eingetragen 
mid 263 000 abgewiesen bzw. zurückgezogen.

D ie richterliche Tätigkeit des Patentamts gre ift 
auch tie f in  das zwischenstaatliche Rechtsleben ein, 

.seitdem das Deutsche Reich m it dem 1. Mai 1903 
der i. J. 1883 zu Paris gegründeten Union bei­
getreten ist, die ähnlich, w ie die Berner Konvention 
auf dem Gebiete des Urheberrechts, fü r das Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes die internationalen 
ffechtsbeziehungen der ih r bis jetzt beigetretenen 

Staaten abgrenzt und regelt. Inzwischen hat sich 
diese M itw irkung des Patentamtes in  den in ter- 
-bationalen Rechtsbeziehungen noch mehr ausgebreitet, 
■Nachdem das Reich auch den beiden zwischen einer 
mlerdings kleineren Anzahl von Staaten i. J. 1891 
zu Madrid geschlossenen Abkommen betr. die in ter­
nationale Registrierung von Fabrik- und Handels­
marken bei dem internationalen Büro zu Bern und 

etr- die Unterdrückung der falschen Herkunfts- 
, ^Zeichnungen auf Waren in  den Jahren 1922 bzw. 
y-o beigetreten ist.

g Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch die 
^egistrierung der Geschmacksmuster längst den 

mtsgerichten abgenommen und dem Patentamt über- 
0sen worden wäre, welches dam it die Konzentrations- 
, fÜr daS Sesamte Gebiet des gewerblichen Rechts­

in ^ Zes seln w d e , wenn sich n ich t noch bei den 
den letzten Monaten m it den Interessenten ge- 

piiogenen Beratungen ergeben hätte, daß das Be- 
unnis der H interlegung solcher Muster doch nur 

j-,r  gewisse räumliche Bezirke vorliegt, z. B. wo 
ü eiderstoffe, Spitzen, Tapeten, Porzellangegenstände 
steh’ m; k ergestedt werden und es i. S. der H er- 

die Hinterlegungsstelle in  unm ittelbarer 
Qe bei den Am tsgerichten zu haben.

Jedenfalls ergibt sich aus allem, daß das Patent- 
stehtm it 11118016111 Rechtsleben in  innigster Beziehung 
j^ei l= ^ d  daß daher das A m t m it gutem Grunde dem 

. 8JasdzmiIhsterium  ressortmäßig überwiesen w or- 
des T u  diese Verbindung in  der nächsten Hälfte 
und ^ j zu wederem Segen des Amtes selbst
Behn T  .utschen W irtschaft gereichen, die in  dieser 

r e einen H ort fü r ihre produktiven Kräfte e rb lick t!

D a s  D e u t s c h e  P a t e n t a m t  
und die Wissenschaft im  Patentwesen.

B e m e rku n g e n  ü be r das P a te n t a ls R e c h ts ­
o b je k t und  a ls s 'u b je k tiv e s  R ech t.

V o n  Professor, Rechtsanwalt M a r io  G h ir o n ,  P riva t­
dozenten des Gewerberechts an der K g l. U n ive rs itä t R om .1)

Das Deutsche Patentamt, welches sein 50jähriges 
Bestehen feiert, ste llt sich als eine beherrschende 
E inrichtung dar, deren Tragweite sich keineswegs 
auf die Grenzen Deutschlands beschränkt. D ie A u f­
gabe dieses Amtes besteht in  der Vorprüfung der 
Erfindungspatente. Indessen steht h in ter dieser A u f­
gabe die w eit w ichtigere von allgemeinem Kulturw ert, 
die darauf abzielt, Forschungen zu veranlassen, zu 
Untersuchungen anzureizen und jedwedem jenes 
Mindestmaß von Em st und Tüchtigkeit zu verleihen, 
das nötig ist, um die Prüfung bestehen zu können.

Es is t überflüssig, zu wiederholen, was alle W elt 
weiß, daß das Deutsche Patentamt seine Aufgabe als 
K ritike r und Förderer von Forschungen m it beispiel­
loser Tatkraft organisiert und dabei Ergebnisse von 
überragender Bedeutung erzielt hat. Es is t auch 
schwer, abzuschätzen, w ieviel Segen davon neben dem 
eigenen Lande den fremden Ländern zugute gekommen 
ist. Zweifelsohne hat die Vorprüfung in  zahlreichen 
Fällen auch den nichtdeutschen Erfindern die R ich- 
tung gegeben, sei es, daß sie diese von falschen 
Wegen abgelenkt, sei es, daß sie deren Bemühungen 
auf die richtige Bahn geleitet hat.

Aber man würde irren, wenn man meinen wollte, 
daß die Frucht der Tätigkeit des PA. sich nur auf 
w irtschaftlichem  Gebiete fühlbar gemacht hätte. V ie l­
mehr is t sicher, daß diese Behörde auch einen er­
heblichen A n te il an der Entw icklung der rechtlichen 
Grundsätze auf dem Gebiete des Patentwesens hat. 
Schon deren dauernde Anwendung in  der täglichen 
Praxis mußte den besten Boden fü r das Gedeihen 
auch der juristischen Untersuchungen bereiten. So­
dann verschaffte auch die fortgesetzte Handhabung 
der in  Betracht kommenden Gesetze eine unschätz­
bare Erfahrung und förderte die Ausbildung der im  
Amte waltenden Beamten, von denen mehrere höchst 
anerkennenswerte Werke geschrieben haben. A lle in  
schon jene W idmung, die ein Joseph  K ö h le r seinem 
Handbuch desDeutschenPatentrechts voraufschickte,* 2 *),
würde genügen, um darzutun, in  welchem Maße von 
diesem Amtsorganismus die Anregungen ausgegangen 
sind, um die auf die K larstellung der Grundsätze ge­
richteten wissenschaf tlichenUntersuchungenzufördern.

Uns Jüngern des Rechts gehen diese wissen­
schaftlichen Ergebnisse in  erster L in ie  an. H ier 
finden w ir in  K ö h le r  den überragenden Vorkämpfer. 
Seine Anschauungen haben auf das Schrifttum  der 
meisten zivilisierten Staaten den größten Einfluß aus­
geübt. Seine Lehre von den Im materialgütem er­
wies sich als über alle Maßen fruchtbar, wertvolle 
Erkenntnisse wurden aus ih r in  der Vergangenheit 
gewonnen und andere werden sich noch daraus ent­
w ickeln. U nter ihnen w ird  m. E. besonders eine 
sein, über die ich  m ir Gedanken gemacht habe, von 
denen einige auf das zurückgehen, was ich in  Deutsch-

v) D ie  Uebersetzung verdanken w ir  H errn  dreh. Regierungsrat 
D r. D a m m e , ehern. D ire k to r im  Patentamte, dem Verf. des bekannten 
W erkes: „D as deutsche Patentrecht. E in  Handbuch fü r  Praxis und 
Studium “ . 3., v ö ll ig  neubearbeitete A u fl. von D r. D a m m e  und 
R. L u t t e r ,  Geh. R eg-R at, D ire k to r im  Patentamt. B e rlin  1925, 
V e rlag  O tto  Liebmann. D ie  Schriftle itung.

2) „D em  Deutschen Patentamte, der H auptku ltu rstä tte  dieses
großartigen Rechtsgebiets gew idmet.“
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land gelernt habe. Es is t m ir besonders willkomm en, 
davon heute bei Gelegenheit der 50. Jahrfeier des 
Deutschen Patentamts ein wenig plaudern zu dürfen.

Eine Grundlehre K ö h le rs  in  der Entw icklung 
der Theorie von den Immaterialgüterrechten, m it der 
er auch Schule gemacht hat, fußt auf der E rfinder­
idee, jenem w irtschaftlich nützlichen Gebilde mensch­
lichen Geistes; er sieht dieses Genußgut als ein im ­
materielles an, also als ein Objekt jener Rechte, die 
im  Zusammentreffen m it mannigfachen Umständen 
das Gesetz den Erfindern Vorbehalten w ill. So 
komm t diese Lehre zu dem trefflichen Ergebnis, 
einen Typus von Einrichtungen m it ausgesprochen 
dinglichem Charakter zu zeichnen.

Aber bei diesem Vorhaben arbeitete man nicht 
eine Lehre von Sachen aus zum Unterschiede von 
einer solchen der Rechte, wie es auf dem Gebiete 
der körperlichen Sachen geschehen ist. Eine selb­
ständige Behandlung der Sache, als eine in  sich 
selbst bestehende E inrichtung fand nicht statt, und 
derGegenstand blieb ein Anhang desRechts, gleichsam 
dessen Schatten.

Sollte es nun statt dessen m öglich, würde es 
ersprießlich sein, zu einer selbständigen Behandlung 
der Sache selbst auch im  Bereich des Patentwesens 
zu gelangen, indem man auch hier, wie in  bezug 
auf die körperlichen Sachen, in  2 getrennten Kapiteln 
eine doppelte Ordnung von Einrichtungen unter­
scheidet, die eine betr. die Sachen, die andere betr. 
die auf diese bezüglichen Rechte?

D ie Lehre von den Sachen, insofern sie einen 
selbständigen Kom plex bildet, geschieden von der 
Lehre von den Rechten, hat fü r die körperlichen 
Sachen zusammengefaßt:

a) die Voraussetzungen, in  deren Folge das 
Gesetz der körperlichen Sache die Fähigkeit verleiht, 
fü r die P flich t anderer, sich jeder E inw irkung auf 
sie zu enthalten und fü r das entsprechende subjektive 
Ausschlußrecht einen Grund abzugeben (wie, daß 
eine Sache n icht allen gehört und n icht dem Verkehr 
entzogen is t);

b) die Modalitäten, gemäß denen das Gesetz 
der körperlichen Sache die Fähigkeit verleiht, einen 
Grand fü r die erwähnten subjektiven Rechte zu bilden 
(die Sache kann einen Grund fü r Rechte bilden, 
z. B., w eil sie verbrauchbar, vertretbar und ähnliches 
ist, auf diese A rt k ra ft ih rer Natur einen Einfluß auf 
die Rechte ausübend, welche aus ih r fließen).

Entsprechend schlußfolgernd kann man in  bezug 
auf die gewerblichen Erfindungen zusammenfassen:

a) die Voraussetzungen, in  deren Folge das Gesetz 
w ill, daß der Erfindung die Fähigkeit verliehen sei, 
fü r die P flich t anderer sich jeder E inw irkung auf sie 
zu enthalten und fü r das entsprechende subjektive 
Ausschlußrecht einen Grand abzugeben (gewerbliche 
Verwertbarkeit der Erfindung, Patentfähigkeit, Neuheit, 
W irksam keit der Patentierung usw.);

b) die M odalitäten, gemäß denen das Gesetz 
beabsichtigt, der patentierten Erfindung die Fähigkeit 
zu verleihen, fü r die oben erwähnten subjektiven 
Rechte einen Grund abzugeben (zeitliche Beschränkung, 
H in fä llig ke it dieser Fähigkeit aus verschiedenen 
Gründen usw.).

Nun bedenke m an: Sind auf diese A rt die Voraus­
setzungen und Modalitäten, die der körperlichen 
Sache anhaften, zusammengefaßt, so erkennt man, 
daß das Gesetz, indem es die Verwendung des körper­
lichen Gegenstandes gemäß seiner natürlichen Be­

schaffenheit bestimmt, auch die M öglichkeit, ihn zu 
benutzen, als Grundlage dinglicher subjektiver Rechte 
schafft und regelt. Und so wie diese nämlichen 
dinglichen subjektiven Rechte den Schutz der In te r­
essen vollenden und die Interessen zum Genuß der 
Benutzbarkeit führen, is t auch jene Fähigkeit, die 
das Gesetz der körperlichen Sache verleiht, die Grund­
lage fü r Rechte zu bilden, nichts anderes, als ein 
besonderes System von Nutzbarkeiten, welches das 
Gesetz ins Leben ru ft und ordnet, während die 
natürliche Beschaffenheit in  letzter L in ie  nur eine 
Voraussetzung darstellt, die in  den verschiedenen 
Fällen (Beweglichkeit oder Unbeweglichkeit) ver­
schieden sein kann, und ihren Einfluß auf die Be­
dingungen und die Modalitäten des Genusses ausübt.

Aber wenn das Wesentliche in  der rechtlichen 
Regelung bez. der körperlichen Sache n icht sowohl 
aus deren natürlicher Beschaffenheit, als vielm ehr 
aus dem System der erwähnten Nutzbarkeiten fließt, 
so is t es sicher, daß auch die patentierte Erfindung 
im  wesentlichen ein vom Gesetz geschaffenes und 
geordnetes System von Nutzbarkeiten als Grundlage 
fü r die Bildung subjektiver Rechte bietet. Und zwar 
ein System vonNutzbarkeiten, das kra ft der Patentierung 
sich verknüpft m it vielen anderen Nutzbarkeiten, die 
die Erfindung selbst m it sich bringt, wie den Fortschritt 
der Industrie usw., und die von dem Umstande her­
rühren, daß die Erfindung, allein insoweit sie durch 
ein Patent geschützt is t und deshalb ein Ausschlußrecht 
gewährt, ein sicheres M itte l individueller Bereicherung, 
schafft, das sonst n icht vorhanden wäre.

D er Leser erkennt, w orin  die innere Aehnlichkeit 
der Gestaltung in  der Lehre von den körperlichen 
Sachen und der von den patentierten Erfindungen 
besteht, obwohl diese kein körperliches Element an 
sich haben. E r erkennt jenes System von Nutzbar­
keiten m it seinen Voraussetzungen und Modalitäten, 
w om it ein symmetrisches P ro fil in  der Ordnung beider 
Einrichtungen als selbständige Unterlage der beider­
seitigen dinglichen Rechte geschaffen ist.

Deshalb erscheint die Schlußfolgerung erlaubt, 
daß man auch auf dem Gebiete des Patentwesens 
zu einer Behandlung der Sache als einer selbständigen 
und von der der Rechte getrennten1) Behandlung ge-

1) Und. zwar genauer:
A . In  einem 1. K a p ite l kann man die Theorie  des Objektes 

behandeln, indem man einerseits d ie Voraussetzungen und anderer­
seits das Wesen und die Tragweite des Ausschlußrechts unterscheidet.

B e i E rö rte rung  der Voraussetzungen kann man folgende Theorien 
entw icke ln: a) der Indus tria litä t der E rfindung  (als B e itrag  zu dem 
bereits vorhandenen industrie llen  Verm ögen); b) der N euhe it (als dem 
bis dahin noch n ich t vorhandenen B e itrag  zu diesem ); c) der schöpfe­
rischen Bedeutung (als den dem schöpferischen Geiste einer oder 
m ehrerer physischer Personen zu verdankenden B e itrag ); d) der 
Gesetzmäßigkeit (als Beitrag, was die Gesetze fü r  d ie M onopo lis ie r- 
b a rke it erlauben); e) der erschöpfenden Offenbarung (als den von der 
Patenturkunde dergestalt k large legten Beitrag, daß nach Erlöschen 
des Patentes das P ub likum  die E rfindung  benutzen kann); f) des 
Patentes selbst und seiner P r io r itä t (als des Staatsaktes, der e in gültiges 
Patent e rte ilt) usw.

B e i E rö rte rung  des Wesens und der Tragweite  des Ausschluß' 
rechte kann man den In h a lt dieses erörtern (d. h. den Um fang des 
Bereiches der dem a llg . Genuß entzogenen und der M onopo lis ierung 
zugänglichen Befugnisse), seine nur ze itliche  und auf das Land seiner 
E rte ilung  beschränkte Geltung, d ie Bedingungen seiner H in fä llig k e it, sein 
besonderes Wesen einer verbrauchbaren, n ich t vertretbaren Sache usw*

B. In  einem 2. K a p ite l kann man d ie  Theorie  der aus der E r­
findung  entstehenden Rechte behandeln. Nachdem zunächst dies© 
Rechte (die Persönlichkeitsrechte, die Rechte auf Geheim haltung und 
auf den Ausschluß a lle r  anderen usw.), aufgezählt sind, kann man 
deren Voraussetzung und Wesen einer P rü fung unterziehen. Was 
das Recht auf das Patent selbst angeht, so g ib t dies natürlich  Ge­
legenheit zu einer breiteren Auseinandersetzung, w e il es ein H e rr­
schaftsrecht d ing lichen Charakters und der Uebertragung fäh ig  ist* 
Von h ie r aus geht d ie Lehre  von den ding lichen Rechten (Nießbrauch, 
Gebrauch usw.) und der B e w illig u ng  persönlicher A r t  (persönlicher 
Lizenzen), ferner d ie Lehre  von den Uebertragungsakten und der 
W irk u n g  der Abtretungen und Gestattungen unter den Parteien, sowie 
gegenüber D ritte n  aus. E nd lich  gehört in  dieses K a p ite l auch die 
Verte id igung  der Rechte (Klagen, D inreden, Prozesse).
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langen kann, wenn man nur als Sache das System 
der oben erwähnten Nutzbarkeiten auffaßt und die 
patentierte E rfindung als durch Gesetz befähigt, einen 
Grund fü r übertragbare Rechte an dem Ausschluß­
recht abzugeben.

Um nun zu verdeutlichen, wie das in  Aussicht 
gestellte Vorhaben weiter zu entwickeln wäre, is t es 
erforderlich, folgendes auszuführen:

1. D ie vom Patent unabhängige Erfindung w ird  
von uns weder als Recht selbst, noch als Gegenstand 
von Rechten aufgefaßt, sondern nur als eine juristisch 
erhebliche Tatsache, die allein oder im  Zusammen­
treffen m it anderen vom Gesetz gewollten Umständen 
zugunsten des Erfinders Rechte ins Leben rufen kann, 
die unter sich sehr verschiedenen Wesens sind, 
und zwar:

a) ein unübertragbares absolutes Recht auf den 
Ruhm des Erfinders (Persönlichkeitsrecht);

b) ein Eterrschaftsrecht auf die dem Monopol 
gew öhnende Nutzbarkeit, deren die patentierte E r­
findung kra ft Gesetzes fähig is t;

c) ein übertragbares absolutes Recht auf Geheim­
haltung, solange diese dauert;

d) ein gewöhnliches Eigentumsrecht an einer 
körperlichen Sache, welches aus der Spezifikation 
auf dem Papier entspringt, auf welchem die Erfindung 
beschrieben is t;

e) ein Gesamtrecht, das zum Inhalte hat das 
-Bündel der übertragbaren Vermögensrechte (zu b, c 
UI)d d), die aus der Erfindung selbst entspringen, 
ßut welchen Rechten, durch die Tatsache ihres Zu­
sammentreffens, sich andere Rechte verknüpfen, die 
aus diesem Zusammentreffen abzuleiten sind. Solche 
Rechte sind die Befugnis, zu entscheiden, ob die 
Erfindung patentiert oder geheim gehalten werden 
S°U, ob sie unverändert bleiben oder wieder zerstört, 
Verändert, verschmolzen oder umgewandelt werden

im  allgemeinen, ob und wie auf sie oder auf 
'Re aus ih r entspringenden Rechte Einfluß ausgeübt 
^Verden soll, wo und wie die Gesetze es gestatten, 

as durch diese späteren Befugnisse vervollständigte 
undel von Rechten ste llt sich als ein System von 
ussckpjßj-ggj^gjj des Erfinders dar, die sämtlich dem 
iele untergeordnet sind: der vermögensrechtlichen 
usbeutung der Erfindung im  ganzen. Dieses Ge- 

^amtrecht is t gerade das, welches sich von Anfang 
T1’ s°bald die E rfindung entstanden ist, im  Vermögen 

Erfinders bemerkbar macht und besonders er- 
werden muß, getrennt von jenen unter b), c) 

^ o d) oben behandelten Einzelrechten, w eil es ein 
diesen verschiedenes Wesen hat, gewöhnlich in  

o Rechtsordnung eines anderen Staates fä llt (und 
. n icht des patentierenden Staates, sondern des- 
J uigen, w orin  die Erfindung zustande gekommen ist).

Sonderrechte teilen sich, getrennt von dem Ge- 
unt rechte, in  welchem sie von Anfang her als eine 
^ t^o b ie d s lo s e  Masse ruhen, durch einen W illens­
ist / au Erfinders, der auf dieses Ergebnis gerichtet 
zu ‘ ü^e tung des Rechtes, ein Patent im  Lande A  
Land A )11 ° <ier unmi ttelbare Patentnachsuchung im

e Außer den erwähnten subjektiven Rechten 
haf6 u die Erfindung, sobald sie zum Patent geführt 
ve ’ 'jbensoviele Rechtsobjekte, w ie Patente in  den 
PatSC t e<̂ enen Rundem darauf e rte ilt sind. In  jedem 
Rerün kat man ein besonderes Objekt. E in solches 
untp l°vb jekt steht zu dem subjektiven Recht, wie es 

r  b) bezeichnet ist, in  folgender Beziehung: So­

lange das Patent n icht e rte ilt ist, is t dieses subjektive 
Recht ein dingliches, das schon als gegenwärtiges 
auf eine künftige Sache besteht, ein Recht, das von 
der aufschiebenden Bedingung abhängt, daß das Patent 
erte ilt w ird. Sobald die Erteilung erfolgt ist, erw irbt 
die Erfindung die Fähigkeit, einen Rechtsgrund fü r 
das Ausschlußrecht zugunsten der Erfindung und 
ihrer Inhaber abzugeben. Man drückt dies so aus, 
daß die Erfindung ein Gut im  Rechtssinne und eine 
immaterielle Sache geworden ist. Das Patent, das 
diese entstehen läßt, läßt zugleich die erwähnte auf­
schiebende Bedingung eintreten, und das entsprechende 
Recht hört auf, ein auf eine zukünftige Sache ein­
gestelltes zu sein, um ein auf eine gegenwärtige 
Sache eingestelltes Recht zu werden.

3. Das Patent is t zwar notwendige Voraussetzung, 
genügt aber n icht fü r die Entstehung der immateriellen 
Sache; die anderen Voraussetzungen beziehen sich 
auf andere Kennzeichen, welche die Erfindung auf­
weisen muß. Für die Entstehung der Sache is t es 
n icht erforderlich, daß sicher sei, wer der E rfinder 
ist, sondern T it iu s  muß, wenn er behauptet, ein 
subjektives Recht auf die Sache zu haben, das ein 
anderer ihm  abstreitet, der Urheber der patentierten 
Erfindung oder Nachfolger des Urhebers sein.

4. Es kann auch Vorkommen, daß, wenn das 
Patent e rte ilt ist, die Erfindung die erforderlichen 
Eigenschaften n icht hat und daher das Monopol 
ungültig ist, trotz seiner Gewährung, aber nichts­
destoweniger das Monopol gü ltig  w ird  m it dem A b­
lauf einer gewissen Zeit, ohne daß eine Anfechtung 
erfolgt ist. In  diesem Falle kann man sagen, daß 
der Zeitablauf die fehlenden Eigenschaften ersetze. 
D ie Sache entsteht und die Bedingung, von welcher 
das Recht abhängt, is t eingetreten, sobald die be­
stimmte Zeit abgelaufen ist. Dies spielt eine Rolle 
in  derBehandlungder entsprechendenRechtsgeschäfte.

5. M it dem Erlöschen des Patents fä llt die E r­
findung ins Freie, und alles Recht daran is t unwieder­
bring lich  erloschen. Umgekehrt is t der Verlust des 
subjektiven Rechts ohne Zerstörung der Sache, z. B. 
in  V erfo lg  einer Abtretung, n ich t unwiederbringlich, 
insoweit, als das Recht nach Annullierung der 
Abtretung, sagen w ir wegen Dolus, w iedererlangt 
werden kann.

Erkennt man nun, daß eine von der über die 
Sache und der über das Recht aufgestellte Lehre 
getrennt behandelt werden kann, so is t der Augen­
b lick  gekommen, die Frage zu stellen: is t eine so 
getrennte Behandlung nützlich? W ir bejahen diese 
Frage aus folgenden Gründen:

V or allem das Patent als Gegenstand von 
Rechten fo lg t besonderen Grundsätzen fü r die 
Uebertragung, die von den gewöhnlichen Regeln 
in  betreff der Uebertragung von subjektiven Rechten 
verschieden sind. Es läßt mehr oder weniger 
wie eine körperliche Sache Revindikation in  der 
Hand d ritte r Personen zu, ebenso Erwerb vom 
Nichteigentümer, ferner dingliche Rechte auf die 
übertragene Sache, welche die Uebertragung be­
gleiten und persönliche Rechte, welche diese n icht 
begleiten, und alles bisweilen auch ohne Wissen und 
selbst gegen den W illen der Parteien, die unter sich 
unm ittelbar kontrahieren. Bevor die Sache entstanden 
ist, können Eintragungen Einfluß auf die Ueber- 
tragungen n ich t ausüben, es is t also die Sache, welche 
imstande ist, diesen eine neue R ichtung zu geben, 
wozu das Recht n icht fähig sein würde.
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Aber noch w ichtiger und entscheidender scheint, 
uns der Umstand zu sein, daß das Patent in  seiner; 
Eigenschaft als Rechtsobjekt entsteht, lebt und s tirb t: 
nach starren und klaren Regeln, Regeln, die m eist: 
der W illensbestimmung des Inhabers entzogen 
sind. Umgekehrt hat das subjektive Recht auf das 
Patent vielseitige Beziehungen, bei denen geheime 
Erklärung, Gegenerklärung, aufschiebende und auf­
lösende W irkungen m it der ganzen E lastizität sich 
bemerkbar machen können, die an die Umstände des : 
heutigen Verkehrslebens geknüpft ist.

Schließlich muß man zugeben, daß bei dem 
jungen Zweige des Patentrechts nichts so ersprießlich 
sein kann, wie der H inweis auf eine tausendjährige 
Erfahrung, die ihm  der alte Stamm der bürgerlichen 
Rechtslehre gewähren kann. Indem eine fü r d ie . 
körperlichen Sachen geltende Orientierung- an im ­
materiellen von den Erfindungen herrührenden Sachen 
gegeben w ird, kann der Saft des alten Stammes w eit 
schneller sich in  den jungen Zweig ergießen, diesem 
reichlichere Nahrung zuführen und ihm  einen k rä fti­
geren A uftrieb zu reicher Blüte geben.

Entwicklung: und Reform des deutschen 
Warenzeiehenreehts.

V o n  Kam m ergerichtsrat D r. P in z g e r ,  B e rlin .

I. Das deutsche Marken- oder Warenzeichen­
recht kann nur auf eine kurze, aber dafür um so 
bedeutsamere Entw icklung zurückblicken, w eil die 
Gesetzgebung erst spät, dann aber m it um so mehr 
Verständnis den W ert eines ausreichenden Schutzes 
der Fabrik- und Handelsmarken erkannte. In  den 
Bundesstaaten gab es bis zur Reichsgründung, ab­
gesehen von Bayern, ein Markenrecht überhaupt 
nicht, so daß erst die reichsrechtliche Regelung im  
Markenschutzgesetz v. 30. Nov. 1874 ein deutsches' 
Markenrecht schuf. Aber man beschränkte den Kreis 
der Markenschutzberechtigten auf die eingetragenen 
Kaufleute, übertrug den m it der Registerführung be­
trauten Am tsgerichten nur die Entgegennahme der 
Anmeldung und die Eintragung, ohne jede materielle 
Prüfung, und schloß reine Wortzeichen von der E in­
tragung aus. D ie gegen solche Regelung einsetzende 
K ritik  führte zu dem heute noch geltenden Reichs­
gesetz zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894, das seit 1. Okt. 1894 in  K ra ft ist. 
D er Zeichenschutz wurde auf W ortzeichen und der 
Kreis der Zeichenberechtigten auf alle Gewerbe­
treibenden erweitert. Außerdem wurde das Anmelde­
verfahren durch eine beschränkte Vorprüfung ersetzt, 
die fre ilich  nur durch Zentralisierung des Zeichen­
wesens beim Patentamt erreicht werden konnte. 
D am it übernahm das Patentamt eine neue w ichtige 
Aufgabe, zu deren erfolgreicher Bearbeitung w ir das 
A m t bei der Feier seines 50jährigen Bestehens be­
glückwünschen können.

II. Das Gesetz, w ill den S ch u tz  a lle r  W aren ­
b e z e ic h n u n g e n  regeln und behandelt n ich t nur 
das Warenzeichen, das durch die Eintragung in  die 
Zeichenrolle des PA. entsteht, sondern auch den 
Schutz von Ausstattung, Namen und Firm a, soweit 
diese als Warenbezeichnungen in  Betracht kommen. 
D arin lieg t das Streben nach einem Schutz aller 
Warenbezeichnungen gegen Mißbrauch. D ie Be­
nutzung der Warenbezeichnung zur Täuschung des 
P ublikum s soll verh indert, ev. le ich t beseitigt und  
b es tra ft w erden. D a z u  is t e in  k rä ftig e r Schutz gegen

Nachahmung von Zeichen, andererseits ein Schutz 
gegen Mißbrauch des formalen .Zeichenrechts er­
forderlich, kurz gesagt: der Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb durch Warenbezeichnungen. Daß dieser 
Grundgedanke dem Gesetz zugrunde lieg t und seine 
Auslegung überall beherrschen muß, is t spät erkannt 
und in  der Rechtsprechung durchgesetzt worden. 
W ie sehr sich die Auffassungen trotz unverändertem 
Gesetzestext gewandelt haben, zeigt eine Vergleichung 
der älteren und neueren Rechtsprechung des RG. 
und PA. in  zahlreichen Fragen des Zeichenrechts, 
von denen hier nur die w ichtigsten behandelt werden 
können. D ie große L in ie  strebt nach einer Be­
freiung von der früher form alistischen Behandlung 
der gesetzlichen Bestimmungen.

III. Betrachten w ir zunächst die Praxis des 
P a te n ta m ts , so erscheint bei seiner auf Waren­
zeichen beschränkten Prüfungstätigkeit besonders 
beachtlich, w ie man sich m it den Eintragungs­
hindernissen des § 4 WZG. im  einzelnen abzufinden 
weiß, wenn trotz scheinbar entgegenstehendem Ver­
sagungsgrund an der Unterscheidungskraft des ange­
meldeten Zeichens n ich t zu zweifeln ist. Das Waren­
zeichen muß nach § 1 WZG. Unterscheidungskraft 
besitzen. Gerade deshalb sollen Zahlen und Buch­
staben sowie Herstellungs-, Beschaffenheits- und Be­
stimmungsangaben nach § 4 N r. 1 WZG. von der 
Eintragung ausgeschlossen sein, w eil sie allein der 
Unterscheidungskraft entbehren. Indessen muß die 
W irkung auf das Käuferpublikum  entscheiden, bei 
dem sich auch ein reines Buchstaben- oder Zahlen­
zeichen, eine Beschaffenheitsangabe als individuelles 
Kennzeichen der Ware eines bestimmten Geschäfts­
betriebes durchgesetzt haben kann. Es is t erfreulich, 
daß diese Ansicht sich jetzt im  PA. durchgesetzt hat, 
so daß „D K W .“ , „E lberfelder Farbenfabriken“ , „4711“ 
eingetragen wurden1). Dies is t zwar durch die 
Fassung des A rt. 6 Abs. 2 U V . beeinflußt, hat auch 
das RG. zur zustimmenden Auffassung bewogen1 2); 
doch ändert das daran nichts, daß der Geist des 
Gesetzes über form alistische Bedenken gesiegt hat.

Es wäre interessant, die Versagungsgründe des 
PA. m it den Löschungsgründen (§ 9) nach der Praxis 
des RG. zu vergleichen, würde aber zu w eit führen. 
Das Streben muß dahin gehen, kein Zeichen einzu­
tragen, gegen das eine Löschungsklage E rfo lg  ver­
spricht; also sorgfältige Prüfung und Anpassung an 
die Rechtsprechung des RG. H ier wäre noch manches 
zu bessern. Begrüßenswert is t andererseits, daß die 
Rechtsprechung des RG. immer mehr dazu neigt, 
das einmal eingetragene Zeichen, das längere Zeit 
unangefochten bestand, vor Löschung zu bewahren3)-

IV . D ie o rd e n tlic h e n  G e ric h te  haben in  
Warenbezeichnungssachen eine- schwierige Aufgabe 
zu lösen: kräftiger Schutz der eingetragenen Zeichen 
und der sonstigen Warenbezeichnungen muß in  
E inklang gebracht werden m it dem Schutz der A ll' 
gemeinheit gegen Mißbrauch und Ueberspannung der 
Rechte. D ie richtige Abwägung beider Gesichts­
punkte erfordertsorgfältige Prüfung; jeder Formalismus 
kann leicht zu abwegigen Entscheidungen führen. 
O ft steht Recht gegen Recht, das eingetragene Zeichen 
einer Firm a oder einem Namensrecht gegenüber, so 
daß es kaum m öglich ist, eine gerechte Lösung zu 
finden. Man hat deshalb gelegentlich über Enteignung

1) P i n z g e r - H e i n e m a n n ,  Das deutsche W arenzeichenrecht. 
K o m m en tar des R G es. z. Schutz der W arenbezeichnungen nebst den 
in-temat. Verträgen . B e rlin  1926, O tto  Liebm ann. A nm . 23 zu 9  > 
A nm . 19 zu § 4 und die dort angef. Rechtspr. des P A .

2) R G . im  B l. 26, 215. 3) R G Z . Bd. 114 S. 360 ff.
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des Namensrechts1) geklagt, und es wäre interessant, 
die neuere Rechtsprechung zu diesen Fragen* 2) kritisch  
zu beleuchten. H ier soll indessen die Rechtsprechung 
nur insoweit behandelt werden, als sie die Grundlagen 
des Zeichenrechts be trifft.

Das Zeichen entsteht als absolutes Recht erst 
durch die Eintragung, is t vorher als solches nicht 
vorhanden, selbst wenn es lange Zeit gebraucht wurde, 
deshalb auch als Ausstattung einen gewissen Schutz 
genoß. Läßt sich ein D ritte r dasselbe Zeichen fü r 
die gleichen Waren eintragen, so sträubt sich dagegen 
das Rechtsgefühl, besonders wenn er daraufhin dem 
anderen die Zeichenbenutzung untersagen w ill. D ie 
ältere Rechtsprechung glaubte trotzdem n icht helfen 
zu können: wer ein fü r ihn  wertvolles Zeichen nicht 
eintragen läßt, hat sich die Folgen der Unterlassung 
zuzuschreiben und darf sich über das Vorgehen des 
D ritten n icht beklagen3). Das is t an sich ein ge­
sunder Gedanke. Wozu brauchte man sonst noch 
die m it Kosten verbundene Eintragung, die n icht 
Qur ein Prioritätsnachweis und n ich t einmal das ist? 
Das Warenzeichenrecht kennt kein Vorbenutzungs­
recht und die Tatsache der Anerkennung einer Waren­
bezeichnung im  Verkehr schafft w ohl nach § 15 WZG. 
einen gewissen Schutz, aber kein absolutes Recht4). 
Die im  Entw. von 1913 vorgesehene abweichende 
Regelung wurde deshalb abgelehnt5). Aber die Aus­
stattung genießt Schutz gegen Benutzung D ritte r in  
Täuschungsabsicht. Daneben erkennt die neuere 
Rechtsprechung immer mehr an, daß die unbefugte 
Verwertung fremder Arbeitsergebnisse gegen die guten 
Sitten i. S. der §§ 1 UW G., 826 BGB. verstößt. 
Deshalb w ird  der Ausstattungsraub m iß b illig t6) und 
der Anspruch auf Löschung des sittenw idrig erlangten 
Zeichens anerkannt7), auch wenn dem ein älteres 
absolutes Recht n icht gegenübersteht. Denn nicht 
darauf, sondern auf die Bewertung des Verhaltens 
des Anmelders und seiner Zwecke komm t es an.

Man hat dem entgegengehalten, daß unser Gesetz 
emen Benutzungszwang n ich t kennt, daß die vor- 
erwähnte Rechtsprechung der Zeichenbenutzung einen: 
vom Gesetz n ich t gewollten Einfluß einräumt. Letzteres 
lst unrichtig, doch können die Gründe hier nur an­
gedeutet werden. Das Zeichen is t zur Unterscheidung 
der Waren eines Betriebes von den Waren anderer 
bestimmt und soll dazu benutzt werden. Deshalb 
!st fü r die Bedeutung des Zeichens die Tatsache und

der Benutzung von jeher bedeutsam gewesen, 
Zunial dadurch vielfach überhaupt erst die U nter- 
?cbeidungskraft entsteht8). D am it hängt auch die 
Jetzt allgemein anerkannte verschiedene Bewertung 

es Schutzumfangs von W arenzeichen9) je nach der 
die A rt der Benutzung bedingten U nter- 

■--heidungskraft des einzelnen Zeichens zusammen.
as eingetragene Zeichen is t keine unveränderliche, 

eststehende Größe, vielm ehr is t die rechtliche Be- 
j eutung des einzelnen Zeichens während seiner E in ­
regung veränderlich, man hat es sozusagen m it einem 
et)enden  O rg a n ism u- 0 ------------s (ähnlich einer Pflanze) zu

e f ?ess.en W ert durch die Betätigung seines Inhabers 
-2 _bedingt und in  seinem Umfang bestimmt w ird.

2  Bd. 53 S. 437.
J  S G f -  B d - HO S. 234; E G . in  M . tt. W . X X V , 152; X X V I, 14. 
4) p . ° “ m a n n, Q u  e ck , R o s e n th a l,  B r e i t  JW . 26, 1420 ff. 

stänri ¿ ^ ^ z g e r - H e ln e m a n n ,  Anm . 10 zu § 15 u. d ie d o rt angef. 
fif?rChtsPr - des RG.
2  vg l. G ü l l a n d - Q u e c k ,  M . n. W . X I I I ,  535.

r > 250;  P in z g e r - H e in e m a n n ,  Anm . I I  zu § 15. 
X X V I ¿1 .V C  97• 94; 106, 254; RG. in  M . u. W . X X I I I ,  199, 238; 

’ ’ -■‘ i n ^ e i - H e i n e m a n n ,  Anm. 1 zu § 12.

tun,

2 Rs. in iS.
> P m z g e r - H

W . X X V I ,  68 betr. ,,4711“. ' 
e in e m ,a n n , Anm . 15 zu § 12.

Das hat die Rechtsprechung zur Anerkennung eines 
: Unterschiedes zwischen Zeichen verschiedenen Schutz­
umfangs, zur Unterscheidung starker und schwacher 
Zeichen und zum Motivschutz geführt1).

Dann scheint auch eine gesonderte Behandlung 
n ic h t b e n u tz te r Z e ich e n  gerechtfertigt, derart, 
daß man den Defensiv- und Vorratszeichen nur eine 
bedingte Existenzberechtigung zuspricht. D ie Recht- 

: sprechung erkennt an, daß solche Zeichen für ihren 
Bestand einer Rechtfertigung durch Nachweis eines 
schutzwürdigen Interesses bedürfen. Dieses Interesse 
w ird  bei Vorratszeichen anerkannt, wenn der Erwerb 
eines Vorrats nach A rt und Umfang des Betriebes 
und derWaren gerechtfertigt erscheint2). BeiDefensiv- 

: Zeichen w ird  die Rechtfertigung in  dem durch die 
tatsächlichen Verhältnisse bedingten Streben nach 

; einem erweiterten Schutze des benutzten Haupt­
zeichens erblickt. Dabei genügt es, daß das Defensiv­
zeichen überhaupt dem Schutze des Hauptzeichens 
dienen kann, daß es also n icht älter als das Haupt­
zeichen is t und im  Aehnlichkeitsbezirk des Haupt­
zeichens lie g t3). Aber Mißbrauch is t auch dann noch 
m öglich, wenn ein n ich t benutztes Zeichen zur 
Löschungsklage gegenüber einem jüngeren benutzten 
Zeichen gebraucht w ird, obwohl eine Verwechslungs­
gefahr zwischen diesem und dem Hauptzeichen nicht 
besteht, so daß der Defensivzweck des unbenutzten 
Zeichens entfällt. Is t dann auch ein Vorratsbedürfnis 
n ich t anzuerkennen, so is t die Geltendmachung eines 
solchen unbenutzten Zeichens zur Löschungsklage 
m it den guten Sitten unvereinbar. Diese vom Reichs­
gericht früher abgelehnte Ansicht is t neuerdings aus­
drücklich anerkannt4). Dabei spielt der Gedanke an 
die übermäßige Beeinträchtigung des freien W ett­
bewerbs D ritte r durch n ich t benutzte Zeichen eine 
entscheidende R olle5). Diese Rechtsentwicklung w ird 
mehrfach heftig bekämpft; doch is t erfreulich, daß 
das RG. bewußt die frühere Rechtsansicht aufgegeben 
hat, um dem Grundgedanken des Gesetzes zum Siege 
zu verhelfen.

V . So sehen w ir eine Rechtsentwicklung vor uns, 
die zunächst von dem starren formalistischen Recht, 
das das WZG. darzustellen schien, nur zögernd zu 
einer freieren Rechtsauffassung überzugehen wagte, 
schließlich aber unter Führung des RG. bewußt an­
erkannte, daß das Recht der Warenbezeichnungen 
nach dem W illen des Gesetzes nie zu einer Ent­
scheidung führen darf, die m it den Grundsätzen des 
lauteren Wettbewerbs unvereinbar erscheint. Solche 
Rechtsprechung is t n ich t W illkü r, is t vielm ehr die 
vornehmste, auf vollem  Verständnis des Gesetzes 
beruhende Anwendung des positiven, den Richter 
selbstverständlich bindenden Gesetzes. Daraus folgt, 
daß eine grundsätzliche Umgestaltung des geltenden 
Gesetzes trotz der veränderten Verhältnisse zur Zeit 
n icht nötig  ist. D ie von der Reichsregierung be­
absichtigte Anpassung des Gesetzes an die Beschlüsse 
der Haager Konferenz vom Nov. 1925 halten sich 
deshalb m it Recht in  engen Grenzen. Wünsche nach 
mancher R ichtung bestehen fre ilich  und sollen z. T. 
auch berücksichtigt werden. Aber man w ird  m it 
dem geltenden Gesetz auch weiter auskommen können. 
Es is t fre ilich  erforderlich, wenn alle Instanzen weiter

5  P in z g e r - H e in e m a n n ,  Anm. 9,10 zu §20; J .L . S e i ig s o h n ,
M . n. W . X X II ,  33. , 3. ,

2) P in z g e r - H e in e m a n n ,  Anm. 9 und die d o rt angefangene 
; Rechtspr., fe rne r RGZ. 111, 192; RG. in  M . u. W . X X V , 150.

3)  R G Z . 112, 160; R G . in M . u. W . X X V , 150 ; R G . in B l. 26, 186.
4) R G Z . Bd. 114, 360; frü her anders R G Z . 112, 160.
6) R G . in M . n. W . X X V I ,  255 u. R G . u. GewRsch. 27,' 304.
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bestrebt sind, den Beteiligten das Gefühl des Schutzes 
gegen jede Unlauterkeit, zugleich aber das Gefühl 
der Rechtssicherheit, einer einheitlichen Recht­
sprechung nach klaren,, den praktischen Bedürfnissen 
angepaßten Grundsätzen zu geben.

Die strafrechtliche Verwertbarkeit der 
Psychoanalyse.

V o n  Professor D r. B o h n e ,  D ire k to r des K rim ina lw issen- 
schaftl. Ins titu ts  der U n ivers itä t K ö ln 1).

Die Vorgänge des unbewußten Seelenlebens, 
die sich in  den mannigfachsten psychisch und physisch 
erkennbaren Erscheinungen offenbaren, vor allem 
auch in  körperlich o ft recht empfindlichen Störungen 
und psychischen Anom alien, haben seit Jahrzehnten 
Psychiater und Psychologen auf die Erforschung dieser 
Vorgänge hingewiesen und zur Lehre von der A u f­
deckung dieser unterbewußten Vorgänge, der Psycho­
analyse, geführt, die vor allem m it den Namen 
B re u e rs , F re u d s , A d le rs , Ju n g s , S te k e ls  u. a. 
eng verknüpft ist. D ie Juristen, insbes. auch die 
Krim inalisten, haben diesen Untersuchungen und 
ihren Ergebnissen bisher kaum irgendwelches In te r­
esse entgegengebracht. Und doch lieg t die Frage 
so nahe, ob die Psychoanalyse n ich t berufen sein 
kann, auch das psychische Verhalten des Rechts­
brechers dem Verständnis des Richters näherzu­
bringen, zu untersuchen, ob das Unterbewußte nicht 
auch fü r die Entstehung des deliktischen Verhaltens 
kausal werden, und ob die Psychoanalyse vielle icht 
Wege zeigen kann, an ihrem  T e il zur Verbrechens­
bekämpfung beizutragen.

Von Jugend auf w irk t die Um welt auf den 
Menschen ein und erzeugt in  seiner Psyche E in ­
drücke, sog. Engramme, die dem Menschen nur zum 
geringsten Te il bewußt werden oder bewußt bleiben. 
Dabei werden n ich t nur Vorstellungen im  U nter­
bewußtsein aufgespeichert, sondern vor allem auch 
Gefühle und Affekte. Beides zusammen, der V o r- 
stellungs- und der Gefühlsanteil eines jeden Erleb­
nisses, bildet die sog. gefühlsbetonten Vorstellungen 
oder Komplexe. Zu einer Aufspeicherung solcher 
Komplexe im  Unterbewußtsein komm t es vorzugs­
weise bei stark gefühlsbetonten Erlebnissen, unter 
denen wiederum die schreck- und angstbetonten, 
ganz allgemein die unlustbetonten die größte Rolle 
spielen (heftiger Schreck, Angst vor Strafe oder 
M ißlingen eines Unternehmens; früheste sexuelle E r­
lebnisse, die in  aller Regel m it einem Schreckgefühl 
verbunden sindusw.). Unlustbetonte Erlebnisse können 
aber n ich t nur von außen an den Menschen heran­
treten, sondern auch re lativ unabhängigvon der Außen­
welt in  ihm  selbst entstehen, sei es durch die E r­
kenntnis eigener M inderwertigkeit oder eigenen U nter- * S.

*) D ieser Aufsatz is t eine "Wiedergabe des wesentlichen Inhalts 
eines Vortrags, den ich  am 25. M ärz in  der Rechts- u. Staatswissen­
schaf tl. V ere in igung  zu D üsseldorf gehalten habe. A us Raummangel 
mußten die zur E rläu te rung  herangezogenen Fä lle  typ ischer Analysen 
aus der Praxis w egbleiben, auch die Angabe der psychoanalytischen 
L ite ra tur. E rw ähnt sei an A rbeiten, d ie sich speziell m it dem Problem  
„S tra frecht und Psychoanalyse“  beschäftigen: jBo h n  e , Psychoanalyse 
u. Strafrecht, Ztschr. f. Strafrechtswiss., Bd. 47 S. 439; F e  d e r n -  
M e n g ,  Das Psychoanalytische Volksbuch, 1926 S. 444; F r a n k ,  Seelen­
leben u. Rechtsprechung, 1922; H e l l w i g ,  Psychologie u.Vemehmungs- 
technik bei Tatbestandserm ittlungen, 1927 S. 74 ff., 94 f f . ; L u n g w i t z ,  
Psychoanalyse und K rim in a litä t, A rch . f. K rim ., Bd. 77 S. 304 u. 309; 
M e z g e r ,  Moderne Strafrechtsprobleme, 1927 S. 26; N o h l ,  D ie  
krim ina lis tische  Bedeutung der Psychoanalyse, A rch. f. K rim ., Bd. 77
S. 306; P la u t ,  Forensische Psychologie, K rim . Monatsh., Jahrg. 1 S. 36; 
P r in z h o r n ,  Psychoanalyse und Rechtsprechung, Dtsche R ich ter- 
Ztg., 1926 S. 298; R e ik ,  Geständniszwang u. Strafbedürfnis, 1925; 
S c h u l t z - H e n c k e ,  E in füh rung  in  die Psychoanalyse, 1927 S. 374; 
W e y g a n d t ,  Experim ente lle  Psycholog ie  bei der gerichtl.-psychi- 
atrischen Sachverständigentätigkeit, MonSchr. K rim P s., 1926 S. 405 
(G egner!); vg l. fe rne r M onSchr. K rim P s., 18. Jahrg. S. 158.

legenseins auf irgendeinem Gebiet, sei es durch U nter­
drückung des Selbsterhaltungs- oder Geschlechtstriebs 
infolge äußerer Hemmnisse tatsächlicher oder ein­
gebildeter A rt, die die Ausw irkung der Triebe ver­
hindern, sei es durch Selbstvorwürfe wegen w irk ­
licher oder imaginärer Verfehlungen (unsoziales 
Verhalten, Untreue, Onanie m it ihren depressiven 
Begleiterscheinungen usw.). Es is t nun ein psychisches 
Gesetz, daß alle unlustbetonten Vorstellungen und 
als verpönt empfundenen Wünsche aus dem Bewußt­
sein ins Unterbewußtsein verdrängt werden, und 
zwar um so intensiver, je stärker das Unlustgefühl 
oder der abgelehnte Trieb ist. A lle in  alle diese 
verdrängten Komplexe und Wünsche bleiben im  
Unterbewußtsein n ich t verborgen, n ich t untätig, 
sondern äußern sich inVerlangsamung und Hemmungen 
der psychischen Prozesse, in  Verstimmungen, in  
Depressionszuständen, fü r die der davon Betroffene 
keine Erklärung angeben kann, in  Fluchttendenzen 
vor sich selbst, in  melancholischen oder neurasthe- 
nischen Zuständen, die sich bis zu einer ausgesprochenen 
Hysterie m it schwersten Symptomen steigern können, 
und, sofern es sich um sexuelle Erlebnisse handelt, 
in  einer Verkehrung der sexuellen Triebrichtung, in  
einer Determ inierung auf bestimmte Lusterlebnisse 
oder in  sog. Sexualthymopathien der verschiedensten 
A rt (Homosexualität, Sadismus, Masochismus, Trans­
vestitismus, Exhibitionism us usw.). Dazu kommt, 
daß die verdrängten Wünsche und Triebe die Tendenz 
haben, sich wieder bewußt zu machen, und da ihnen 
das infolge eines ständig fortw irkenden Verdrängungs­
prozesses n ich t m öglich is t — da die Triebe und 
Wünsche als Sitten- oder ku lturw id rig  empfunden, 
von der Umgebung als anstößig bezeichnet werden — , 
so treten sie teils in  Träumen unverhüllt oder sym­
bolisch, teils in  sog. Ersatzhandlungen und Ersatz­
befriedigungen o ft schwerster krim ine lle r A rt oder 
auch als Zwangsneurosen zutage, die dem Handelnden 
selbst und vor allem auch seiner Umgebung vö llig  
unbegreiflich und unm otiviert erscheinen. Besonders 
bedeutungsvoll is t es dabei, daß die als unsozial 
oder verpönt verdrängten Wünsche und Triebe ein 
Schuldgefühl entstehen lassen, dessen Ursache n icht 
bewußt ist, das eine Bestrafung o ft geradezu suchen 
läßt und entweder zur Selbstbestrafung füh rt in  Form  
von hysterischen Schmerzen und Lähmungen, die 
an irgendeinem K örperte il produziert werden und 
o ft genug rein organische Leiden Vortäuschen, oder 
auch n ich t selten zu Selbstverstümmelungen oder zu 
strafbaren Handlungen tre ib t, um eine von d ritte r 
Seite ausgehende Bestrafung zu provozieren.

D ie Psychoanalyse lehrt nun, daß das Bewußt­
machen der verdrängten, unbewußten Komplexe zur 
H eilung führt, daß die verdrängten Triebe, Schreck- 
und Angsterlebnisse m it ihrem  Wiederbewußtwerden 
auchihredäm onischeKraftverlieren. AufwelchemWege 
dies am besten zu erreichen ist, ob durch Analyse der 
Träume, der Fehl- und Ersatzhandlungen,. oder durch 
einfaches Erzählenlassen von momentanen E infällen 
usw., is t eine Frage der Technik der Psychotherapie, 
auf die h ier n ich t näher eingegangen werden kann.

Verschieden wie die Methoden der Psychoanalyse 
sind auch die Erklärungsversuche fü r die Entstehung 
und die in  die Erscheinung tretenden symbolischen 
Aeußerungen der unbewußten Kom plexe1). i)

i )  F r e u d :  Lehre  vom „O ed ipuskom plex“ ; A d le r :  G e füh l der 
eigenen M inde rw e rtigke it. J u n g :  V ere in igung beider Ansichten unter 
Verm eidung ih re r E inse itigkeiten , E in te ilung  der Menschen in  in ­
trovertie rte , auf das S ub jekt gerichtete Charaktere —  M achttrieb  
und extrovertie rte , auf das O b jek t gerichtete Charaktere — Sexualtrieb.
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Die Hauptbedeutung der Psychoanalyse fü r das 
Strafrecht besteht zunächst in  der M öglichkeit, die 
sonst o ft ganz ¡unerklärlichen Motive fü r ein ver­
brecherisches Verhalten aufzudecken. Gerade die; 
letzten Jahre sind reich an schwersten Verbrechen, 
für die sich hinreichende Motive n icht haben auf- 
füiden lassen. Es sei nur erinnert an den Fall des 
Hauptlehrers Wagner in  Degerloch, an den Fall 
Hajork, den Raubmord von Vaduz, an Lydia D ick­
mann, Denke, Angerstein u. a., und es läßt sich 
leicht zeigen, daß alle diese Fälle — worauf schon 
v o n L u n g w itz  hingewiesen is t —- etwas Unlogisches 
enthalten, einen W iderspruch zwischen dem ver­
brecherischen Verhalten und der Lebenssphäre der 
Täter, und daß die scheinbar vorliegenden und unter­
stellten Motive (Gewinnsucht, A ffekt in  Verbindung 
m it moralischer Hemmungslosigkeit usw.) zur E r­
klärung der Verbrechen und Ueberbrückung der 
logischen Unstim m igkeiten durchaus n ich t ausreichen, 
f^uch dem Täter selbst sind die Motive seines 
Handelns in  vielen Fällen n icht klar. E r weiß wohl, 
daß er die Tat begangen hat, er is t n icht unzu­
rechnungsfähig, aber er weiß nicht, warum, er weiß 
rücht, was die Tat fü r ihn  bedeutet. N atürlich recht­
fertig t der Täter die Tat vor sich selbst, g ib t auch 
Motive an, die oft genug fü r ein erschöpfendes Ge­
ständnis genommen werden: der Täter w ill ja  n icht 
sinnlos gehandelt haben! Aber das. sind Motive, die 
er retrospektiv durch bewußte Reflexion über seine 
Tat konstruiert, die ihm  als eine vernünftige Er­
klärung und Rechtfertigung seines Handelns er­
scheinen, n ich t die wahren M otive, die in  einem 
¿wang zu Ersatzhandlungen oder in  einem die Strafe 
Provozierenden präexistenten Schuldgefühl hegen. 
N ie tzsch e  hat im  „Zarathustra“ , in  der Rede „Vom  
bleichen Verbrecher“ , diese Erscheinung dichterisch
gestaltet.

Bei einem näheren E indringen in  das Wesen 
mid den Inha lt der unterbewußtenKomplexe kann, man 
?Un unschwer erkennen, daß auf bestimmte Ver- 
biechertypen die psychoanalytische Erklärung vor 
ullern anwendbar ist. H ierher gehören namentlich 
me Hochstaplernaturen, auf die die Erklärung Adlers 
uber die Entstehung der inneren K onflikte  durchaus 
Paßt, insofern es sich h ier um Menschen handelt, 
me an einem Gefühl der M inderwertigkeit leiden 
ymd sich durch ihre Handlungen aus der Sphäre der 
mneren Unsicherheit und Gedrücktheit herauszuretten 
fm hen; die sog. Kleptomanen, überhaupt alle V er- 

recher, deren psychisches Verhalten man früher als 
sog- Monomanien bezeichnet hat; die Affektverbrecher 
UQd viele unter den politischen Verbrechern.

Für den K rim inalisten is t nun vor allem die 
rage von größter Bedeutung, ob eine Aufdeckung 
er Tatmotive durch psychoanalytische Behandlung 

m  einer Exkulpierung, zu einer Verneinung der V er­
antw ortlichkeit führen muß, wie manche annehmen, 

lese Frage is t m. E. in  ih re r A llgem einheit ent- 
crueden zu verneinen, schon deshalb, w eil die Tat 
effach begangen w ird, um eine Entlastung von dem 

Mneren Drang, dem in  seinen M otiven unbewußten 
chuldgefühl zu schaffen. D er Täter stand unter 
■em P.ru°k  eines Strafbedürfnisses, erstrebte selbst 

ir,116 i bfrne fü r die verpönten Triebe und W illens- 
Süh S6’ Strafe b ildet fü r ihn  eine solche
inn v Ĉ'e wenigstens fü r eine gewisse Zeit, 
ejQeri? b  fre i machen kann. Daß dam it dem Täter 

e W ohltat zuteil w ird , w iderspricht durchaus n icht

der sühnenden Funktion der Strafe. Sicher is t anderer­
seits auch, daß die psychoanalytische Forschung eine 
Revision, des Begriffs der strafrechtlichen Schuld 
herbeiführen w ird, und daß u. U, Freisprechungen 
in  größerer Zahl zu erwarten sind, als w ir sie gegen­
w ärtig haben.

Dagegen w ird  die Psychoanalyse in  erster L in ie  
berufen sein, spezialprävenierend zu w irken, vor allem 
schon in  der Erziehung der Jugendlichen, da kein 
Zweifel mehr an dem Vorhandensein einer sog. 
latenten K rim ina litä t bestehen kann, die sich vor 
allem im  Traume kundgibt. Diese krim inelle Kom ­
ponente in  der Psyche des einzelnen kann durch 
eine geeignete, psychoanalytisch orientierte Erziehung 
zum Teil wenigstens paralysiert werden. Ganz w ird  
man sie niemals beseitigen können. W ie w ichtig 
aber eine schon frühzeitig einsetzende Prävention 
ist, zeigt sich, wenn man sich k la r macht, daß jedes 
Verbrechen eine Auflehnung gegen die gegebene 
Ordnung enthält und in  jeder Auflehnung gegen eine 
gegebene Situation eine infantile Einstellung Hegt, ein 
übermäßiger, unausgeglichener Trieb. Es is t n icht zu 
v ie l behauptet, wenn man (so bes. Freud und Nohl) ge­
sagt hat, daß das K ind  sowohl polymorph-pervers, wie 
andererseits auch universell-krim inell sei und so die 
Keime zu allen Verbrechen in  sich trage, und daß 
nur eine planmäßig geleitete Erziehung ein sekundäres, 
soziales Ich heranbilden könne, das das primäre, 
morallose Ich allm ählich überlagere und in  seinen 
Auswirkungen hemme. Fast alle Verbrechen Jugend­
licher haben ihre Ursachen in  psychischen Ent­
wicklungshemmungen, und auch die Verbrechen 
Erwachsener lassen sich in  der Regel aus einer 
Rückkehr ins In fantile  erklären, hervorgerufen durch 
unausgeglichene Verdrängungen. D ie nächstliegende 
Aufgabe müßte es also sein, Jugendliche, die in  irgend­
welcher Form  ein asoziales Verhalten zeigen, be­
sonders Fürsorgezöglinge und jugendliche Häftlinge, 
einer psychoanalytischen Behandlung zu unterwerfen, 
sofern der Jugendliche über einen gewissen Grad 
von Intelligenz verfügt, der zur Durchführung jeder 
Analyse unbedingt erforderlich ist.

Diese spezialpräventive Behandlung auch auf 
erwachsene Verbrecher, besonders während ihrer 
Strafzeit anzuwenden, wäre das Idealste, w eil der 
psychoanalysierte Verbrecher, sofern seine Handlungen 
auf verdrängte Komplexe oder ein präexistentes 
Schuldgefühl zurückzuführen sind, fortan m it seiner 
Um welt im  Frieden lebt und die Strafe dann in  
vollem  Maße ihre sühnende und befreiende W irkung 
entfalten kann. Eine solche an a lle n  dazu geeigneten 
Verbrechern durchzuführende psychoanalytische Be­
handlung scheitert aber vorläufig n ich t nur an den 
unverhältnismäßig hohen Kosten, dem Mangel an 
geeigneten Aerzten, dem W iderstand gegen diePsycho- 
analyse überhaupt, sondern vor allem auch an der 
dazu erforderhchen Zeit. Es is t indessen zu hoffen, 
daß eine Methode gefunden werden kann, die z. Zt. 
notwendige durchschnittliche Dauer von 3— 8 Monaten 
(o ft noch bedeutend länger!) fü r eine erfolgreiche 
psychoanalytische Behandlung erhebHch abzukürzen. 
Schon jetzt aber sollte man wenigstens bei intelligenten 
Jugendlichen die günstigen Ergebnisse der Psycho­
analyse nutzbar zu machen versuchen.

Darüber darf man sich allerdings keiner Illusion 
hingeben, daß es naturgemäß auch bei einer aus­
gedehnten Verwertung der Psychoanalyse niemals 
gelingen w ird, das Verbrechen aus der W elt zu
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schaffen, da sein Zustandekommen außer von ver­
drängten Trieben noch von zahlreichen anderen 
psychischen und physischen Voraussetzungen abhängt. 
Aber die psychoanalytische Methode is t durchaus 
geeignet, vielen zu helfen, viele von ihrem  inneren 
Dämon zu befreien, dem Verbrecher m it einem ge­
sunden Optimismus gegenüberzutreten, der vor Ver­
bitterung auf der einen, vor Resignation auf der 
anderen Seite bewahrt und so unsere Strafjustiz und 
unsem Strafvollzug m iteinem  neuenGeist erfüllenkann.

Die Preußische Landgemeindeordnung’.
V o n  Staatssekretär i.  e. R . D r. M e is te r ,  B erlin .

Man w ird  n ich t sagen können, daß die gemeind­
liche Verwaltungsreform, die den preuß. Landtag seit 
6 Jahren beschäftigt, in  dieser Zeit m it E ilschritten 
vorwärtsgegangen ist. Zwar hat die Städteordnung 
nach 5 Ausschußlesungen die 2. Lesung in  der V o ll­
versammlung des Landtags h inter sich. D ie Frage 
nach dem Zeitpunkt und dem Ergebnis der 3. Lesung 
läßt sich gleichwohl noch n icht beantworten. D ie 
A ntw ort w ird  von dem Schicksal der LandgemeindeO. 
n ich t unabhängig sein, die, nachdem auch sie 5 Aus­
schußlesungen zurückgelegt hat, unm ittelbar vor der
2. Lesung in  der Vollversammlung steht.

Das Z ie l: die V ie lhe it von LandgemeindeO.en 
in  einem fü r das ganze preußische Staatsgebiet gelten­
den, einheitlichen Verfassungsgesetze zusammenzu­
fassen, is t an und fü r sich fü r ein Reformwerk kaum 
bedeutsam genug, wenn n ich t •— bei Aufrechterhaltung 
der berechtigten Unterschiede der einzelnen Landes­
teile ■— eine einheitliche Verfassungsgrundlage fü r 
die Gemeindeverwaltung auf dem Lande gewonnen 
w ird. Dazu besteht nach dem Ergebnis der Aus­
schußberatungen nur geringe Aussicht. Daß in  weiten 
Teilen des Staatsgebietes weder die Verwaltung noch 
die Leistungsfähigkeit der Einzelgemeinde den A n ­
forderungen genügt, darüber besteht Einverständnis. 
Es g ilt, den eigentlichen Träger der örtlichen Selbst­
verwaltung zu schaffen. D er Regierung diente als 
V orb ild  die in  der Rheinprovinz, in  Westfalen und 
in  Teilen von Schleswig-Holstein bestehende Zu­
sammenfassung einer Mehrheit von Ortsgemeinden 
zu einem weiteren Gemeinde verbände (Landbürger­
meisterei, Am t, Kirchspiellandgemeinde) m it w ichtigen 
Zuständigkeiten auf dem Gebiete der Polizei, des 
Armenwesens, Wegebaues, Schulwesens und der 
W ohlfahrtspflege. DerVersuch, sie pflichtm äßig, wenn 
auch m it langfristiger Uebergangszeit, überall, insbes. 
in  dem jetzigen Geltungsgebiete der östlichen Land­
gemeindeO. einzuführen, is t von dem Landtag so 
ziem lich in  sein Gegenteil verkehrt: die Einführung 
soll nur dort erfolgen, wo der Provinziallandtag es 
m it 2/ g-M ehrheit beschließt. Zur Begründung werden 
im  wesentlichen finanzielle Gesichtspunkte angeführt. 
Dabei sind die Kosten, deren Vermehrung allseitig 
zugegeben w ird , n ich t ohne weiteres schätzbar und 
jedenfalls n ich t abwägbar gegen die Vorteile einer 
geregelten Verwaltung. Andere Abschwächungen 
gehen dam it Hand in  Hand. Nur zwei Hauptpunkte 
sind stehengeblieben: die Uebertragung der Orts­
polizei auf den Bürgermeister und die sog. Kompetenz- 
Kompetenz des Verbandes. E igenartig aber, w ie eine 
Verleugnung des Reformzieles, mutet es an, wenn die 
Provinziallandtage auch die Befugnis bekommen sollen, 
Bürgermeistereien, dort wo sie bestehen, aufzuheben.

Werden diese Beschlüsse Gesetz, dann ble ibt es in

der Frage der ländlichen Polizeiverwaltung im  wesent­
lichen bei dem bestehenden Rechtszustande: d. h. 
Polizeiverwalter is t in  den östlichen Provinzen und 
in  Schleswig-Holstein der vom Kreistag gewählte 
Amtsvorsteher. N ur wo Bürgermeistereien eingeführt 
werden, w ird  durch die gesetzliche Berufung des 
Bürgermeisters zum Polizeiverwalter ein Fortschritt 
erzielt. Befriedigend is t diese Lösung nicht.

D ie Auflösung der selbständigen Gutsbezirke be­
deutet eine zeitgemäße politische Forderung und 
spielt schon in  dem ersten Programm der republi­
kanischen Regierung eine Rolle. So restlos, wie es 
diesem Programm entsprechen würde, läßt sie sich 
indessen n icht durchführen; das haben die Beratungen 
des Landtags ergeben. Man hat weitgehende Aus­
nahmen zulassen müssen, n ich t zuletzt aus fiskalischen 
Gründen (Forstgutsbezirke, Domänengutsbezirke); die 
politische Unschädlichkeit solcher Ausnahmen soll 
dadurch gesichert werden, daß der Gutsbesitzer n icht 
mehr geborener Gutsvorsteher is t: der Kreisausschuß 
ernennt den Gutsvorsteher und is t bei der Auswahl 
der geeigneten Persönlichkeit n icht unbedingt an die 
Grenzen des Gutsbezirks gebunden.

Neben diesen Grundfragen der örtlichen Organi­
sation steht in  dem Reformwerk an erster Stelle die 
Regelung des Verhältnisses von Staat zu Selbst­
verwaltung. D er Staat muß m itw irken, wenn es sich 
um die Beziehungen der Gemeinden untereinander 
handelt, und er kann auch auf seinen Einfluß in  der 
inneren Verwaltung n icht verzichten. H insichtlich 
des Zusammenschlusses von Gemeinden zur gemein­
samen E rfü llung einzelner Aufgaben b le ibt es, insoweit 
sich n ich t ein anderes aus der Einführung der Bürger­
meistereien ergibt, bei dem bestehenden Recht. D er 
dauernde Zusammenschluß von Gemeinden m it der 
U niversalität der Aufgaben (Eingemeindungen, Um ­
gemeindungen) is t ein staatlicher, organisatorischer 
Verwaltungsakt und ble ibt dies selbst dort, wo er 
wegen der Bedeutung der Grenzänderungen in  der 
Form  eines Gesetzes ergeht (Aenderung von Kreis­
grenzen). Grund der Umgemeindung is t die Förde­
rung des öffentlichen Wohles (H auptfa ll: Beseitigung 
der Leistungsunfähigkeit), ih r Z iel die Vereinheit­
lichung der Verwaltung und des Rechtszustandes in  
dem erweiterten Gebiet. Insoweit genügen die Be­
schlüsse, w ie sie jetzt derVollversamm lung des Land­
tags vorliegen. Sie nehmen aber keine entscheidende 
Rücksicht auf das Einverständnis der Beteiligten. Und 
das is t um so merkwürdiger, als in  früheren Lesungen 
gerade dieses Erfordernis bis in  die äußersten F o l­
gerungen ausgebildet w ar: das Einverständnis konnte 
danach von den Gemeindevertretungen nur m it 
qualifizierter Mehrheit erklärt werden, und selbst ein 
so gefaßter Beschluß war noch im  Wege des Bürger­
schaftsbegehrens und des Bürgerschaftsentscheides 
anfechtbar. Gegen diese Ueberspannung demo­
kratischer Grundsätze hat die Regierung sich m it 
Recht gewandt, aber es is t fraglich, ob durch die 
je tzt vorgeschlagene Beschränkung der M itw irkung 
der Beteiligten auf ihre Anhörung dem Grundsatz: 
„Rechtsschutz dem Gebiet“ genügt w ird. D ie un­
m ittelbare Anrufung der Bürgerschaft scheidet dam it 
— und das is t erfreulich —  aus dem Recht der 
Landgemeinden überhaupt aus.

D ie uns seit A rt. 72 der Preuß. Verf. geläufige 
Unterscheidung der Gemeinde angelegenheiten in  
Selbstverwaltungs- und Auftrags angelegenheiten is t 
in  dem Entw urf übernommen. D ie Aufsichts-

i
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befugnisse des Staates in  Auftragsangelegenheiten 
sind gegeben; sie bestehen in  dem staatlichen A n ­
weisungsfecht. In  Selbstverwaltungsangelegenheiten 
versucht der Entw urf eine klarere Umgrenzung des 
staatlichen Aufsichtsrechtes. Es soll in  Zukunft n icht 
mehr m öglich sein, sich auf die dehnbaren V or­
schriften des A llg . Landrechts (§ 191, II, 6) und der 
revidierten StädteO. von 1831 (§ 139) zu berufen. 
Das Recht der Aufsichtsbehörde, in  die Verwaltung 
Einsicht zu nehmen, und die entsprechende P flich t 
der Gemeindebehörde, Auskunft zu erteilen, werden 
ausdrücklich festgelegt. Aber neue Wege in  der 
Ausübung der staatlichen Aufsicht werden kaum 
gefunden; Beanstandung gesetzwidriger Beschlüsse, 
Zwangsverfahren, gegliedert in  Feststellungs- und 
Vollstreckungsverfahren, Bestätigung der leitenden 
Gemeindebeamten sind aus dem geltenden Recht 
übernommen und unter Verwertung der Recht­
sprechung des OVG. in  ihren Voraussetzungen und 
m ihrer Rechtskontrolle scharf abgegrenzt. Keiner 
Rechtskontrolle unterliegen die Bestellung von 
Kommissaren an Stelle versagender Gemeindeorgane 
nnd die Auflösung von Gemeindevertretungen, beides 
äußerste Maßnahmen, die zwar an das Vorliegen 
bestimmter Voraussetzungen geknüpft werden, die 
aber ih rer Natur nach eine richterliche Nachprüfung 
schlecht vertragen würden. N ur sollte es irgendwie 
ausgesprochen werden, daß auch eine m ittelbare 
Nachprüfung (etwa in  vermögensrechtlichen S tre itig­
keiten) unzulässig ist. Neu is t der Versuch, an Stelle 
üer Genehmigung von Gemeindebeschlüssen ein 
staatliches Einspruchsrecht zu setzen. Aber fü r die 
N-ufnahme von Anleihen, fü r die Uebernahme von 
Bürgschaften und fü r die Gründung von Gemeinde­
banken is t man doch wieder zur Genehmigungspflicht 
-zurückgekehrt, w eil sie gegenüber dem Einspruchs- 
recht, das durch Fristablauf verw irkt w ird, eine 
Positive Stellung der Aufsichtsbehörde herbeiführt. 
Zu den in  der 2. Lesung der StädteO. gefaßten Be­
schlüssen des Landtages steht diese Auffassung aller- 
■üuigs in  W iderspruch; h ier sind Bürgschaft und 
Bankgründung jeder staatlichen E inw irkung entzogen 
borden. Es feh lt an der geraden L in ie.

So w ird  es schwer, in  den bisherigen Beschlüssen 
üßn allgemein betonten Wunsch nach M ilderung 
aer Staatsaufsicht ve rw irk lich t zu finden, abgesehen 
T°n  der grundsätzlichen Frage, inw iew eit die Selbst- 
verwaltungsangelegenheiten ihrer Natur nach — sind 
168. Grunde Angelegenheiten des Staates oder 
0riginäre Aufgaben der Gemeinden? — eine Staats­
aufsicht rechtfertigen und vertragen.

Aus der Fülle der Fragen, die im  Bereiche der 
^j-andgemeindeverfassung auftauchen, konnten im  
nahmen dieses Aufsatzes nur die vorstehend er­
örterten besprochen werden; andere seien stichw ort­

eise angedeutet: die grundsätzlich bürokratische 
‘Qnchtung des ländlichen Gemeindevorstandes is t 
eizubehalten, ohne daß so weitgehende Ausnahmen 

I 'gelassen werden, wie es in  § 148 Abs. 6 der V or- 
sa§e geschieht; die besoldeten Gemeindebeamten 
v°  "e n  vom Gemeinde Vorstand ernannt und n icht 
S t-v if6r Gemeindevertretung gewählt werden; der der 
u d anSePaßte Versuch, das finanzielle Gebaren 

ud die werbende Tätigkeit der Gemeinden sowie ihre 
erpflichtung zur Befriedigung des öffentlichen Bedürf- 

VoSSeS w irtschaftlichem  Gebiete durch Aufstellung 
nnf1 . orraeri einer grundsätzlichen Regelung zu 

erziehen, is t zu begrüßen, wenngleich er fü r die

Landgemeinden eine geringere Bedeutung besitzt; 
die Umwandlung des Gemeindegliedervermögens, ja  
sogar die des Interessentenvermögens in  Gemeinde­
vermögen sollte erleichtert werden, wie die Regierungs­
vorlage es auch vorgeschlagen hat.

Für E inrichtung und Tätigkeit einer m it rich te r­
licher Unabhängigkeit ausgestatteten zentralen Be­
schlußbehörde, die den M inisterien in  gleicher Weise 
zur Seite gestellt w ird , wie den Provinzialbehörden, 
Bezirksausschuß und Provinzialrat, bietet die Reform 
des Gemeindeverfassungsrechts eine Reihe von A n­
wendungsfällen, und zwar handelt es sich n ich t nur 
um die Schaffung einer höchsten Instanz gegenüber 
den Beschlüssen von Bezirksausschuß und Provinzial­
rat, w ie z. B. bei Aufstellung des Planes über die 
Auflösung der Gutsbezirke oder bei der N icht­
bestätigung von Gemeindebeamten, sondern auch um 
die Einsetzung einer zur M itw irkung bei den erst­
instanzlichen Entschließungen des Staatsministeriums 
berufenen Stelle, w ie z. B. bei der Neuschaffung 
oder Auflösung ganzer Gemeinden. Und zwar 
brauchte diese zentrale Beschlußbehörde nicht, wie 
die Resolution des 21. Ausschusses es w ill, bis zur 
allgemeinen Reform der staatlichen Verwaltungs­
behörden zurückgestellt zu werden.

Juristische Rundschau.
D ie T a g u n g  des V ö lk e rb u n d s ra ts  in  G en f 

in  der Pfingstwoche zeigte, daß derEintrittDeutschlands 
in  den Völkerbund seine guten W irkungen hat. Der 
deutsche Außenminister stand w iederholt im  Vorder­
grund. Bei der brennenden Frage der Abrüstung 
war er es, der das richtige W ort gefunden hat. 
Gewiß is t dam it allein noch n icht v ie l erreicht. D er 
W iderstand der m ilitärisch gerüsteten Nationen w ird  
n icht m it einem Male überwunden werden. A lle in  
man beachte, daß entgegen dem französischen Ver­
treter die Meinung Stresemänns die Stimmung des 
Rats beeinflußte. Wäre Deutschland n icht im  Völker­
bund, so wäre überhaupt w ohl kaum die Abrüstungs­
frage d iskutiert worden. Keinesfalls aber wäre ein 
anderer Gesichtspunkt als der der Franzosen durch­
gedrungen. Es war dem deutschen Außenminister 
Vorbehalten, die Resultate der Abrüstungskommission 
einer scharfen K ritik  zu unterwerfen. E r durfte sie 
als ungenügend bezeichnen. E r verlangte eine radi­
kale Aenderung der bisherigen Behandlung. E r war 
es, der den Völkerbunds vertrag hervorholte. Den 
M itgliedern des Völkerbundes lieg t die Verpflichtung 
zur Herabsetzung ihrer Rüstungen ob. Es is t das 
erstemal, daß in  dieser Weise die früheren Feindes­
staaten daran erinnert werden, daß der Friedens­
vertrag von Versailles durch das Abkommen m it 
den Völkern ihnen auch P flichten auf erlegt. Es is t 
das erstemal, daß man anfängt, sich dieser Pflichten 
bewußt zu werden. A llm ählich  w ird  es allen Teilen 
klar, daß die allgemeine Abrüstungsklausel im  Völker­
bundsakt n ich t eine leere Redensart bleiben kann. 
Die M itglieder des Völkerbundes bilden eine Gesell­
schaft, die gleiche Rechte und gleiche Pflichten fü r 
alle Beteiligten notwendigerweise zur Voraussetzung 
hat. Das Entweder-Oder w ird  immer deutlicher 
sichtbar. Entweder muß man auch dem besiegten 
Staat die Rüstung wieder freigeben, oder man muß 
selbst auf die eigenen Rüstungen verzichten. Das 
w ird  zunächst juristische Theorie bleiben. Es w ird  
aber immer stärker sich ausprägen. Schließlich w ird  
aus dem Rechtssatz auch die Tat werden müssen.

3
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Auch in  einem anderen Stücke zeigt sich, daß 
nur durch die M itg lie d s c h a ft D e u ts c h la n d s  im  
V ö lk e rb u n d  die Erfü llung der zu Deutschlands 
Gunsten jetzt verwertbaren Bestimmungen des 
Friedensvertrages zu erreichen ist. Solange Deutsch­
land iso lie rt war, war es dazu nicht in  der Lage. 
D ie kleineren, neu gebildeten Staaten setzten sich 
darüber hinweg. Deutschland hat das M e m e l­
la n d  verloren. Es is t aber n icht in  Litauen auf­
gegangen. D ie Autonomie war durch das Memel­
statut gewährleistet. Sie war bis jetzt auf dem Papier 
geblieben. D ie Beschwerden der Bewohner des
Memelgebiets waren erfolglos. M it einem Male hat 
sich das jetzt geändert. Der litauische M inister­
präsident und der deutsche Außenminister kamen zu 
einer Verständigung. E in Eingreifen des V ölker­
bundsrats war n icht erforderlich. D ie litauische 
Regierung erklärte o ffiz ie ll, daß es n icht in  ihrer 
Absicht hegt, das Memelgebiet ohne Volksvertretung 
zu lassen. Sie entschuldigt das bisherige Verhalten 
durch Schwierigkeiten, welche dieW ahlen verzögerten. 
Sie seien je tzt überwunden. Daher werden die
Wahlen zum Memellandtag spätestens im  Dezember 
1927 stattfinden. D ie litauische Regierung is t fest 
entschlossen, die Autonomie des Memellandes w irk ­
sam werden zu lassen. Sie w ill alles tun, dazu bei­
zutragen, daß Landtag und D irektorium  sich auf 
demokratischer Grundlage entwickeln. D ie Erklärung 
des litauischen M inisterpräsidenten wurde in  deutscher 
Sprache verlesen. D er deutsche Außenminister er­
widerte in  gleicher Weise. E r war klug genug, auf 
die einleitenden W orte über die frühere Behandlung 
der Memelfrage n ich t einzugehen. E r verzichtete auf 
eine weitere Verhandlung vor dem Rat und erwartet 
eine Durchführung der Zusage der litauischen Re­
gierung m it aller Beschleunigung. Litauen hat nur 
etwas getan, wozu es verpflichtet war. Man weiß 
aber, daß im  Verkehr unter den Völkern die recht­
liche Verpflichtung allein n ich t genügt. Der Be­
rechtigte muß auch durch eigene Macht in  der Lage 
sein, sein Recht durchzusetzen. W ir haben den Anfang 
einer neuen Aera zu verzeichnen. Deutschlands 
K räftigung w ird  auch von den anderen Staaten ge­
spürt. Man w ird  n ich t mehr wagen, völkerrechtliche 
Verpflichtungen zu vernachlässigen, w eil man glaubt, 
daß Deutschland n icht in  der Lage sei, sie zu 
erzwingen. Man soll sich diese Ergebnisse vor Augen 
führen, wenn man über die Verzögerung in  der Räumung 
des besetzten Gebietes m ißgestimmt w ird.

Der ru ss isch e  G esandte  in  W a rs c h a u  
wurde von einem 19jährigen jungen Russen e r­
schossen. Daß der Fall bei der Sowjetregierung 
Aufsehen und Unruhe erweckte, is t begreiflich. D ie 
polnische Regierung sprach ih r aufrichtiges Bedauern 
aus. Das war die übliche internationale W eltlichkeit. 
Sie w ird  in  solchen Fällen auch der kommunistischen 
Regierung gegenüber geübt. Man hat den jugend­
lichen M örder vor das Standgericht gestellt. Das 
Verfahren ging m it außerordentlicher Schnelligkeit 
vor sich. D er Angeklagte verteidigte sich durch 
Anklagen gegen die Sowjetherrschaft. E r schilderte 
grauenvolle Ereignisse, die er erlebt hatte. E r 
gestand die Tat z-u. E r erklärte sich aber n ich t fü r 
schuldig, da er m it Recht als Rächer seines Vater­
landes aufgetreten sei. Das Gericht verurteilte ihn 
zu lebenslänglichem Zuchthaus. Es empfahl ihn 
aber der Gnade des Staatspräsidenten. Man rechnet 
m it einer M ilderung der Strafe. H ie r spielte sich

dasselbe gegen die Herrschaft im  kommunistischen 
Staate ab, was ihre Vorgänger im  zaristischen Ruß­
land gepredigt und geübt haben. D er Mord als 
Terror und Rache steht w ieder b lu tig  auf. N icht 
gegen den einzelnen Menschen rich te t er sich. N icht 
der einzelne is t Täter. Partei steht w ieder gegen 
Partei, Klasse wieder gegen Klasse. Es is t zu be­
fürchten, daß diese A rt der P o litik  n ich t sobald 
wieder verschwindet. Hat doch auch der Staats­
anwalt dem Angeklagten zugute gehalten, daß er 
sich als Vollstrecker im  Namen der Geschichte ange­
sehen hat.

D er 21. Juni war ein bedeutungsvoller Tag fü r 
das deutsche Recht. D er Reichstag begann die erste 
Lesung des E n tw u r fs  e ines neuen  S t r a f ­
gesetzes. Sie wurde durch den Reichsjustizm inister 
eingeleitet. Ihm  folgten die Redner der Fraktionen. 
So stark der Wunsch sein mochte, die parteipoli­
tischen Gesichtspunkte zurückzudrängen, sie kamen 
doch wieder zum Vorschein. Schließlich w ird  ja  die 
Zugehörigkeit zu einer Partei neben w irtschaftlichen 
Momenten doch auch von der W elteinstellung be­
dingt. Diese wieder w irk t auch auf die Auffassung 
von Unrecht und Strafe zurück. So brachte jeder 
zwar dem Gesetz als Ganzem eine günstige Ge­
sinnung dar. Im  einzelnen hatte er doch Ver­
besserungswünsche. Jeder von seinem Standpunkt 
aus. Jede Partei hält eben ihren Standpunkt in  ver- 
fassungs- und sozialen Fragen fü r den richtigen. Es 
is t ih r gutes Recht, ihn zu vertreten. N ur sollte man 
überlegen, ob n icht doch auch die Ideen der anderen 
Gruppen ihre Begründung haben. N ur sollte man 
n icht schon deshalb Bestimmungen des Entwurfs fü r 
bedenklich halten, w eil sie aus der Zeit des M in i­
steriums Radbruch stammen. Das richtige W ort hat 
auch diesmal wieder K a h l  gesprochen, als er ausrief: 
„W ir müssen das Strafrecht entpolitisieren.“ D er 
Reichstag war in  dem einen Punkt einig, in  der 
Verehrung und Dankbarkeit fü r Kahl. Der Reichs­
justizm inister begann auch hier damit. D ie A b ­
geordneten schlossen sich an. Es muß ein Gefühl 
stolzer Genugtuung fü r den A ltm eister des Strafrechts 
gewesen sein, als er den Fraktionen dafür dankte, 
daß er als erster Redner die Aussprache eröffnen 
durfte — wenn überhaupt Kahl in  seiner Bescheiden­
heit ein solches Gefühl aufkommen läßt. Dem 
Reichstag aber möchte man wünschen, daß er seinen 
schönen W orten die Tat folgen läßt und der Mahnung 
Kahls entsprechend rasche und gute A rbe it macht, 
fre i von Parteirücksichten, nur das W ohl des Volkes- 
vor Augen.

Am  11. Juni fand in  S t u t t g a r t  de r  D e u ts c h e  
A n w a l t s ta g  s ta t t .  Ihm  ging d ie  V e r t r e t e r ­
v e rs a m m lu n g  voraus. D ie Scheidung der A u f­
gaben zwischen Anwaltstag und Vertreterversammlung 
hat sich bewährt. D ie eigentlichen Standesfragen 
gehören vor die Vertreterversammlung. H ier er­
scheinen die Rechtsanwälte aus allen Gebieten des 
Reiches. Sie ste llt das Parlament der deutschen. 
Rechtsanwälte dar. Zufallsmehrheiten sind aus­
geschlossen. So war es auch dieses Mal. Den 
Hauptgegenstand der Beratung bildete die Reform des 
E h re n g e r ic h ts v e r fa h re n s .  In  einem Punkt waren 
beide Berichterstatter, K u r lb a u m  vom Reichsgericht 
und K a n n  vom Kam mergericht einig. D ie K lu ft 
zwischen der Strafe des Verweises verbunden m it 
der Geldstrafe im  Höchstbetrage von RM. 1000 auf 
der einen Seite und der Ausstoßung auf der anderen
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Seite is t zu groß, als daß sie auf die Dauer bestehen 
könnte. Es w ird  aber doch nur die Erhöhung der 
Geldstrafe m öglich sein. Dagegen gingen die A n ­
sichten der beiden Referenten bezüglich des Ehren­
gerichtshofs w eit auseinander. Kurlbaum war fü r die 
Beibehaltung des bisherigen Systems. D er Ehren­
gerichtshof soll zur einen Hälfte nach wie vor 
äus M itgliedern des Reichsgerichts, zur anderen aus 
M itgliedern der Anwaltschaft des Reichsgerichts be­
stehen. Den Vorsitz führt ein M itglied des Reichs­
gerichts. Kann verlangt einen Ehrengerichtshof, der 
nur aus Rechtsanwälten besteht. E r w ill auch sonst 
das Ehrengerichtsverfahren ausschließlich der A n ­
waltschaft zuweisen. Auch als Anklagevertreter soll 
ein Rechtsanwalt bestellt werden. Auch die V or­
untersuchung soll ein Rechtsanwalt führen. Eine 
Entschließung konnte die Versammlung n icht treffen. 
Es war die erste Lesung der neuen Vorschläge. Sie 
endete m it einer Verweisung an den Ausschuß. D ie 
nächste Vertreterversammlung w ird  dann dessen 
Bericht entgegennehmen. Es is t schwer vorauszu­
sagen, wie die Entscheidung fallen w ird. Sie dürfte 
aBer kaum von den logischen Gründen abhängen. 
Jeder der beiden Referenten wußte diese scharfsinnig 
nnd kla r daxzustellen. Den Ausschlag g ibt aber schließ- 
nch nur die Empfindung der Anwaltschaft. Sie füh lt 
Slch hinreichend gefestigt, um ihre Angelegenheiten 
allein zu besorgen. D ring t dieses Gefühl durch, dann 
Edlt der Entschluß nach der Seite der Reform des 
Ehrengerichtshofes. Glaubt man der M itw irkung der 
R ichter n ich t entraten zu können, so b le ibt nur die 
Beibehaltung des bisherigen Systems. Von keiner 
Beite wurde die Rechtsprechung des Ehrengerichts- 
Bois angegriffen. Beide Referenten und Redner der 
Debatte sprachen in  gleicher Weise ih r Vertrauen 
aus- Das h indert aber doch nicht, daß die mündig 
gewordene Anwaltschaft auch sich selbst den Ehren­
gerichtshof schaffen kann.

D e r A n w a l t s ta g  is t Betrachtungen allgemeiner 
. * gewidmet. Entschließungen, die unm ittelbar 

?1CB auswirken sollen, faßt er n icht. E r nähert sich 
ln  seiner A rt den wissenschaftlichen Kongressen der 
Mideren Fakultäten. Daher is t auch der O rt des 

Qwaltstages n ich t mehr wie früher von ausschlag­
gebender Bedeutung. Der Vorw urf, daß seine Aus­
sprüche durch zufälliges Zusammentreffen hervor- 
genifen werden; k eine K ra ft mehr. D ie Vorträge 

atten ebensogut in  Königsberg oder in  Düsseldorf 
j  ® in  Stuttgart gehalten werden können, Sie behän­
gten das schwerwiegende Thema der Stellung der 

Anwaltschaft zur modernen W irtschaft. D er Vortrag 
^eider Referenten D ix ,  Berlin, und M e isn e r ,  W ürz- 
• Bot den Zuhörern hohen Genuß. Jeder fesselte 

Seiner A rt die Hörer. D ie Dixschen Ausführungen 
^ erraschten durch das p lötzlich aufleuchtende L ich t, 
^ as sie über verborgene Fragen verbreiteten. So 

der Vortragende die Gründe der sozialen 
i . ung der Anwaltschaft zu untersuchen. In  der 
or(]Ser̂ Ĉ en ^e if war ^er Stand in  der sozialen Rang- 
Ve der höchste, der am meisten zum Gehorsam

rptlich te t war, der Offiziersstand. Ihm  am nächsten 
St™^11 *^e Beamten der Verwaltung. Je fre ier der 
ist ^  ^e?*° meh r sank die soziale W ertung. Heute 

noch ein Chaos. Das is t nur ein herausgegriffenes 
Stück. D ie H örer horchten auf bei solchen 

k ai.r en' E>er Vortrag Meisners bot mehr U nm itte l- 
gü ?res- E r g riff h inein ins volle Menschenleben. Das 

der heutigen Anwaltschaft in  all ihren Sorgen

und Kümmernissen und doch wieder in  ihrer hoch­
gemuten freien und idealen Erfassung ihrer Aufgabe 
tra t lebendig vor aller Augen. Eine eigentliche Debatte 
fand n icht statt. Es gab auch keine Thesen zur 
Abstimmung. N ur Ergänzungen zu den Referaten 
waren möglich. So die Ausführungen des Reichstags­
abgeordneten K o c h  über die politische Betätigung 
des Rechtsanwalts. Es war auch nicht die Aufgabe 
des Anwaltstages, Anträge zu form ulieren und m it 
ihnen an die Regierung oder den Reichstag heran­
zutreten. Eine Aussprache sollte stattfinden. D ie 
Gedanken der Vortragenden sollten ein Echo finden 
bei den Hörem . Sie sollen anregen zur Selbst­
beobachtung und gemeinsamen Handlung. Geschieht 
dies, so hat auch der diesjährige Anwaltstag seinen 
Zweck erreicht.

In  der Pfingstwoche tagte die D eu tsch e  G e­
s e l ls c h a f t  fü r  V ö lk e r r e c h t  in  Dresden. Völker­
rechtliche Probleme rücken immer stärker in  den 
Vordergrand des Interesses. D ie juristischen Prak­
tike r kümmerten sich früher blutwenig um dieses 
Gebiet. Es berührte weder die A rbeit des Richters 
noch des Rechtsanwalts. Das is t seit dem Kriege 
und durch den K rieg anders geworden. P lötzlich 
tauchten Fragen n ich t nur des internationalen Privat­
rechts auf. Diesen Teil des Völkerrechts hatte das 
Z ivilrecht als zu ihm  gehörend behandelt. Jetzt 
wurde auch der öffentlich-rechtliche Te il praktisch 
bedeutsam. D ie Grenze zwischen den beiden Ge­
bieten zeigte sich als eine fließende. Man braucht 
nur an den Vertrag von Versailles und seine Aus­
wirkungen zu denken. Zugleich wurde aber offenbar, 
wie sehr das Schicksal Deutschlands, sein W ieder­
aufstieg und die W iedererlangung seines Ansehens 
im  Rate der V ölker in  den Vorgängen des öffent­
lichen Völkerrechts zum Ausdruck gelangten. Das 
spiegelt sich in  den Verhandlungen der Gesellschaft 
fü r Völkerrecht wieder. D er eine der Referenten, 
G u tz w i l le r ,  zeigte in  seinem Vortrag über „Norm , 
Richterspruch, Wissenschaft und Internationalprivat­
recht“ die Zugehörigkeit des letzteren zum großen 
Gebiete des Völkerrechts. E r gelangte zur Forderung 
der neuen reichsrechtlichen Regelung an Stelle der jetzt 
geltenden A rt. 7ff. EG. z. BGB. S t ru p p  behandelte 
die „völkerrechtliche Haftung des Staates, insbes. bei 
Handlungen Privater“ . Man denkt sofort an den 
Warschauer Gesandtenmord. D ie Haftung des 
Staates setzt völkerrechtswidriges Verhalten voraus. 
Läßt sich hierüber aber heute schon eine Einigung 
erzielen? V ie lle icht hat doch der Vorsitzende, N ie -  
m eye r,  recht, wenn er glaubt, daß sich ohne K odi- 
fizierung solche Vorgänge auf diplomatischem Wege 
geräuschloser und w ohl auch rascher erledigten. Aus 
diesen beiden Themen aber war zu ersehen, wie die 
völkerrechtlichen Fragen heute zu praktischer Bedeu­
tung gelangen. Das am ersten Tage gehaltene Referat 
von K ra u s  über „M inderheitenschutz“ führte auf ein 
politisch aktuelles Gebiet. E r verlangt eine a ll­
mählich sich vollziehende Verbesserung partikularer 
auf Gegenseitigkeit gestellter internationaler Rahmen­
bestimmungen. Auch das dürfte nur langsam m öglich 
sein. V ie lle ich t w ird  die geschichtliche Entw icklung 
andere Wege gehen. Den Männern aber, welche 
sich der mühevollen A rbe it als Wegbereiter unter­
ziehen, w ird  die Menschheit später dankbar sein 
müssen. N ie m e y e r ,  den nun siebenzigjährigen 
Gründer der Deutschen Gesellschaft fü r Völkerrecht, 
grüßt auch die dankbare M itwelt.

3‘
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V or dem S c h w u rg e r ic h t  in  D u is b u rg  spielte 
sich ein grauenhafter Fall ab. Grauenhaft n icht nur, 
w eil zwei unschuldige K inder das Opfer eines Mordes 
geworden waren, grauenhaft auch wegen des E in ­
blicks in  die Seele eines Menschen. Des Mordes 
angeklagt war ein junges Mädchen. Sie war der 
Tat geständig. Irgendeine Erklärung vermochte sie 
n icht abzugeben. D er Gedanke, daß sie durch einen 
D ritten  hypnotisiert worden sei, schied wieder aus. 
D ie Gutachten der Sachverständigen über ihre Zu­
rechnungsfähigkeit liefen auseinander. Während der 
eine sie, wenn auch m inderjährig, so doch fü r zu­
rechnungsfähig hie lt, verneinte dies ein anderer Sach­
verständiger vollständig. D ie Angeklagte sollte in  
einem Dämmerzustand gehandelt haben. E r erklärte 
die Angeklagte als keine Yerbrecherin, um so mehr, 
da die Tat auch sonst n icht m it ihrem  Charakter 
übereinstimme. Man stand also h ie r wieder einmal 
vor dem Rätsel der menschlichen Seele. Eine E r­
wachsene hatte sich vor den R ichtern zu verantworten. 
E in igke it herrschte aber darüber, daß sie noch die 
Eigenschaften eines Kindes zeige. Das Gericht sah sich 
vor die W ahl gestellt, Freisprechung oder Verurteilung 
wegen Mordes. Es hat weder das eine noch das andere 
getan. Es verurteilte nur zu einer langjährigen Gefäng­
nisstrafe. Wäre das neue Strafrecht schon in  K raft, so 
hätte das U rte il wohl anders lauten müssen. Derartige 
Menschen müssen vor sich selbst gesichert werden. 
So wie der Fall lag, konnte das G ericht die Ange­
klagte n icht wieder auf freien Fuß setzen. D ie Ge­
fahr war zu groß. Es konnte sie auch nicht zum 
Tode verurteilen. D ie Auffassung auch der ih r un­
günstigen Sachverständigen war dagegen. So blieb 
nur der Ausweg, den das Gericht beschritt. Man 
darf es darob nicht tadeln. D er Fehler lieg t im  
Gesetze. Man kann nur wünschen, daß m öglichst 
bald das neue Strafrecht in  K ra ft tritt.

Rechtsanwalt D r. H a c h e n b u rg ,  Mannheim.

V e r m i s c h t e s .
D e r D r it te  D eu tsche  J u ris te n ta g  in  d er Tschecho­

s lo w ake i in  R e ichen berg .*) 1) W elche Bedeutung diesem 
Juristentage auch im  Deutschen Reiche beigemessen wurde, 
zeigt die große B ete iligung  reichsdeutscher o ffiz ie lle r V e r­
tretungen und p riva te r Teilnehm er. D e r Berichterstatter 
hatte die Ehre, das R eichsjustizm inisterium , das Reichs­
gericht, den Deutschen Juristentag und Deutschen R ichter­
bund zu vertreten und Grüße und W ünsche fü r eine e rfo lg ­
reiche A rb e it zu überbringen. Auch der Reichsfinanzhof 
hatte einen V ertre te r entsendet, ebenso der preuß. und 
bayer. R ichtervere in  und einzelne Bezirksvereine, z. B. der 
des benachbarten OLG Bezirks Breslau. Ebenso w ar das 
N otaria t und die Rechtsanwaltschaft v ie le r Bezirke vertreten, 
aber auch die W issenschaft, u. a. die B e rlin e r Fakultä t 
durch deren Dekan. Daß auch Oesterreich hervorragende 
Dozenten, R ich te r und Anwälte abgeordnet hatte, is t selbst­
verständlich. So w ar es dem Teilnehm er vergönnt, alte 
Freunde aus der Tschechoslowakei w ie aus Deutschland 
und Oesterreich wiederzusehen, v o r allem  den bewährten 
Vorsitzenden des Juristentages selbst, den je tzigen Justiz­
m in is te r P ro f. D r. M a y r - H a r t in g .  Das aber is t das 
Bedeutsame an diesen Juristentagen und tra t gerade in  
Reichenberg k rä ftig  zutage: D ie  Betonung des deutschen 
V olkstum s ohne jede politische Spitze und das Gefühl 
geistiger und seelischerZusamm engehörigkeit a ller deutschen 
Juristen tro tz  a ller staatlichen Grenzen.

Nachdem die E rö ffnung  des Juristentages m it ih ren 
Begrüßungsansprachen am 4. Jun i durch die H auptver­
sammlung, die M in is te r M a y r - H a r t i n g  in  gewandter 
W eise leitete, e rfo lg t war, begannen die dre i A b t. ih re

*) V g l. V. S t a f f  S. 765 d. B l.

A rbe it. Sie war durch tie fgründige wissenschaftliche Gutachten 
vo rbe re ite tJ) und wurde durch mündliche Berichte gefördert.

Das Ergebnis der Beratungen wurde in  fo lgenden 
L e i t s ä tz e n  n iedergelegt:

I .  L e i ts ä tz e  zu dem Them a: I n  w e lc h e n  R ic h ­
tu n g e n  e m p f ie h l t  s ic h  e in e  R e fo r m  des g e lte n d e n  
A k t ie n r e c h te s ?  Gutachter: OLGPräs. D r. D u r ig ,  
Innsbruck, Berichterstatter: R A . D r. E w a ld  S te in .  Prag.

1. Be i der erforderlichen Neuregelung des tschecho­
slowakischen Aktienrechts is t das Konzessionssystem auf­
zugeben. U nberüh rt b le iben die Bestimmungen, wonach 
gewisse Gattungen von  Geschäftsbetrieben aus Gründen, 
die in  der E igenart dieser Betriebe liegen, der staatlichen 
Genehm igung bedürfen.

2. D ie  an die Stelle des Konzessionssystems tretenden 
N orm ativbestim m ungen sollen wesentlich vo n  den G rund­
sätzen des A ktienregu la tivs ausgehen. H ie rbe i sind die E r­
fahrungen und Vorarbe iten  des Auslandes zu berücksichtigen.

3. Das AktGes. so ll die F re ihe it der Privatautonom ie 
nu r insow e it beschränken, als dies durch das G em einwohl 
geboten ist. A ls  zu schützende öffentliche Interessen sind 
der Schutz gegen fraudulose Gründungen, sowie die Siche­
run g  und E rha ltung  des G rundkapitals anzusehen.

4. Be i Regelung der O rganisation so ll eine die E n t­
w ick lung  des Unternehmens und som it die Interessen der 
Gesamtheit der A ktionäre schädigende Gestaltung, u. a. eine 
Ueberspannung der sogenannten M inderheitsrechte ve r­
m ieden werden. D ie  Gesellschafter und die A ktionäre 
sind gegen absichtliche oder grobfahrlässige Schädigungen 
durch die Funktionäre zu schützen.

I I .  L e i t s ä tz e  des Berichterstatters, Hofrates, P ro f. 
D r. K la n g ,  W ien , zu dem Them a: „ I n  w e lc h e n  F o r m e n  
s o l l  d ie  S ic h e r u n g s ü b e r e ig n u n g  d u rc h  das 
k ü n f t ig e  B G B . g e r e g e l t  w e rd e n ? “ (G utachter: Geh. 
JR., P ro f. D r. O e r tm a n n ,  G öttingen).

1. Das Faustpfand als einzige F orm  der M o b ilia r­
bele ihung re icht w irtschaftlich  n ich t aus. Es besteht darüber 
hinaus ein w irtschaftliches und privatw irtschaftliches Be­
dürfn is nach Bele ihung auch solcher Gegenstände, deren 
Besitz der K red itbedürftige  n ich t entbehren kann.

2. D ie  Sicherungsübereignung is t durch ein Vertrags­
pfand ohne Besitzübergabe zu ersetzen.

3. D ie  W irksam ke it einer Verpfändung ohne Besitz­
übergabe is t von der E in tragung in  das Pfandrechtsregister 
abhängig zu machen. Das R egister muß beschränkt ö ffent­
lic h  se in ; der E in tragung kom m t gegen frühe r begründete 
dingliche Rechte keine W irksam ke it zu, auch so ll sie späteren 
gutgläubigen E rw erb  n ich t h indern. § 467 a. BGB. is t 
dahin abzuändern, daß der V orbeha lt des Pfandrechts bei 
R ückste llung der Pfandsache unw irksam  ist.

4. E ine Einschränkung des Registerpfandrechts auf 
bestimmte Personenkreise oder nach der Höhe der Forde­
run g  is t n ich t zu empfehlen, aber auf solche Gegenstände 
zu beschränken, die ih re r w irtschaftlichen Bestim m ung nach 
dauernd im  Verm ögen des Kreditnehm ers verb le iben. Im  
übrigen  sind die zur Verpfändung geeigneten Fahrnisse 
durch V O . zu bestimmen. D ie  Dauer des R egisterpfand­
rechts is t zu befristen.

5. § 461 a. BGB. is t daher abzuändern, daß auf G rund 
einer unbedenklichen U rkunde über F orderung  und P fand­
recht so fo rt die E inverle ibung  des gerichtlichen V erw ertungs­
verfahrens verlang t werden kann.

Ueberdies wurde ein Beschluß gefaßt, durch welchen 
der Ständigen V ertre tung  empfohlen w ird , die Frage der 
P ub liz itä t a ller S icherungsformen, bei denen E igentum  und 
Innehabung auseinanderfallen, und die Fragen einer besseren 
Sicherung der W arengläubiger auf die Tagesordnung eines 
Juristentages zu stellen.

I I I .  L e i t s ä tz e  zu dem Them a: W e lc h e  G r u n d ­
s ä tz e  e m p fe h le n  s ic h

a) f ü r  d ie  A b g r e n z u n g  z w is c h e n  K r im in a l - u n d  
A d m in is t r a t i v  d e l ik t e n ;

b ) f ü r  d ie  A n w e n d u n g  d e r  a l lg .  S t r a f r e c h t s ­
n o rm e n  a u f das A d m in is t r a t i v d e l i k t ?  G ut-

1) Im  D ruck  erschienen: „3. Deutscher Juristentag in  der 
Tschechoslowakei. Gutachten“ . (Verlag der Ständigen V ertre tung des 
Jur.-Tages. K om m issionsverlag : Sudetendeutscher V erlag  Franz Kraus, 
Reichenberg, 50 K r .)

J
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ach te r: P ro f. D r. G o ld s c h m id t ,  B e rlin , und AR . 
A n d e r s ,  B e rlin ,B e rich te rs ta tte r:H o fra tD r. K n e is e l,  
Prag.

1. F ü r die Abgrenzung zwischen K rim in a l-  und A d m in i­
strativdelikten em pfiehlt sich in  der tschechoslow. R epublik  
die gesetzliche Aufzählung beider D eliktsgruppen durch 
unm ittelbare Nennung. F ü r diese Abgrenzung haben E r ­
wägungen krim ina lpo litischer Zweckmäßigkeit maßgebend 
zu sein.

2. Es w ird  die gesetzliche Regelung des Verw altungs­
strafrechts empfohlen. D em  Satze: N u lla  poena sine lege 
>st auch im  Verwaltungsstrafrecht Beachtung zu verschaffen.

In  das Verwaltungsstrafgesetz is t ein selbständiger 
ullg. T e il einzufügen. In  diesem T e il is t abweichend vom  
Entw . eines Uebertretungsgesetzes zu norm ieren, daß das 
Recht im  Ze itpunkt der Tat anzuwenden is t und unver­
schuldeter R echtsirrtum  entschuldigt. Es is t fe rner der 
Verschuldensnachweis und die verwaltungsstrafrechtliche 
V e ran tw ortlichke it ju ris tischer Personen besonders zu regeln.

Sollte der Gesetzgeber den Satz, daß unverschuldeter 
R echtsirrtum  entschuldigt, annehmen, kann im  Verw altungs- 
strafverf. gegen Personen über 18 Jahre am Legalitä ts- 
Prinzip festgehalten werden.

IV .  L e i t s ä tz e  zum Them a: „ I n w ie f e r n  i s t  das 
r i c h t e r l i c h e  E rm e s s e n  im  S t r a f r e c h t  z u z u la s s e n ? “ 
Kom prom ißantrag des Gutachters: P ro f. D r. K ö h le r ,  
Erlangen, und der beiden B erich tersta tter: P ro f. D r. Graf 
G le is p a c h ,  W ien , und Bez.-R ichter D r. R e in o ld ,  B rünn.

1. Be i der Festlegung der allg. Strafbestimmungen und 
der besonderen Tatbestände is t das rich te rliche  Ermessen 
soweit als m ög lich  auszuschließen oder doch zu beschränken. 
E*er tschechoslow. V o re n tw u rf zum Strafgesetze genügt 
dieser Forderung  in  einer Reihe von  V o rsch riften  nicht.

2. D e r tschechoslow. V o re n tw u rf schränkt das r ich te r­
liche Ermessen in  seinen V orsch riften  über die S traf­
bestimmung und Strafbemessung zu sehr ein, wenn auch 
sein  Streben nach einer vo n  Schwäche fre ien  Strafrechts- 
PRege Anerkennung verd ient.

3. A ls  Gegengewicht gegen die verlangte E rw eiterung 
des rich te rlichen  Ermessens w ird  eine umfassende A usb ildung 
und V erb indung  m it dem S tra fvo llzug  und eine solche E n t­
lastung der S tra frich te r vorgeschlagen, daß sie jeden ein­
zelnen F a ll eingehend behandeln können.

V . L e i t s ä tz e  ü b e r  d ie  R e fo r m  d e r V e r w a l t u n g s -  
S e r ic h t s b a r k e i t .  G utachter: R A ., Doz. D r. J a r o l im ,  
Erünn, B erich te rsta tte r: Staatsm inister a. D ., Präs. d. preuß. 
P V G . D r. D r e w s ,  B e rlin , und H o fra t D r. M a n n l ic h e r ,  
W ien.

1. Es em pfieh lt sich, die baldige E in füh rung  der V e r­
waltungsgerichtsbarkeit bei sämtlichenVerwaltungsbehörden.

2. D ie  Verw altungsgerich tsbarke it auf dem Gebiet der 
Q ueren V erw a ltung  muß para lle l m it den V erw altungs­
behörden in  Instanzen organis iert werden. D ies is t n o t­
wendig, um die Verw altungsgerich tsbarke it der Bevö lkerung
eicht zugängig zu machen und um  das O bersteVerw altungs- 

gericht ohne Einschränkung seiner derzeitigen Zuständigkeit 
Wirksam zu entlasten. Es werden daher die Verw altungs­
gerichte 1. Instanz be i den Bezirksämtern, die Verw a ltungs­
gerichtsbarkeit 2. Instanz bei den Gauämtern einzurichten 
®ein, fa lls diese durch Landesämter ersetzt werden sollten, 

et den Landesämtem.
3. D a die W irksam ke it des Ges. v . 9. März 1920 von  

er E in füh rung  eines durch das Gesetz zu regelnden V e r-
Waltungsverf. und von  der E rrich tung  von  Gau- und Bezirks- 
Üptern abhängt, so is t die baldige Schaffung eines Gesetzes 
über das V erw altungsverf. und die baldige A k tiv ie ru n g  des 

es- v - 29. Febr. 1920, gegebenenfalls des an dessen Stelle 
retenden Gesetzes, dringend geboten.

4. F)ie Abgrenzung der Zuständ igke it des Obersten 
erwaltungsgerichtes durch die clausula generalis des § 2 
es Ges. über den Verw altungsgerichtshof hat sich durchaus

W eder die Zuständigkeit der Verwaltungsinstanzen noch 
er Veru 'a ltungsgerichte darf dadurch eingeschränkt werden, 
a sich die R egierung vorbehält, gewisse Angelegenheiten 
u sich zu ziehen (Evokationsrecht).

Auch der Umstand, daß die Regierung gewisse A n ­
gelegenheiten ko lleg ia l beschließt, darf der Verw altungs­
gerichtsbarkeit n ich t im  W ege stehen.

5. Es is t e rforderlich, daß den Verw altungsrichtern die 
gleiche U nabhängigkeit eingeräumt werde, w ie den Z iv il-  
r ich te m  durch die Verfassung gewährleistet ist.

Auch die Im m un itä t der Anw älte im  Verwaltungsverf. 
so ll ausreichend gesetzlich geschützt werden.

6. Das verfassungsmäßig dem ausgiebigsten Schutze 
der Rechte und Interessen der Bürgerschaft dienende V e r- 
waltungsverf. so ll einfach, e inhe itlich  und zweckdienlich 
im  Gesetzgebungswege geregelt und auf die Forschung der 
m aterie llen W ahrhe it gerichtet sein. Zu diesem Zwecke 
haben die bewährten Grundsätze des beiderseitigen Gehörs, 
des nach Tun lichke it m ündlichen Verfahrens, des gesetzlich 
begrenzten freienErmessens desentscheidendenVerwaltungs- 
gerichtes, des unter Berücksichtigung der Parteianträge 
amtswegigen E rm ittlungsverf. Anwendung zu finden. Das 
V e rf. hat fe rner Bestimmungen über die m aterielle Rechtskraft 
und die Befugnis der Verwaltungsgerichte zu enthalten, 
über Präjudizia lfragen, die in  den Bereich der Judikatur 
der ordentl. Gerichte oder der Spezialgerichte gehören, 
fa lls  ih re  E rled igung n ich t m it erheblichen Schwierigkeiten

. verbunden ist, zu erkennen.
7. Auch im  verwaltungsgerichtlichen V e rf. sind vo r 

der Berufungsinstanz grundsätzlich nova zuzulassen.
8. D ie  W iederaufnahme und Geltendmachung der 

N ich tigke it des V e rf. is t unter gesetzlich zu bestimmenden 
Voraussetzungen zu gewährleisten.

9. Neben den allg. verwaltungsgerichtlichen V e rf. is t ein 
besonderes V e rf. in  Polizeistrafsachen durch Gesetz zu regeln.

Auch die V o lls treckung is t in  beiden Verfahrensarten 
im  Gesetzgebungswege zu regeln.

10. Es em pfiehlt sich die E in füh rung  einer Zentra l­
inspektion, die unbeschadet der rich te rlichen  Unabhängig­
ke it auf die K o rre k th e it und Raschheit der Verw altungs­
gerichtsbarkeit h inzuw irken  hat.

11. Z u r D urchführung  des § 92 der V e rfU rk . is t ein 
Gesetz, betr. die H aftung  des Staates fü r  den durch gesetz­
w id rige  Ausübung der öffentlichen Gewalt verursachten 
Schaden, zu schaffen.

12. Das V erfahren  v o r dem Obersten V erw altungs­
gerichte bedarf insbesondere einer R efo rm  a) zu seiner 
Entlastung, b ) zur E rm ög lichung reform atorischer (m eri- 
to rischer) Erkenntnisse in  Fällen, die keiner weiteren 
Erhebungen bedürfen und fü r  eine m eritorische Entscheidung 
re if sind.

13. F ü r die g ründ liche theoretische und praktische 
A usb ildung der fü r  die Verw altungsgerichtsbarkeit be­
stim mten Beamten is t durch entsprechende E inrich tungen 
zu sorgen.

14. Im  gesamten V erw altungsverf. sowie in  der V e r­
waltungsgerichtsbarkeit, auch im  V e rf. v o r  dem Obersten 
Verw altungsgerichte is t fü r  die Rechtsbelehrung, Rechts­
beratung und Rechtsvertretung U nbem itte lte r Sorge zu 
tragen.

15. D er innere B e trieb der Verw altungsgerichtsbarkeit 
so ll in  a llen Belangen den A n fo rderungen der Verw altungs­
ökonom ie und der Zweckm äßigkeit entsprechen. —

Daß neben der ernsten W issenschaft auch die Gesellig­
ke it n ich t zu kurz kommen würde, konnte man schon von 
B rünn  her verm uten. A lle  E rw artungen wurden aber über­
tro ffen  durch die große Gastfre iheit der Stadt Reichenberg 
und ihres liebensw ürdigen Bürgerm eisters D r. B a y e r ,  
die ein glänzendes M ittagessen und eine heitere „Bunte 
B ühne“ im  V o lksgarten  bot. E inen Glanzpunkt bildete 
die m it zahlreichen Kraftw agen ausgeführte F ahrt nach 
Bad L iebw erda  und Gablonz. In  L iebw erda gab die 
C lam -G allas’sche G üterd irektion  eine Jause und der 
liebenswürdige V e rw a lte r des Bades, Oberstleutnant C zu b a , 
übernahm die Führung. Das Bad lie g t reizend inm itten  
h e rrlich e r W ä lde r, is t m odern eingerichtet und b ietet fü r 
w en ig  Geld gute Verpflegung. Es is t so recht auch 
reichsdeutschen Juristen als Ferienaufenthalt zu empfehlen. 
Interessant is t die in  vielfachen Serpentinen sich hoch­
w indende Straße nach Gablonz, die noch der G raf C lam .



935 32. Jahrg. D e u t s c h e  J u r i s t e n - Z e i t u n g .  1927 Heft 13. 936

Gallas aus eigenen M itte ln  erbaut hat. D ie  Stadt Gablonz 
bot uns ebenfalls vielfache, auch künstlerische Genüsse. 
U nd  mancher hat w oh l von  den schönen Glaswaren ein 
Geschenk m it heimgenommen.

A lle  Teilnehm er der wohlgelungenen Tagung aber 
haben das Gefühl der Dankbarkeit m itgenommen fü r  die 
gebotene geistige Anregung und die reiche Gastfreundschaft 
Reichenbergs.

Senatspräsident beim  Reichsgericht D r . L o b e ,  Le ipz ig .

D ie  D eutsche  G esellschaft fü r  V ö lk e rre c h t h ie lt  
ih re  8. Jahresversam m lung  in  D resden  v . 8 .— 11. Juni,
unter Le itu ng  von T h e o d o r  N ie m e y e r  und C h r is t ia n  
M e u r e r ,  ab. Gegen 120 Teilnehm er, darunter etwa 70 M it­
g lieder der"Gesellschaft, waren erschienen, außerdem zahlreiche 
Delegierte, u. a. fü r dasAuswärtigeAmt, Reichjustizm inisterium , 
Reichswehrm inisterium , die M arinele itung, die sächsische 
Staatsregierung, die sächsischen M in is terien  des Aeußeren, 
der Justiz, des Ku ltus, die preuß. M in is terien  der Justiz 
und des K u ltus . D ie  Präsidenten und K o lleg ien  der 
Dresdener Gerichte, die Staats- und Rechtsanwaltschaft 
w idm eten den Verhandlungen ihre  Bete iligung  in  einem 
besonderen Maße sachlicher und persönlicher H ingabe. D ie 
Presse bewies durch das Erscheinen hervorragender und 
zahlreicher V e rtre te r starkes Interesse an den Verhand­
lungen. D ie  D iskussionen waren durch Lebhaftigke it, Schärfe, 
Sachlichkeit und wissenschaftliche Höhe ausgezeichnet. D ie  
Verschiedenheit der zur G eltung kommenden Auffassungen 
w ar n ich t unbeträchtlich, ih re  E rö rte rung  k la r und nach­
drücklich. Bemerkenswert w ar das durchgehends insbes. 
in  den Hauptgegenständen der Tagung bemerkbare V o r­
drängen der A ktua litä t des vö lkerrechtlichen K od ifika tions­
problems, w obei die uralte und im m er w ieder junge Gegen­
sätzlichkeit der rechtspolitischen Grundauffassungen lebhaft 
e rö rte rt wurde, gemäß den Form eln  „ G é n é r a l is a t io n  
u n d  S p e z ia l is ie r u n g “ , „P rä g n a n z  u n d  K a s u is t ik “ , 
„ R ic h te r l ic h e  F r e ih e i t  u n d 'r i c h t e r l i c h e  G e b u n d e n ­
h e i t “ . Im  ganzen überwog die Auffassung, daß es im  
V ö lke rrech t m ehr auf Sicherheit ( „ ju s  certum et 
scrip tum “ ) als auf m aterie lle  R ich tigke it ankomme, daß 
aber tatsächlich fü r  die staatsvertragliche R egelung es 
le ich te r ist, fü r  „princ ipes généraux“ (zu unterscheiden von  
den „princ ipes généralement reconnus“ der neueren V e r­
träge) als über kasuistische V orsch riften  staats vertragliche 
Festsetzung zu erreichen. H ins ich tlich  der dre i H aupt­
gegenstände der T agung1) w ar die schließlich in  ent­
schiedenem Uebergew icht hervortretende M einung die, daß 
der M in d e r h e i te n s c h u tz  (Referent K r a u s ,  K ön igs­
berg) nu r in  sehr elastischen Grundzügen allgem ein erfaßt 
werden könne, daß dagegen die Staatenhaftung fü r Hand­
lungen P riva ter (Ref. S t r u p p ,  F rank fu rt) einer ins einzelne 
gehenden Regelung zugänglich und b edürftig  sei, daß 
end lich  das eigenartige V erhä ltn is  des positiven Rechts, 
der Rechtsprechung und der W issenschaft im  Gebiet des 
I n t e r n a t io n a lp r iv a t r e c h t s  (Ref. G u t z w i l l e r , H e ide l­
b e rg ) die K od ifiz ie rung  durch vö lkerrechtlichen K o lle k tiv ­
ve rtrag  z. Z t. noch w enig aussichtsvoll erscheinen lasse, 
bevo r n ich t umfassende und vertie fte , nam entlich rechts­
vergleichende und systematische Forschungen, die staats­
vertrag liche  Fassung der Probleme vorbere ite t hätten.

Es wurden folgende Resolutionen gefaßt:
1. M in d e r h e i te n s c h u tz .
„1 . D ie  Deutsche Ges. f. V ö lke rrech t s te llt sich n ich t 

die Aufgabe, zu untersuchen, ob ein bestim m ter Staat in  
einem konkreten F a ll das Vö lkerrecht, soweit es den M inde r­
heitenschutz b e tr ifft, ve rle tz t hat, sondern allgemeine Regeln 
des geltenden und des zukünftigen Rechts zu erörtern.

2. D ie  w issenschaftliche E rörte rung  des Schutzes 
nationa ler M inderheiten is t unabhängig von der E rörte rung  
de r Selbstbestimmung.

3. D ie  Erforschung und Aufste llung  der allgemeinen 
Grundsätze des Minderheitenschutzes bedarf der Berück­
sich tigung und Ergänzung im  H in b lic k  auf die besonderen 
Verhältnisse der einzelnen M inderhe iten. *)

*) Ueber die Gegenstände und Referenten der Verhandlungstage 
is t in  der DJZ. 1927 S. 767 berichtet.

4. D ie Deutsche Ges. f. V ö lkerrech t erachtet es fü r 
eine besondere Aufgabe der W issenschaft, die dem M inder­
heitenproblem  zugrunde liegenden Phänomene zu erforschen, 
die daraus sich ergebenden B egriffe  zu klären und damit 
zugleich dem Minderheitenschutz seine systematische Stellung 
anzuweisen.

5. D ie  Deutsche Ges. f. V ö lke rrech t bekennt sich zu 
dem Grundsatz: die Inanspruchnahme und Geltendmachung 
der Rechte der M inderheiten is t n ich t als ein A k t der I llo y a litä t 
gegenüber dem Staat und seiner M ehrheitsbevölkerung zu 
betrachten.

6. D ie  Deutsche Ges. f. V ö lke rrech t sieht es als eine 
ih re r wesentlichen Aufgaben an, die Probleme des M inder­
heitenschutzes auch w e ite rh in  zum Gegenstand ih re r Be­
ratungen zu machen.“

n. S ta a te n h a f tu n g .  „D ie  Deutsche Ges. f. V ö lk e r­
recht w ird  im  H in b lic k  auf die große wissenschaftliche und 
praktische Bedeutung des Problems der vö lkerrechtlichen 
H aftung  des Staates einen ausgearbeiteten E n tw u rf fü r  die 
vertragliche Regelung der vö lkerrechtlichen Staatenhaftung 
aufstellen und setzt zu dessen V orbere itung  einen Sonder­
ausschuß ein, der dem Rat fü r dessen nächste Tagung einen 
E n tw u rf vorlegen s o ll.“

I I I .  I n t e r n a t io n a le s  P r iv a t r e c h t .  „Das In te r­
nationa lpriva trecht e rfo rde rt eine erweiterte und vertie fte  Be­
te iligung  der deutschen W issenschaft. In  erster L in ie  müssen 
rechtsvergleichend die positivrechtlichen Grundlagen m ög­
lichst erschöpfend erforscht werden. G le ichzeitig  bedarf die 
systematische Untersuchung der methodischen G rundfragen 
der vertie ften Behandlung.“  Eines der praktischen Z iele 
dieser A rb e it w ird  die Ersetzung der A rt ik e l 7 ff. EG. z. 
BGB. durch eine neue reichsrechtliche R egelung sein.

Neben den Hauptversammlungen fanden ausgedehnte 
Sitzungen des Vorstandes, des Rates und der Kom m issionen 
statt. D ie  aus nunm ehr zehnjähriger T ä tigke it der Gesell­
schaft gezogene Quintessenz des e inhelligen Bewußtseins 
war die, daß in  regelmäßig w iederholten besonderen Gesamt­
sitzungen a lle r praktischen und w issenschaftlichen Sach­
verständigen der Gesellschaft, außerhalb der allg. Jahres­
versammlungen (nach A r t  insbes. der denkwürdigen L e ip ­
ziger Versam m lung 1923 und der n ich t m inder w e rtvo llen  
Locam otagung 1925) des e r w e i te r t e n  R a te s  die K rä fte  
zu konzentrie rter A rb e it zusammentreten sollten. E ine 
solche V ere in igung  w urde zunächst fü r  O ktober 1927 fü r  
B e rlin  in  Aussicht genommen. D ie  nächste Jahresversamm­
lu n g  so ll in  der W oche nach P fingsten 1928 stattfinden. 
D a fü r w urden in  erster L in ie  V ö lk e r b u n d s f r a g e n  ins 
Auge gefaßt.

Starken A nk lang  fand die namens der Reichs­
reg ierung durch Staatssekretär J o e l abgegebene E rk lä rung , 
daß die vö llig e  Selbständigkeit und innere U nabhängigkeit 
der Gesellschaft die Garantie ihres Einflusses und ihres 
W ertes auch fü r  das Deutsche Reich gewähre.

Geh. Justizrat, Professor D r. N ie m e y e r ,  K ie l.

G enfer K ongreß  d er In te rn a t. V ere in igu ng  fü r  
g ew erb l. R ech tsschu tz . D ie  V ere in igung hatte allen 
Grund, nach langer Pause zu einer Beratung a lle r schwe­
benden Fragen des in ternat. gewerblichen Rechtsschutzes 
zusammenzutreten, zumal die Ergebnisse der Haager K o n ­
ferenz von  Okt. und N ov. 1925 tro tz  mancher Verbesse­
rungen in  der Fassung des Unionsvertrages und der 
M adrider Abk. in fo lge  des W iderstandes e in iger be te ilig ter 
Länder doch recht bescheiden waren. V ie le  W ünsche in  
der R ichtung auf eine w irksamere Ausgestaltung des in ternat. 
Schutzes blieben im  Haag unberücksichtigt. D ie  Aufgabe 
des v . 8.— 10. Jun i 1927 in  Genf tagenden Kongresses 
mußte daher in  erster L in ie  diesen Fragen dienen und 
konnte des besonderen Interesses der Landesgruppen sicher 
sein. Demgemäß w ar der Kongreß aus 12 bete ilig ten 
Staaten gut beschickt, was der Präsident D r. N av ille  der 
gastgebenden Schweizer Landesgruppe bei E rö ffnung  m it 
Genugtuung feststellte, zugleich ehrend des verstorbenen 
Führers der deutschen Landesgruppe, P ro f. D r. O s t e r ­
r i e t h  gedenkend. —  D ie  A rb e it wurde durch einen das 
A rbeitsgebiet nach dem gegenwärtigen Stande des in ternat.
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Rechts übersichtlich beleuchtenden V o rtra g  des D irek tors  
des Berner Büros, D r. O s te r ta g ,  eingeleitet, der e in­
gehend des neuen Haager A bk. über den in tem at. Schutz 
gewerbl. Muster und M odelle (Geschmacksmuster) gedachte. 
M it B efried igung war festzustellen, daß D r. Ostertag durch­
aus als N achfolger seines nach der Haager Konferenz ve r­
storbenen großen Vorgängers P ro f. D r. R öth lisberger der 
schwierigen Aufgabe gewachsen ist.

Dann wurde in  5 Arbeitssitzungen des umfangreiche 
Program m  erledigt. D ie  1. Sitzung unter französ. Vors itz  
(M a illa rd ) betraf die im  Haag n ich t erledigten Wünsche 
betr. A rt. 4, 5 und 11 U V . Es kom m t darauf an, das 
P r io r i t ä t s r e c h t  e inheitlich und w irksam er auszugestalten 
(A rt. 4), den Ausführungszwang fü r Patente, Gebrauchs- und 
Geschmacksmuster und den Benutzungszwang fü r  W aren­
zeichen m öglichst zu beseitigen (A rt. 5) und den Ausstellungs­
schutz zweckmäßig auszubauen (A rt. 11). W enn auch n ich t alle 
W iderstände der bisher w iderstrebenden Länder, zu denen 
Deutschland in  keinem Falle gehört, aufgegeben wurden, 
scheint doch kün ftig  m it e iner entgegenkommenderen 
H altung seitens Ita liens und Englands zu rechnen zu sein. 
Diese E rkenntn is is t erfreulich, w enngleich die Beschlüsse 
internat. Kongresse mangels amtlichen Charakters nu r einen 
bedingten gutachtlichen W e rt haben.

D ie  2. Sitzung behandelte unter ita lienischem  V ors itz  
den S c h u tz  des w is s e n s c h a f t l ic h e n  E ig e n tu m s  im  
Rahmen des U V . Bedeutsam und entscheidend w ar der 
von  D r. W e id l i c h  erstattete Bericht, der die großen 
Schw ierigkeiten der Frage darlegte. D e r Kongreß nahm 
deshalb auch gegenüber dem Anspruch auf Sonderver­
gütung fü r  Förderung der Industrie  durch allg. wissen­
schaftliche A rb e it eine ablehnende H a ltung  ein. D ie
3. A rbeitssitzung unter deutschem V ors itz  (P A . M in tz )  
betraf die K la s s e n e in t e i lu n g  f ü r  W a re n z e ic h e n  u n d  
P a te n te ,  die als technische Fragen besonderer A r t  kaum 
den Juristen interessieren, so bedeutsam die Regelung fü r 
die Inhaber der Rechte auch ist. W ich tig e r erscheint 
n iede r die unter österr. V o rs itz  (D r. B in g )  stehende 
4- A rbeitssitzung über die Anw endung des H a a g e r  
M u s te ra b k o m m e n s .  Sachliche V o ra rbe it zur praktischen 
■Anwendung hat b isher n u r Deutschland geleistet; darüber 
verhä lt sich der eingehende B erich t des Unterzeichneten, 
während die sonst das Them a überhaupt behandelnden 
Berichte der belgischen, französischen und schweizer 
Landesgruppen nichts wesentliches besagen. Beachtlich 
’War  an der Beratung noch die Erkenntn is, daß die im  
Abk. vorgesehene fre ie Gestaltung der P rioritätsrechte zu 
schwierigen rechtlichen E rörterungen führen kann, die man 
^och v o r der R atifika tion  beseitigen sollte. V ie lle ich t is t 
auf diesem Umwege auch eine Verbesserung des A rt. 4 
BW. zu erreichen.

D ie  letzte A rbe itssitzung betra f die V e r e in h e i t -  
D c h u n g  u n d  V e r lä n g e r u n g  d e r  P a te n td a u e r .  D er 
deutsche Standpunkt w ar im  B erich t von  D r. G e rd e s  
n iedergelegt: D ie  V erlängerung auf 20 Jahre w ird  abgelehnt, 
dagegen eine e inheitliche Gestaltung, bes. die einheitliche 
Festlegung des Beginns des Schutzes befürw ortet. F re i-  
hch gehen darüber die Ansichten w e it auseinander; aber 
es läßt sich auch in  dieser Frage die N eigung zur V e r­
ständigung n ich t verkennen. Möchte sie in  dieser und in  
den anderen Fragen auf dem nächsten Kongreß in  Rom  
^ re ic h t  werden und die dann fo lgende Londoner Konferenz 
der Verbandsstaaten w irksam  vorbere iten.

Es b le ib t nu r noch ü b rig , dankbar der liebens­
würdigen Gastfreundschaft zu gedenken, m it der die 
schweizerische Landesgruppe und das Genfer Ortskomitee 
allen Teilnehm ern  den A ufen tha lt in  Genf angenehm zu 
Sestalten wußten. M it sicherem In s tin k t w ar der einzige 
schöne Nachm ittag zu einer R undfahrt auf dem See 
reserviert, die neben allen interessanten wissenschaftlichen 
•^rtregungen als ein selten schöner Naturgenuß den T e il­
nehmern in  angenehmster E rinne rung  ble iben w ird .

Kam m ergerichtsrat D r. P in z g e r ,  B erlin .

L ie  neubegründete K rim ina lb io log ische  G esell- 
chaft h ie lt am 6. Jun i in  W ie n  unter V o rs itz  des H o f- 
a es, P ro f. A . L e n z ,  Graz, ih re  erste Versam m lung ab. 

“ er zahlreichen medizinischen und ju ris tisch -k rim ino ­

logischen Gelehrten aus Deutschland, Oesterreich, Rußland 
und der Schweiz waren Polizeipräs. S c h o b e r ,  W ien , 
Sektionschef D r. M a y e r  vom  österr. Bundeskanzleramt, 
LGPräs. D r. A l tm a n n ,  W ien , M in is teria lra t D r. S ta rk e  
vom  sächsischen Justizm inisterium  und P o lize id irek to r 
D r. S c h u ltz ,  W ien , erschienen.

H o fra t L e n z  betonte in  seinem Referate über die 
„P roblem e der K rim in a lb io log ie “ die übereinstimmenden 
Ansätze zu einer Persönlichkeitsforschung in  der modernen 
M edizin, Psychologie und Jurisprudenz, und umriß die 
Z iele der krim ina lb io log ischen Forschung, w ie sie im  k r im i­
nologischen In s titu t der U n iv . Graz betrieben w ird . F . v. 
N e u re i te r ,  R iga, berichtete über den krim ina lb io log ischen 
D ienst in  Belgien und das von ih m  gegründete krim ina l­
bio logische In s titu t in  Lettland. V ie r n s t e in ,  Straubing, 
schilderte auf G rund seiner Erfahrungen an der von  ihm  
eingerichteten krim ina lb io log ischen Sammelstelle die Typen 
der besserungsfähigen und unverbesserlichen Verbrecher, 
F e ts c h e r ,  Dresden, die von  ihm  organisierte K a rte i der 
M inderw ertigen in  Sachsen. Ueber die krim ina lb io log ische 
Forschung in  Rußland sprach O r s c h a n s k y ,  Leningrad, 
der auf die Bedeutung der M ilieueinflüsse fü r  die K r im i­
na litä t des heutigen Rußland hinw ies. S e e lig ,  Graz, be­
handelte die E rm ittlun g  der Suggestib ilitä t als Beisp ie l zur 
krim ina lb io log ischen Methodenlehre, das W esen der Sug­
gestion, die Suggestib ilitätstypen und die W ege der D is ­
pos itionserm ittlung (E xp lo ra tion  des Lebenslaufes, Test­
methoden, Ausdrucksmethoden, E rm ittlung  der Erbanlagen) 
und betonte die N otw end igkeit ih re r Vere in igung.

In  der D iskussion tra t die einheitliche Auffassung von 
der N otw end igkeit eines engen Zusammenschlusses zum 
Zwecke der krim ina lb io log ischen Forschung hervor. Es 
wurden folgende Beschlüsse gefaßt:

„1 . D ie  Versam m lung begrüßt die Ansätze zu einer 
Erfassung der k rim ine llen  Persönlichkeit in  Gesetzgebung, 
Strafrechtspflege und Strafvollzug, sowie in  der w issen­
schaftlichen Lehre.

2. D ie  Versam m lung betrachtet es als ih r  Z ie l, die 
verschiedenen wissenschaftlichen Methoden zur A u f­
schließung der Persönlichkeit, die sich in  der Psychiatrie, 
E rbb io log ie  und naturwissenschaftlichen und philosophisch 
orien tie rten  Psychologie bewährt haben, fü r  krim ino log ische 
Zwecke auszugestalten und zu vereinen.

3. Diesem Z iele so ll die E rrich tung  krim ina lb io log ischer 
Untersuchungsstellen dienen, die fü r  die praktische Straf­
rechtspflege als Gutachter tä tig  werden sollen.“

D e r aus den H erren  Lenz, v. Neureiter, V iernste in , 
Seelig und Fetscher bestehende geschäftsführende Ausschuß 
wurde zum Vorstande, Polizeipräs. Schober zum E hren­
präsidenten, H o fra t Lenz zum Präs, der Gesellschaft erwählt.

P rivatdozent D r. S e e l ig ,  Graz.

D er 12. D eutsche  N o ta r ta g  w ird  nach K ö ln  zum 
12. Sept. einberufen. A m  11. Sept. finde t um 5 U h r 
im  Z iv ilkas ino , Augustinerp latz 7, eine Begrüßung 
statt; es fo lg t ein Festessen m it Damen im  großen 
Gürzenichsaal. D ie  Tagung beg innt am 12. Sept. in  der 
A u la  der U n ive rs itä t m it einem B erich t über die E n t­
w ick lung  des Deutschen N otarvere ins seit dem letzten 
Notartage in  Heide lberg . Daran schließt sich ein V ortrag  
von JR. D r. B in g ,  M ainz: „E in fü h ru n g  von  Notariats- 
kammem in  denjenigen Ländern Deutschlands, in  denen 
diese E in rich tung  noch n ich t besteht“ . Abends finde t eine 
Theatervorste llung im  Opernhaus statt und am 13. Sept. 
eine R he in fahrt m it M ittagessen auf dem Petersberg.

P erson alien . A m  18. Jun i beging der frühere hessische 
Justizm inister D r . v o n  E w a ld  seinen 75. Geburtstag. Exz. 
von  Ewald, e iner der hervorragendsten Beamten des Hessen­
landes in  frühe re r Zeit, wurde nach lang jähriger T ä tigke it 
in  seinem Heim atlande 1896 RG R. und 1905 hessischer 
Justizm inister. W e it über die engeren Grenzen seines 
Heimatlandes hinaus hat er sich um die Rechtspflege hoch­
verd ien t gemacht. E r is t ein Jurist, der weise Menschen­
kenntnis m it ge is tvo lle r Beherrschung der W issenschaft 
verb indet. D ie  ju r. Fakultät der U n iv . Gießen ernannte 
ih n  1907 zum Ehrendoktor. —  D e r bekannte N ationalökonom  
und Sozia lpolitiker, Geh. Rat, P ro f. D r. ph il., D r. ju r. h. c.
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T ö n n ie s ,  K ie l, beging am 21. Jun i sein goldenes D o k to r­
jub iläum .—  D ieM arburge rFaku ltä t hat w ieder einen schweren 
V erlus t e rlitten : Nach langem Le iden is t Geh. JR., P ro f. 
D r. A n d r é  im  68. Lebensjahre verstorben. E r wurde 1891 
P riv .-D oz. in  Göttingen, 1892 ao. P ro f, daselbst und lehrte 
seit 1899 als O rdinarius in  M arburg. V o n  1892— 1896 w ar 
er S chriftführe r der Kom m ission fü r  das BGB. Seine 
wissenschaftliche T ä tigke it lag  v o r allem auf dem Gebiet 
des O bligationenrechts. In  Plancks Kom m entar zum BGB. 
hat er es in  tie fg ründ iger W eise erläutert und ebenso in  
A ch illes -G re iff, BGB. André w ar bei seinen Schülern außer­
ordentlich  beliebt, ein tre fflich e r L eh re r und zugleich ein 
kenntn isre icher Mann auch der Praxis. Insbes. bei dem 
bevorstehenden Universitäts jub iläum  von  M arburg w ird  
seiner trauernd gedacht werden. —  D e r Vorkäm pfer auf dem 
Gebiete der Jugendfürsorge AG R . i.  R ., Geh. JR. F r a n k e l ,  
Breslau, is t gestorben. E r hat die Gesetzgebung über Jugend- 
w oh lfahrts- und Jugendgerichtswesen vie lfach maßgebend 
beeinflußt und wurde im  Januar 1927 wegen seiner V e r­
dienste zum Ehrenvorsitzenden der Breslauer Zentrale fü r 
Jugendfürsorge ernannt.

K r i m i n a l - A r c h i v .
Bearbeiter: R egierungsd irektor D r. H a g e m a n n , 

Polize ipräsid ium  B erlin .

D urch Gesetz v. 2. Jun i 1927 (R G B l. I  S. 125) is t 
das R ep u b lik -S c h u tzg e s e tz  v. 21. Ju li 1922 in  der Fassung 
v. 31. März und 8. Ju li 1926 (R G B l. I .  S. 190 und 397) in  
seiner Geltung um zwei Jahre verlängert w orden. D ie  
noch bestehenden Zuständigkeiten des Staatsgerichtshofes 
gehen auf das Reichsverwaltungsgericht und bis zu dessen 
E rrich tung  auf einen durch den Geschäftsverteilungsplan 
zu bestimmenden Senat des RG. über.

In  den Tagen v. 28. Jun i bis 1. Ju li d. J. finde t in  
London  ein in te rn a tio n a le r  K ongreß  alle r an der Be­
kämpfung des Mädchenhandels arbeitenden Organisationen 
statt. In  den V orträgen w ird  man sich neben grundsätz­
lichen Fragen auch m it praktischen Maßnahmen befassen, 
die gefährdeten w eib lichen Personen von  unm itte lbarem  
Nutzen sein können, z. B. die v o r A n tr it t  von  Stellungen 
im  Auslande nötigen und zweckmäßigen Erkundigungen 
und die M ög lichke it, die E inho lung  solcher Nachfragen 
dadurch unumgänglich zu machen, daß man von  ihnen die 
Ausste llung der Pässe in  gewissen Fällen abhängig macht. 
E in  gut T e il des Streits, der darum geführt w ird , ob es 
einen Mädchenhandel g ibt, hängt m it der U nk la rhe it des 
B egriffs  „H a nd e l“  zusammen. L ite rarische Erzeugnisse 
höchst verschiedenen W ertes, jüngst noch ein Buch des 
ernst zu nehmenden A lb e rt L o n d r e s ,  haben m it ih ren  
Schilderungen zur V e rw irru n g  der Auffassung erheblich 
beigetragen. Londres ’ „L e  chemin de Buenos-Ayres“ hat 
französische Verhältnisse im  Auge. Trotzdem  kann be­
hauptet werden, daß seine Angaben größtenteils ir r ig , 
seine Schlußfolgerungen übertrieben sind. Im m erh in  is t 
es zu begrüßen, wenn durch eine klare Begriffsbestim m ung, 
die eine deutliche Abgrenzung zum B e g riff der K uppele i 
b ring t, —  le ide r läßt der neue Strafgesetzentwurf in  diesem 
P unkt einiges zu wünschen ü b rig  —  Gerüchten ein Ende 
gemacht w ird , die wegen ih re r geheim nisvollen Rom antik 
m ehr schaden als nützen.

E ine Reihe von  Strafprozessen hat ' in  den letzten 
W ochen die O effen tlichke it in  ungewöhnlichem  Maße be­
schäftigt. D e r F a ll Al a ch a n - K o 1 o m a k  in  Bremen hat 
bereits durch seine Vorgeschichte, das Erscheinen des v ie l­
besprochenen Buches „V o m  Leben getötet“ , Aufsehen erregt. 
D urch  den gegen die M utte r der angeblichen jugendlichen 
Schre iberin  der tagebuchähnlichen Aufzeichnungen und 
dam it gegen die w irk lich e  Verfasserin  anhängig gemachten 
und m it V e ru rte ilu n g  endenden Kuppeleiprozeß is t das 
M o tiv  fü r  die Abfassung des Buches n ich t geklärt worden. 
W enng le ich  faßbare Beweggründe, w ie E ite lke it, E rw erbs­
sucht u. ä., dabei m itge w irk t haben mögen, w ird  doch das 
Geheimnis, das über jeder geistigen P roduktion , über jedem 
„sich-von-der-Seele-Schre iben“ lieg t, auch h ie r bestehen 
bleiben. Daß Frau K o lom ak auf solche Fragen niemals 
eine klare, unumwundene A n tw o rt gegeben hat, darf n ich t

zu ih ren  Ungunsten gedeutet werden. Sie w ird  sich über 
den letzten G rund ihres Handelns ebensowenig k la r sein, w ie  
so mancher, der in  Zeiten starker seelischer Erregung, z. B. in  
Untersuchungshaft, seinen Lebenslauf n iederschreibt. D ie  in  
der O effentlichkeit besprochenen M otive  sind w eniger von ih r  
selbst offenbart, als aus der der V erö ffen tlichung  folgenden 
S ituation entnommen. D er Kuppeleiprozeß bo t fast m ehr 
durch das D rum  und D ran, als durch die Tat ein w en ig  
erfreuliches B ild . V o r  allem war ein böses W o rt, daß die 
E in le itung  des E rm ittlungsverfahrens ein Racheakt der 
Po lize i gewesen sei fü r  die K r it ik ,  die ih re  angeblichen 
Maßnahmen in  dem Buche erfahren. D ieser unbegründete 
V o rw u rf is t durch den Prozeß restlos w iderlegt. Daß er 
auftauchen konnte, hängt m it der Zwangslage zusammen, 
in  der sich gerade eine verständig geleitete Po lize i gegenüber 
dem W o rtlau t der z. Z t. noch geltenden gesetzlichen Bestim ­
mungen über Kuppele i befindet. Durchdrungen von  der U eber- 
zeugung, daß sich P rostitu tion  und K uppele i durch po lize i­
liche und strafrechtliche Maßnahmen n ich t ausrotten lassen, 
v ie lm ehr durch eifernde V e rfo lgung  nu r in  ih ren  seelischen 
und hygienischen Schädigungen vergrößert werden, w ird  sich 
polizeiliches E ingre ifen  in  der Regel auf w irk liche  Mißstände 
beschränken, n ich t aber das A ufrühren  von Fällen erstreben, 
die im m erh in  zweife lhaft sind, w ie der K o lom ak’sehe, am 
wenigsten, wenn, w ie bei ihm , die Gefahr einer Fortsetzung 
der K uppele i durch die Ereignisse behoben ist. Diese 
krim ina lpo litisch  rich tige  Erwägung der Brem er Po lize i 
bedingte die ih r  in  sensationeller Aufm achung als V e r­
schulden ausgelegte abwartende H a ltung  trotz K enntn is  des 
Machan’schen Buches. E rst als die Erörterungen in  der 
O effentlichkeit die W ahrhe it im m er m ehr von  der „D ich tun g “ 
trennten, mußte die Po lize i auf G rund des Legalitätsprinzips 
einschreiten. Noch ein anderer p rinz ip ie lle r Gesichtspunkt 
scheint m ir  be i Betrachtung dieses Falles der E rw ähnung 
w ert. D ie  gegen F rau K . erhobene Beschuldigung der 
schweren Kuppe le i —  der w ichtigste T e il der Anklage —  
gründet sich auf den V o rw u rf der Unterlassung. Reichs­
gerichtliche Rechtsprechung aus 1907 (Bd. 40, S. 166) 
statuiert fü r E lte rn  gegenüber m inderjährigen K in d e rn  eine 
R echtspflicht zur „H in tanha ltung  der U nzucht“ , und setzt 
ih re  Unterlassung dem Handeln gleich. F ü r den R egelfa ll 
s icherlich auch heute noch rich tig . A ber fü r  Sonderfälle, 
fü r  Großstadtkinder von  17— 18 Jahren, die durch K riegs­
und Nachkriegszeit gegangen, losgelöst von  jeder patria r­
chalischen B indung längst in  eigenem B eru f und E rw erbe 
stehen, in  fast a llen D ingen des praktischen Lebens n u r 
sich selbst ve ran tw ortlich  sind? W elche M achtm itte l 
b le iben denn den zur „H in tanha ltung “  verp flich te ten 
E lte rn?  E igen tlich  n u r das gerade vom  Standpunkte jener 
Rechtsprechung aus unzweckmäßigste der T rennung des 
letzten schwachen Bandes der durch soziale U m wälzung er­
schütterten Fam iliengemeinschaft, und dies letzten Endes nu r, 
um  unter Verschle ierung der Ohnmacht der unerfü llbaren 
R echtspflicht los und led ig  zu sein. W ird  durch die 
Generationen w e it voneinander trennende E n tw ick lung  
S inn h ie r U n-S inn?

Auch um die M otive  der in  D u isbu rg  zur gerich t­
lichen V erhandlung gekommenen Tat der 18 jä h rig e n  
K äth e  H agedorn , die zwei K in d e r von  5 und 6 Jahren 
tötete, w ar in  der breitesten O effen tlichke it e in großes 
Rätselraten. V om  sadistischen Rausch bis zum hypnotischen 
T iefsch la f wurde alles Erdenkliche zur E rk lä rung  heran­
gezogen. D en Schlüssel zum Verständnis, soweit e in 
solches überhaupt m ög lich  ist, dürfte  der Umstand lie fe rn , 
daß die wegen Totschlags V e ru rte ilte  zunächst an dem 
k le inen Mädchen ein S ittlichkeitsverbrechen begangen hat. 
D ie  ih r  notw endig  erscheinende Beseitigung der Zeugen 
war, w ie  so o ft in  ähnlichen Fällen, die zwangsläufige Folge. 
U n rich tig  scheint es m ir, in  der im  Laufe der U ntersuchung 
zutage tretenden, auf jugendlicher, v ie lle ich t auch krank­
hafter U nre ife  beruhenden E ite lke it ein M o tiv  zur T a t zu 
suchen. R ich tig  ist, daß gerade der Jugendliche, der sich 
Selbst in fo lge  m angelnder Lebenserfahrung und S e lbstkritik  
am wenigsten eine E rk lä rung  fü r  sein H andeln geben kann, 
an solche Beweggründe sich klam m ert, besonders, wenn 
sie durch ein ih m  ungewohntes Interesse an seiner Person 
ih m  nahegelegt werden.

À
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S p r e c h s a a l .
A b erkenn un g  des D o k to rt ite ls  w egen  E r ­

schleichung der Zulassung. H . meldete sich zur 
• juristischen Staatsprüfung. Seine wissenschaftliche P rü ­

fungsarbeit erwies sich als Plagiat. H . wurde daher wegen 
U nw ürd igke it ausgeschlossen. Danach beantragte er bei 
der Rechtsfakultät H am burg seine Zulassung zur D o k to r­
prüfung. Nach der Prom otionsordnung kann zugelassen 
werden nur, w er entweder die Staatsprüfung bestanden 
hat oder auf m o tiv ie rten  A n trag  eines Fakultätsm itgliedes 
von diesem E rfo rde rn is  be fre it w ird  und g le ichze itig  die 
schriftliche Versicherung abgibt, er habe sich einer ju r. 
Staatsprüfung bisher nie unterzogen und werde dies auch 
kün ftig  n ich t tun. D e r Zweck is t k la r : D ie  Fakultä t w i l l  
Verhüten, daß ein anderwärts Durchgefa llener von  ih r  
Prom oviert w ird  oder ein von  ih r  P rom ovie rte r anderwärts 
durchfällt. D e r Dekan zog demgemäß einen schriftlich  
begründeten A n trag  des zuständigen Fakultätsm itgliedes 
und die erwähnte schriftliche Versicherung des H . ein, 
Worauf H . zugelassen wurde und bestand. Nach E rte ilung  
Oes D ip lom s wurde der oben geschilderte Sachverhalt 
arntlich bekannt. D ie  Faku ltä t erkannte h ierauf nach 
Beweisaufnahme und G ehör des Betroffenen dem H . die 
D oktorw ürde w ieder ab, da H . die Zulassung zur Prom otion  
Und damit die P rom otion  selbst durch bewußte Irre fü h ru n g  
der Fakultät erschlichen habe; H . sei daher von  nun an 
zur Führung  des D okto rü te ls  n ich t m ehr berechtigt. Gegen 
diesen Beschluß erhob H . K lage bei der Z iv ilkam m er des 
Landgerichts (!) und nach deren Abw eisung wegen Unzu­
lässigkeit des Rechtsweges K lage be im  Verw altungsgericht 
Ham burg, die wegen Fristversäum ung ebenfalls abgewiesen 
wurde. Das O VG . H am burg bestätigte den Vorentscheid 
aus den Gründen der Vorinstanz, fügte aber bei, auch 
Hue sachliche Nachprüfung w ürde dem K läger schwerlich 
den gewünschten E rfo lg  gebracht haben, da ein nichtiges 
’  erfahren der Fakultä t n ich t Vorgelegen habe.

D er F a ll is t in  zweifacher H ins ich t lehrre ich. Erstens 
a s Schulbeispiel der Zurücknahme eines erschlichenen 

erwaltungsaktes, ein Problem , zu dessen Behandlung auch 
-- Ham burger D issertationen Schätzbares beigesteuert haben 
G e u h ä u s e r ,  Erschleichung rechtsgeschäftlicher V e r- 
I tungsakte, H am burg 1921, im  Buchhandel; S c h e r b e l ,  
rrtum , Täuschung, D rohung  im  Verwaltungsrecht, 1923, 
^gedruckt1). Man streite t bekanntlich, ob die Zurück­
ahme w irke  ex nunc (ZP O . 121, BGB. 1886 a. E .) oder 

sät ex tune (vg l. BG B. 142) oder zwar grund-
zw- ?  6X tunc’ i edoch un ter Aufrechterha ltung des in ­
dischen gutg läub ig  Geschehenen (vg l. GFG. 32). 2) D ieser 

' l^ e tst die Fakultä t aus dem W ege gegangen, indem  sie 
j  Beschluß ausdrücklich die m ildeste W irk u n g  be i- 
d i f  fD ie  umgekehrte F ig u r hätte sich ergeben, wenn 
7 . Anfechtungsklage E rfo lg  gehabt, H . aber schon in  der 

«chenzeit den T ite l geführt hätte (vg l. BGB. 115). 
P rü f r  zweite P unkt interessiert den Prozessualisten. Das 
fran UngSTerfahren is t Prozeß im  weitesten Sinne. Daher 
P ro z f l116 A n a l°g ien zum Z iv il- ,  Straf- und V erw a ltungs- 
V o m '  J eder Prozeß setzt Zulässigkeit des Verfahrens 
v J r ?• Feh lt  eine Verfahrensvoraussetzung, so w ird  das 
Vem  ■ 6n 3 lim ine  von der H a lld  gewiesen (Schweiz: 
einer611̂ 111̂  der »E in tretensfrage“ ). B e isp ie l: Abweisung 
(ZPO o eststellungsklage mangels Feststellungsinteresses 
Verf„u 256-)’ N ich te rö ffnung  bzw. E ins te llung  des H aupt- 
fahr “ r  ens mangels Strafantrages (S trPO . 260). E in  V e r­
fahren“ ?11,3" H auP‘ sache (O esterre ich : „m eritorisches V e r- 
Verfab kann nu r stattfinden, wenn das V o rliegen  a ller 
nicht re il,SVOraussetzungen bel'aht ist. Is t  diese Feststellung 
sie st;nUSnrUCkUch geschehen (vg l- Oe. ZPO . 239), so lieg t 
Denn I-  W®lgend in  der E rö ffn ™ g  des Sachverfahrens. 
Zeitip-P e illn  Entscheidung zur Hauptsache unter g le ich- 
Ue£ens ,ahmsteHnng oder gar Verne inung des V o r-  
die& L  - V er  Verfahrensvoraussetzungen wäre w ide r
Scbeidun aS te llt Slch daher erst nach der Sachent- 
-—_-----ng  das Fehlen einer Verfahrensvoraussetzung

R e c h t s g e s c h a f n l r e m e r l ia l te r  Staatsakt iyU8, 146; K o r m a n n ,  
K enaithehe S taatsakte  1910, 3 1 5 ;N e u h ä u s e r  a.a.O. 100.

heraus, und w ird  aus diesem Grunde (was zuweilen 
zulässig) die Verfahrenseröffnung nachträglich w ieder auf­
gehoben, so v e rlie rt eben damit auch die Sachentscheidung 
ihre  logische Grundlage und ih re  rechtliche K ra ft. A lles 
dies g ilt  auch fü r das Prüfungsverfahren. D ie  Verfahrens­
voraussetzungen stellen sich h ie r als Zulassungsvoraus­
setzungen dar. F eh lt eine solche (z. B. M aturitä t, sechs- 
semestriges Hochschulstudium ), so muß die Zulassung ve r­
w e igert werden. W ird  also der Bewerber zugelassen, so is t 
damit das V orliegen  der Verfahrensvoraussetzungen bejaht. 
D ie  alsdann getroffene Entscheidung („P rü fungsergebn is“ ) 
is t som it rechtskräftig. D ies grundsätzlich auch dann, 
wenn die Zulassung zu U nrecht e rfo lg t sein sollte. W ird  
sie jedoch dieserhalb zulässigerweise w ieder zurück­
genommen, so ve rlie rt eben damit auch das Prüfungs­
ergebnis seinen Rechtsboden; es w ird  fo lg lich  so an­
gesehen, als habe P rü flin g  die P rü fung  überhaupt n ich t 
abgelegt. D ies bedeutet n ich t nur, daß der Bestandene 
n ich t bestanden hat, sondern auch, daß der Durchgefallene 
n ich t durchgefallen ist. Beides m it gutem Grund. Denn zu 
den Befähigungsnachweisen, die der P rü flin g  erbringen 
muß, gehören auch jene, die schon v o r der Zulassung zu 
erbringen sind. Andererseits bezwecken die Zulassungs­
vorschriften  in  gewissem Sinne auch den Schutz des Be­
w erbers: die V orbe re itung  auf die P rü fung  so ll n ich t 
„ fo rc ie r t“  werden.

Anhangsweise: die Fakultä t hat eine arg listige  
Täuschung festgestellt. H . bes tritt diese: seine Versicherung, 
sich einer Staatsprüfung n ich t „unterzogen“  zu haben, sei 
mindestens sub jektiv  wahrheitsgemäß gewesen.( ! )  D ies 
regte die E rörte rung  an, ob ein Staatsakt auch wegen 
ob jektiven Irrtu m s  des Staatsorgans über eine wesentliche 
Entscheidungsgrundlage rücknehm bar sei. R undweg ve r­
neinen läßt sich m. E. diese Frage n icht. Zutreffend z. B. 
P r. O VG . 55, 437: Zurückziehung einer Bauerlaubnis, w e il 
der Baupolizeibehörde ein entscheidender R echtsirrtum  
unterlaufen ist.

Professor D r. H a n s  R e ic h e l ,  Ham burg.

D ie  R a n g sch w ie rig ke iten  des A u fw e rtu n g s ­
gesetzes. D ie durch das AufwGes. geschaffenen Rang­
fragen sind so schw ierig , daß ich  es n u r begrüßen kann, 
wenn die von  m ir  nach langer Beschäftigung m it diesen 
Fragen gefundene Lösung  (S. 490 d. B l.)  von  anderer 
Seite einer Nachprüfung unterzogen w ird . D ies geschieht 
in  dankenswerter W eise von P ro f. D r. L a n g h e in e k e n
S. 736 d. B l. Soweit er Bedenken gegen m eine Annahme 
äußert, daß der G läubiger, der nach § 6 Abs. 2 im  Range 
zurücktritt, den R angrücktritt auf den h in te r ihm  bestehenden 
R angvorbehalt abwälzen kann, habe ich  meinen Ausführungen 
in  dem Aufsatze nichts hinzuzufügen. Im  üb rigen  gestatte 
ich  m ir, zu seiner Rechnungsart folgendes zu°bem erken: 

L a n g h e in e k e n  e rö rte rt fo lgenden F a ll:  A u f einem 
Grundstücke haften fü r  A , B  und C HvDotheken zu ie 
25 000 GM. A  und B haben den V o rra n g  v o r  C? iM o lge  
der V o rsch rift des § 6 Abs. 2 aber n u r in  Höhe von 
15 000 GM. In  diesem F a ll is t nach m einer Auffassung 
ein E rlös von  45 000 GM. in  der W eise zu verte ilen, daß 
A , B  und C je 15 000 erhalten. Langheineken hä lt dies 
Ergebnis n ich t fü r  r ic h tig  und w eist zu: A  25 000, B 15 000 
und C nu r 5000. E r  begründet dies m it dem Postulat, 
daß ein vorgehendes Recht durch das Vorhandensein eines 
im  Range nachstehenden n ich t benachte ilig t werden d ü rfe : 
er g ib t deshalb dem A  25 000, w e il A  zweifellos 25 000 
erhalten würde, wenn B n ich t bestände. Das Ergebnis, 
zu dem _ er gelangt, steht aber im  W iderspruch zu dem 
klaren Sinne des § 6 Abs. 2. Das Gesetz steht auf dem 
Standpunkt, daß derjenige, der un ter Geltung der 3. Steuer­
notvero rdnung ein Recht an dem Grundstück erworben 
hat, sich habe darauf verlassen dürfen, daß vorgehende 
Rechte nu r m it 15 %  aufgewertet würden und bestimm t 
daher, daß vorgehende Rechte, obwohl sie je tzt m it 25 °/0 
aufgewertet werden, n u r in  Höhe von 15 °/0 den V o rrang  
haben. D e r G läubiger, der sich auf § 6 Abs. 2 berufen 
kann, muß also in  derselben W eise aus dem Erlöse be­
fr ie d ig t werden, w ie wenn die vorgehenden Rechte nu r 
m it 1 5 %  aufgewertet wären. H ieraus e rg ib t sich der
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einzelt die Auffassung vertreten worden, es sei eine U eber- 
tragung der Zuständigkeit nach § 125 Abs. 2 StrPO. von  einem 
auf das andere Am tsgericht überhaupt n ich t m ög lich  (vg l. 
F e is e n b e r g e i ,  Handkommentar zur StrPO. Note 1 zu § 125). 
Das dürfte n ich t r ich tig  se in ; denn wenn das ersuchte 
A G . die „H a ftko n tro lle “  übern im m t, so macht es sich damit die 
Entscheidungen des abgebenden Gerichts, auf denen die 
Untersuchungshaft beruht, zu. eigen, und die Rechtslage ist 
dieselbe, w ie wenn das übernehmende, an sich ja nach 
§ 125 Abs. 2 StrPO. ebenfalls zuständige A G . schon den 
H aftbefeh l erlassen hätte. Im m erh in  w ird  man bei der aus 
Anlaß der Strafrechtsreform  bevorstehenden Aenderung der 
StrPO. gut daran tun, die Frage ausdrücklich, und zwar im  
Sinne der bisherigen Praxis zu regeln und eine Angehung 
des gemeinschaftlichen oberen Gerichts n u r dann, aber 
dann auch ebenso ausdrücklich, vorzusehen, wenn die zu­
nächst bete ilig ten Gerichte sich n ich t e inigen können.

Generalstaatsanwalt D r. H a fn e r ,  Karlsruhe.

zwingende Schluß, daß be i einem Erlöse von  45 000 C 
15 000 erhalten muß, da ihm  nu r 3 0  000 Vorgehen würden, 
wenn der Aufwertungssatz nu r 15 °/0 ’wäre. Meine Rechnungs­
a rt: A , B und C je 15 000, is t also alle in  die dem Gesetze 
entsprechende, und es zeigt sich, daß das von Langheineken 
a p r io r i aufgestellte Postulat bei der besonderen durch 
§ 6 Abs. 2 geschaffenen Sachlage n ich t ohne E inschränkung 
durchgeführt werden kann.

W irk l.  Geh. Rat D r . M ü g e l,  B e rlin .

D e r W e c h s e l d er Z u s tä n d ig k e it im  F a lle  des 
§ 125 A b s . 2 S trP O . Nach § 125 Abs. 2 StrPO is t zur 
Erlassung des Haftbefehls im  Erm itte lungsverfahren jeder 
Am tsrichter, in  dessen Bezirk  ein Gerichtsstand begründet 
is t (§§ 7 ff.) ,  und daneben der A m tsrichte r des E rgre ifungs­
ortes zuständig.

Aus dieser konkurrierenden Zuständigkeit e rg ib t sich 
n ich t selten die Sachlage, daß das Erm ittelungsverfahren 
bei der Staatsanwaltschaft des Tatortes geführt, der Täter 
auf Grund einer Fahndung in  einem entfernten Am tsgerichts­
bezirk e rg riffen  und do rt gegen ih n  H aftbefeh l erlassen 
w ird ; zur D urchführung  des Erm ittelungsverfahrens w ird  
die U eberführung in  das Gerichtsgefängnis des Tatortes 
nö tig , im  Gerichtsstand des Tatortes so ll auch Anklage 
erhoben werden. In  solchen Fällen is t es durchaus 
unerwünscht, daß der A m tsrich te r des E rgre ifungsortes fü r 
alle die Untersuchungshaft betreffenden Entscheidungen 
im  E rm itte lungsverfahren zuständig b le ib t; denn jede E n t­
scheidung nach § 116, die Vorbescheidung einer Beschwerde 
gegen den H aftbefehl, die m ündliche V erhandlung nach 
§ 114d, die Entscheidungen im  Haftprüfungsverfahren 
machen ein H in -  und Hersenden der A kten  no tw endig  und 
führen damit zu einer em pfindlichen Verzögerung n ich t 
n u r der Entscheidungen, sondern auch des E rm itte lungs­
verfahrens überhaupt; zudem b ie te t eine m ündliche V e r­
handlung, der der Beschuldigte selbst anwohnt, wesentlich 
stärkere Garantien fü r  eine sachlich r ich tige  Entscheidung 
als eine solche, be i der die Interessen des Beschuldigten 
led ig lich  durch einen V e rte id ige r wahrgenommen werden.

Z u r Behebung dieser Unzuträg lichke iten sollte  die 
U ebertragung der auf die Untersuchungshaft bez. E n t­
scheidungen auf das G ericht m ög lich  sein, in  dessen 
Bezirk sich der Gerichtsstand befindet, in  dem die ö ffent­
liche K lage erhoben werden soll.

Ob eine solche U ebertragung in  der S trPO. eine 
rechtliche Grundlage hat, kann zweife lhaft sein. Zwar 
scheint H a r tu n g  der, soweit ich  übersehe, als einziger 
der Kom mentatoren den Punkt b e rü h rt1), die Frage bejahen 
zu w ollen, indem  er den § 12 Abs. 2 S trPO. fü r  anwendbar 
erk lärt. A lle in  abgesehen davon, daß die V o rsch riften  der 
§§ 12 ff. StrPO. sich offenbar zunächst nu r auf die Z e it n a c h  
E rhebung der öffentlichen K lage beziehen, erö ffnet auch 
die Anw endung des § 12 Abs. 2 fü r  die U ebertragung 
der Zuständigkeit n u r den W e g  über das gemeinschaftliche 
obere G ericht, der schon in  Anbetracht der E ilbedü rftigke it 
der Haftsachen und de r E infachheit der Sachlage allzu 
umständlich ist, n ich t aber die M ög lichke it der unm itte l­
baren Uebergabe von Am tsgerich t zu A m tsgerich t im  W ege 
der vo n  der Staatsanwaltschaft anzuregenden Abgabe- und 
U ebem ahm eerklärung.

D ie  P raxis  hat deshalb auch b isher w o h l n u r in  den 
seltensten F ä llen  das gemeinschaftliche obere G erich t an­
gerufen, es hat sich v ie lm ehr in  der T a t die U ebung 
herausgebildet, daß auf Anregung der Staatsanwaltschaft 
das G ericht, das im  Gerichtsstand der E rg re ifung  gemäß 
§ 125 Abs. 2 S trPO. H aftbefeh l erlassen hatte, „d ie  H a ft­
k o n tro lle “ , d. h. die Zuständ igke it zu den späteren auf die 
Untersuchungshaft bezüglichen Entscheidungen (insbesondere
zur H aftverlängerung i. S. des § 126 StrPO. —  Fassung 
v o r  Ink ra fttre ten  der sogen. H aftnove lle ) an das G ericht 
abgab, in  dessen Bezirk  der m it der Erhebung der öffentl. 
K lage endgü ltig  zu wählende Gerichtsstand begründet war.

Neuerdings sind nun aber bei einzelnen Gerichten 
Z w e ife l aufgetaucht, ob diese Gepflogenheit m it den bestehen­
den gesetzlichen V o rsch riften  vere inbar ist, und es is t ve r- i)

i)  R echt der Untersuchungshaft, B e rlin  1927, S. 104 N ote  4 a.

Z u r R e fo rm  des R e ic h s d len s ts tra fre c h ts . D ie
neue ReichsdienststrafO . hat den Reichsrat passiert und 
lie g t dem Reichstag vor. N u r aus dem Umstande, daß das 
berufsmäßige R ichtertum  und die Anwaltschaft selten m it 
D isziplinarsachen befaßt werden, is t es zu erklären, daß 
gewisse Bestimmungen des E ntw urfs  n ich t eine schärfere 
K r i t ik  erfahren haben. So stehen w ir  v o r  der Tatsache, 
daß Bestim mungen Gesetz werden oder rich tige r Gesetz 
ble iben sollen, die m it unserem Rechtsempfinden und dem 
Stande unserer prozessualen E rfahrungen schlechthin n ich t 
m ehr zu vereinbaren sind und die in  der Praxis im m er 
als unhaltbar empfunden werden.

Es handelt sich um die Bestimmungen über die Beweis­
aufnahme im  fö rm lichen  D ienststrafverfahren. Das Tatsäch­
liche sp ie lt an sich im  D ienststrafrecht eine noch größere 
R o lle  als im  gewöhnlichen Strafprozess, w e il es sich m eist 
n ich t um die Subsum tion eines scharf umrissenen T a t­
bestandes unter e in bestimmtes Strafgesetz handelt, sondern 
um die W ü rd igu n g  eines aus v ie len  Einzeltatsachen sich 
zusammensetzenden Verhaltens unter dem Gesichtspunkte 
der D ienstzucht. Tro tzdem  so ll nach dem E n tw u rf das ve r­
altete V e rf. beibehalten werden, das die Beweisaufnahme 
streng vo n  der T ä tigke it des erkennenden Gerichts scheidet, 
indem  es diese, insbes. die Zeugenvernehmung, in  ein 
besonderes, der Hauptverhandlung vorausgehendes U n te r- 
suchungsverf. verlegt, das n ich t e inm al von einem M itg liede 
des Gerichtes vorgenom m en w ird , sodaß das G erich t nu r 
die vo n  dem Untersuchungsführer d ik tie rten  P ro toko lle  und 
auch diese nu r durch den V o rtra g  des Berichterstatters 
kennen le rn t. W enn  man sich nun auch schon im  Interesse 
der Entlastung der Hauptverhandlung m it diesem dreifach 
ind irek ten  — Untersuchungsführer, P ro to k o ll, B erich t­
erstatter —  Beweisverf. abfinden w o llte , so wäre doch zu 
fo rdern , daß dieses Beweisverf., „d ie  Untersuchung“ , m it 
a llen Sicherungen ausgestattet wäre, die zur W ahrhe its­
erforschung und zum Schutze des Angeschuld igten dienen 
können, m it noch weitergehenden Sicherungen wenn m ög­
lich , als dem Strafprozess eigen sind. Das G egenteil is t 
aber der Fall.

N ich t e in R ich te r ve rn im m t die Zeugen, also jemand, 
der gewohnt is t Zeugen zu behandeln und ih re  Aussagen 
sch riftlich  wiederzugeben, sondern irgende in  fü r  diese 
Untersuchung bestellter Beamter. N ich t ein unabhängiger 
Beamter, verg le ichbar dem Untersuchungsrichter, sondern 
ein von  der „E röffnungsbehörde“ , also demselben D isz ip linä r - 
Vorgesetzten, der die U ntersuchung angeordnet hat, be­
s te llte r und abhängiger Beamter (§ 42). E in  Ablehnungs­
gesuch gegen diesen Beamten, die Beschwerde gegen irgend­
eine seiner Maßnahmen geht n ich t an eine im bete iligte  
rich te rliche  Stelle, sondern an denselben D isz ip lin a rvo r- 
gesetzten (§§ 45—64). D e r Untersuchungsführer is t bez. des 
Um fanges der Beweisaufnahme selbst Anträgen des A n ­
geschuldigten gegenüber fre i (§ 62). A b e r dies is t n ich t 
die Hauptsache. W eder dem Angeschuldigten noch seinem 
V e rte id ig e r is t die Gegenwart be i den Vernehm ungen ge­
stattet (§  59). Sie vo llz iehen sich unter e iner K lausur, 
ohne die K o n tro lle  der O effentlichkeit, ohne die das Ge-

J
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wissen schärfende Gegenwart des Betroffenen. D er A n ­
geschuldigte erfährt von dem Ergebnis dieser Vernehmungen 
n u r das, was der Untersuchungsführer fü r  w ich tig  genug 
hält, um es ihm  m itzute ilen (§ 62).

Fast sieht es so aus, als sollte der Angeschuldigte in  
der Hauptverhandlung v o r vollendete Tatsachen gestellt 
werden. E r  finde t sich den in  seiner Abwesenheit zustande 
gekommenen P ro toko llen  gegenüber w ie einem B lock, an 
dem er n ich t m ehr rü tte ln  kann. W o r t fü r  W o rt steht da, 
unabdingbar. D ie  Zeugen sind schon ve re id ig t; es hat 
keinen Zweck, daß er von  dem nu r ausnahmsweise v o r­
gesehenen und daher ungern gewährten Rechte Gebrauch 
Macht, die nochmalige Vernehm ung eines Zeugen in  der 
H auptverhandlung zu beantragen. Seine Entlastungszeugen 
sind ih m  entwertet. W as es bedeutet, daß die V e r­
nehmungen ohne M itw irku n g  des Angeschuldigten statt­
finden und zu Papier gebracht werden, braucht h ie r n ich t 
e rö rte rt zu werden. D e r Angeschuldigte is t v ö ll ig  dem 
guten W o lle n  und Können des Untersuchungsführers und 
der G ewissenhaftigkeit der Zeugen ausgeliefert. E r  kann 
weder auf Irrtü m e r aufmerksam machen, noch auf E r­
gänzungen dringen. E r kann n ich t die rich tige  und er­
schöpfende P ro toko llie rung  überwachen. Man muß den 
F a ll erlebt haben, w ie sich ein so zustande gekommenes 
P ro to ko ll von  dem unterscheidet, was derselbe Zeuge in  
Gegenwart des Angeschuldigten m ündlich  aussagt!

V om  rechtsdogmatischen Standpunkte aus gesehen, 
gedeutet das Zusam menwirken jener V orsch riften  über die 
S tellung des Untersuchungsführers nichts weniger, als daß 
wie „E röffnungsbehörde“ R ichter und Ankläger in  einer 
Person ist. Denn da die Tatsachenerm ittlung des U n te r­
suchungsführers n ich t nu r einen vorbere itenden Zweck hat 
w ie die des Untersuchungsrichters, is t sie Bestandteil der 
U rte ils findung. D e r U ntersuchungsführer aber is t Organ 
der Eröffnungsbehörde und als G lied dieser Behörde, der 
wr an sich schon angehört, doppelt abhängig von  ihrem  
Heiter.

D ie  Beschränkungen in  der Unabhängigkeit und G ründ- 
rchkeit der W ahrheitserforschung kann durch kein Interesse 
der D ienstzucht gerechtfertig t werden. Auch bez. des 
Beamtenkörpers g ilt  das W o r t :  jus titia  fundamentum 
regnorum. M it dem Augenblick, wo der zuständige V o r ­
gesetzte die fö rm liche  Untersuchung über eine Angelegen­
s t  eröffnet, g ib t er diese Sache an den D ienststra frich ter 

j?  ’ es genügt fü r  die Interessen der D ienstzucht, daß ihm  
Me R o lle  des Anklägers v e rb le ib t: er kann n ich t g le ich- 
eit ig  beanspruchen, als R ich te r m itzuw irken. Ferner 

genügt es, wenn die Gegenwart des Angeschuldigten bei 
ernehmungen ausgeschlossen w ird , wo dienstliche 

’’  Hessen es gebieten —  ein F a ll, der keineswegs häufig  
^em, w ird  —  oder wo Einschüchterung der Zeugen zu 

e urchten is t ; in  beiden Fällen is t aber das Interesse des 
^ g e s c h u ld ig te n  w ie in  § 246 I  2 S trPO. zu schützen. 
Ge ' r  V e rleSun§ der Beweisaufnahme v o r das erkennende 
^  nch t n ich t erre icht werden kann, is t demnach von  dem 

Gesetz wenigstens zu fo rd e rn : Beste llung eines un- 
de i g lgen ’ riehterlichen Untersuchungsführers; Bestellung 
A b i u 6n durch eine rich te rliche  Behörde, die auch über 
des^A UngSgeSUch Und Beschwerden entscheidet; Recht 

. Angeschuldigten und seines Verte id igers auf Teilnahme 
sehr- i r  Beweiserhebung —  m it der oben gedachten E in - 

— ; Recht des Angeschuld igten zur Beschwerde 
6 &en E inschränkungen der Beweisaufnahme, 
fü r Abgesehen von der Bedeutung, die ein D ienststrafverf. 
der R einzelnen  Beamten haben kann, von  der Bedeutung 
fü r (ö eamtenschaft und o ft auch eines einzelnen Beamten 
k e it1116 A % emeinheit, sollte um  der Sache der Gerechtig- 
l et2t Und der Errungenschaften und E rfahrungen der

auchew Jahrzehnte auf dem Gebiete des Prozeßrechts w ille n
G esetaUS J iris tenkre isen  gegen das Zustandekommen des 

tzes in  dieser Gestalt E inspruch erhoben werden.
Stadtrat a. D . D r. B o e te r s ,  B erlin .

Abwieui" Und N ach w irku n g en  des E n tw u rfe s  des 
kehrssICIUnsSgesetzes zum  Preu ß - G ru nd s tü c k s ve r-  
Zt> ein CSei Z' In  Preußen i st vom  Staatsrat ein E n tw u rf 

em  Gesetz „zu r A bw ick lung  der Geschäfte, welche

nach dem Gesetz über den V erkehr m it Grundstücken noch 
der Genehmigung bedürfen“ , angenommen und demLandtage 
vorge legt worden. Nach der Begründung so ll das Gesetz 
„d e r m öglichst baldigen A bw ick lung  der aus dieser Sach­
lage erwachsenen S tre itigkeiten und der K lä rung  der in  
v ie len Fällen zweifelhaften Rechtslage dienen“ .

D e r E n tw u rf enthält keine U eberle itungsvorschriften 
fü r  die anhängigen oder rechtskräftigen Prozesse. Bei der 
Frage, ob die Tatsache des Vorliegens des Entw . eine 
Aussetzung anhängiger Prozesse rechtfertig t, is t zu scheiden, 
ob der Verkäufer n u r seine angeblichen Eigentumsansprüche 
geltend gemacht oder aus dem Gesichtspunkte der ungerecht­
fe rtig ten  Bereicherung die Aufhebung der Auflassung (oder 
die V eru rte ilung  zum V erzicht auf die Auflassung oder etwa 
auch die Rückauflassung) begehrt hat.

Im  ersteren Falle is t die nachträgliche Genehmigung 
der Auflassung m öglich. Ih r  steht auch ein rechtskräftiges 
U rte il auf G rundbuchberichtigung des Verkäufers n ich t 
entgegen. D ie  m it der Eigentumsklage e rw irk te  G rund­
buchberichtigung hat n ich t einen F o rtfa ll der Auflassung 
zur Folge, bedeutet n ich t die endgültige W iedererlangung 
des Grundstücks, sondern zunächst n u r einen form alrecht­
lichen  Sieg. N u r dann, wenn der V erkäufer auf G rund 
einer K lage aus ungerechtfertig ter Bereicherung die A u f­
hebung der Auflassung selbst durch rechtskräftiges U rte il 
erreicht hat, is t eine nachträgliche Genehm igung der 
Auflassung ausgeschlossen (JW . 1927 S. 765). E rw irk t 
der K äufer die nachträgliche G enehm igung, so kann 
er auch auf G rund der v o ll w irksamen Auflassung seine 
erneute E in tragung im  Grundbuch ohne M itw irku n g  des 
Verkäufers erreichen, da eine besondere E intragungs­
bew illigung  n ich t e rfo rderlich  ist, die Auflassungs­
erklärung des Verkäufers v ie lm ehr die E intragungs­
b ew illigung  in  sich schließt. E ine Fortsetzung des anhängigen 
Prozesses w ürde daher in  der Regel unnütze Kosten und 
Arbeitsverschwendung m it sich bringen. M it Recht hat 
daher der 14. und 29. Senat des K G . die E igentumsklage 
des Schwarzverkäufers gemäß § 148 ZPO . ausgesetzt (14. U . 
6647/26, 29. U . 12666/26).

Im  zweiten Falle  hingegen g ib t die E rw irku n g  des 
rechtskräftigen U rte ils  auf Aufhebung der Auflassung dem 
Verkäufer die M ög lichke it zu ih re r endgültigen Beseitigung 
(JW . 1927, S. 521), eine nachträgliche Genehm igung is t aber 
selbstredend ausgeschlossen, sofern die Auflassung selbst 
in  F o rtfa ll gekommen ist. D e r K äufe r hat daher auch n ich t 
das Recht, durch einen Aussetzungsantrag dem Prozeßrichter 
in  die Arm e zu fa llen, um  die Rechtskraft des U rte ils  ab­
zuhalten. Dementsprechend hat der 16. Senat des K G . 
die Aussetzung in  einem solchen F a ll abgelehnt (16. U . 
12371/26). F re ilich  ve rb le ib t auch h ie r dem K äu fe r die 
Chance, der Rechtskraft des U rte ils , eventuell durch E in ­
le itung  der Berufung oder Revision, zuvorzukommen. Sollte 
es etwa dem K äufer gelingen, während des Schwebens in  der 
Revisionsinstanz die nachträgliche Genehm igung der A u f­
lassung zu erw irken, so w ürde sich fo lgendes B ild  ergeben: 
D e r K äu fe r kann v o r dem R eichsgericht die Tatsache der 
nachträglichen Genehm igung n ich t m ehr Vorbringen ; die 
R evis ion müßte daher verw orfen  werden. W o h l aber würde 
der K äufer trotzdem  durch die nachträgliche Genehmigung 
inzwischen rechtswirksam das E igentum  an dem Grundstück 
erw orben haben.

I I .  Nach dem E n tw u rf müssen Anträge auf Genehmigung 
von  Rechtsgeschäften, die nach dem Gesetz der Genehmigung 
noch bedürfen, innerha lb  einer Ausschlußfrist von  6 Monaten 
nach Inkra fttre ten  des neuen Gesetzes gestellt werden. Es 
genügt der einseitige A n trag  einer Parte i und seine eigene 
eidesstattliche Versicherung über den Inha lt des Vertrages.
D ie  „Juristische ArbeitsgemeinschaftfürGesetzgebungsfragen“ 
hatte die W irk u n g  des fruchtlosen Ablaufes der Ausschluß­
fr is t um gekehrt dahin regeln w o lle n J), daß die Genehmigung 
als e rte ilt gelten sollte. D ieser Vorschlag der A rbe its ­
gemeinschaft scheint m ir  aber zu übersehen, daß die Interessen 
des Verkäufers und des Käufers auseinandergehen: der V e r­
käufer wünscht n icht, daß der Kaufvertrag genehmigt, sondern 
die Genehm igung abgelehnt w ird , während der Käufer, der 
das V o r liegen eines Schwarzkaufes zugeben muß, a llerdings

*) V g l. den E n tw u rf S. 302 d# B l.
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das Interesse an der nachträglichen Genehmigung hat. 
Das W esen einer Ausschlußfrist besteht aber darin, daß 
ih re  N ichtinnehaltung fü r  die zur Antragsste llung berechtigte 
Parte i einen Rechtsnachteil m it sich bringen  soll. H ie rm it 
is t n ich t vere inbar, wenn der Vorschlag der Arbeitsgem ein­
schaft als Be lohnung fü r die Versäumnis der F ris t die 
E rte ilung  der Genehmigung vorsieht. Log isch könnte dem 
Gedankengange des Vorschlages höchstens in  der W eise 
Rechnung getragen werden, daß eine Versagung der Ge­
nehm igung nu r noch zulässig ist, wenn innerhalb der Aus­
schlußfrist ein A n trag  auf Versagung der Genehmigung 
eingeht. So w e it w o llte  offenbar der E n tw u rf dem Käufer 
n ich t entgegenkommen.

Anderseits is t n ich t zu verkennen, daß die vorgesehene 
R egelung den Käufer, der das V o rliegen  eines Schwarz­
kaufs n ich t zugesteht, in  eine unangenehme Zw ickm ühle 
b ring t, sogar in  die Lage versetzen kann, gegen seine bessere 
Ueberzeugung die nachträgliche Genehm igung zu beantragen 
und zu begründen1).

Auch entspricht der E n tw u rf n ich t h inre ichend den 
A nforderungen der Rechtssicherheit: Unterlassen es beide 
Parteien, den Genehmigungsantrag zu stellen, so könnte 
der Verkäufer noch nach Jahr und Tag m it der Behauptung 
hervortreten, daß ein Schwarzkauf vo rlieg t.

W o h l aber dürfte sowohl den öffentlichen Interessen 
w ie  denen des Verkäufers und Käufers durch die E in füh rung  
einer D oppe lfris t, etwa in  An lehnung an § 16 AufwGes., 
Rechnung getragen werden können:

1. H at die zuständige Genehmigungsbehörde anläßlich 
eines Veräußerungsgeschäfts die Genehm igung erte ilt, so 
en tfä llt die weitere Genehm igungsbedürftigkeit fü r  V e rtrag  
und Auflassung, sofern der Verkäufer n ich t b innen 3 Monaten 
nach Inkra fttre ten  des Gesetzes entweder nachweist, daß er in  
einer K lage die U nw irksam ke it der Genehm igung geltend 
gemacht hat oder aber be i der Genehmigungsbehörde die 
U nw irksam keit anmeldet.

2 .  a) Is t zu einem genehm igungsbedürftigen Veräuße- 
rungsgeschäft die Genehm igung b isher n ich t e ingeholt 
w orden, so g ilt  die G enehm igung als verw eigert, wenn 
n ich t eine der Parteien b innen 3 Monaten die Genehmigung 
beantragt.

b ) H at der V erkäu fe r gemäß Z iffe r  1 die U nw irksam keit 
e iner Genehm igung geltend gemacht, so g ilt  die Genehmi­
gung als verw eigert, wenn der K äufer n ich t b innen 3 Monaten 
nach M itte ilun g  h ie rvon  die nachträgliche Genehmigung 
beantragt.

Rechtsanwalt D r. A d o l f  A s c h , B erlin .

30 oder 50 Jahre  S c h u tz fr is t?  Diese Frage w il l  n ich t 
zur Ruhe kommen. M ir  w i l l  scheinen, daß ein K re is  von 
betriebsamen V erlegern und S chriftste lle rn  m it m ehr oder 
w en iger w irtschaftlichen Interessen ganze T intenström e und 
Fässer von  Druckerschwärze in  überflüssigem  Maße über 
uns ergossen hat, um  uns die Ausdehnung der Schutzfrist 
auf 50 Jahre verheißungsvoll fü r  das deutsche V o lk  und 
das deutsche Geistesleben m undgerecht zu machen. Diese 
Frage aber is t längst ausgetragen und sollte n ich t höher 
bew erte t werden, als sie es verd ient. Sie wurde schon 
v o r fast 30 Jahren erschöpfend und gründ lich  erwogen.

Schon v o r m ehr als einem V ie rte ljah rhundert befaßte ich 
m ich selbst eingehend damit, und kein geringerer als P a u l 
L a b a n d  hat S. 604, 1910 der D JZ. zu der damaligen 
N ove lle  zum Gesetze von  1901 sich scharf und unzweideutig 
gegen jede Ausdehnung der Schutzfrist ausgesprochen. In  
neuerer Z e it hat [das in  der D JZ. der beste Sachkenner 
auf diesem G eb ie te : Geh. Rat, P ro f.D r. E r n s tH e y m a n n ,  
B e rlin , in  seinem ausgezeichneten Aufsatz S. 716, 1926 der 
D JZ . getan. In  e indrucksvo lle r und hochbedeutsamer, 
v ö llig  erschöpfender F o rm  hat er nun in  einem V o rtra g  
am 2. Dez. 1926 die Frage behandelt, der als Sitzungs­
berich t der Preußischen Akadem ie der W issenschaften 
unter dem T ite l:  „D ie  zeitliche Begrenzung des U rhebe r­
rechts“  v o r kurzem erschienen is t1 2). H ie r  is t das

1) H a g e lb e r g ,  N r. 204 der Voss. Ztg. v. 1. M a i 1927.
2) V e rlag  d. Akadem ie d. W issenschaften. In  Kom m ission bei 

W a lte r de G ru y te r &  Co., B erlin . 5 M .

ganze M ateria l sachkundig zusammengefaßt. H ie r  hat er 
nachgewiesen, daß jedwede Ausdehnung der F ris t von 
größtem Nachteile wäre. Jüngst hat sich nun auch der 
Le ipz iger V e rleger R obert V o ig t lä n d e r ,  der bekannte 
Kom m entator des U rheber- und Verlagsrechtsgesetzes, m it 
der Frage der Zwangslizenz beschäftigt, nachdem der 
Ausschuß des Reichswirtschaftsrats zur w irtschaftlichen 
Förderung  der geistigen A rb e it diese, wenn auch zögernd, 
vorgeschlagen hat. V o ig tländer w e is t1) nach, daß andere 
Länder die Zwangslizenz bereits hatten, aber sie w ieder 
abgeschafft haben, z. B. Ita lie n  und G roßbritannien. 
Es is t auch von D r. K i r s t e in  auf G rund einer U m ­
frage bei sämtlichen deutschen Buchverlegem  nachge­
wiesen, daß im  Jahre 1925 in  Deutschland im  ganzen 
die Fam ilien  von n u r 26 Schriftste lle rn  gegen Ende 
der Schutzfrist noch Renten bezogen haben; m ehr als 
1000 M . erlösten nu r die E rben von  6 Verfassern, m ehr 
als 3000 M. nu r 3, die anderen 17 Fam ilien  n u r je  300 M . 
bis 1000 M . Diese Zahlen verm indern sich natürlich  Jahr 
um Jahr. M it  Fug  prägt V o ig tländer den Satz, „daß das 
deutsche V o lk , dem die Bücher verteuert werden sollen, 
der Leidtragende w äre“ . U nd  m it E r n s t  H e y m a n n  
darf geschlossen werden:

„ In  der Frage des Urheberschutzes darf n ich t das 
W irtschaftliche  der Volksb ildungsfrage Vorgehen; jede n u r 
form ale Erwägung muß zurückgedrängt werden. D ie  deutschen 
M in is terien  undParlam ente müssen sich der idealenlnteressen 
w e ite r Vo lkskre ise erinnern, und die V erleger so llten dessen 
eingedenk sein, daß jede Senkung unseres geistigen Ge­
samtniveaus auch ih re  eigenen w irtschaftlichen Interessen 
schwer schädigt2) . “ „D ie  E rha ltung  der 30 jährigen  Schutz­
fr is t is t eine vaterländische Forderung  von höchster Be­
deutung: die Senkung der deutschen K u ltu rhöhe  durch 
Antastung des geistigen Gemeingutes würde ein schwerer 
F eh le r in  einer Z e it sein, in  der das nationale U ng lück 
alles daranzusetzen nö tig t, um  durch die Pflege s ittliche r 
K rä fte  Deutschland w ieder zu heben3) . “

E in  weiteres E ingehen auf diese längst ausgetragene, 
neuerdings vorw iegend von  w irtschaftlichen Interessen 
d ik tie rte  Frage scheint m ir  w irk lic h  überflüssig  zu sein.

D r. O t to  L ie b m a n n ,  B erlin .

K ann ein  Land  auf G rund  von  A r t .  19, 1 R V e r f.  
gegen das R eich  schon dann k lagen , w en n  ein  G e s e tz ­
e n tw u rf der R e ichsreg ieru ng  dem  R e ichstage  zu g e ­
gangen is t?  Anläß lich  von  Ausführungen über die Rechts­
g ü ltigke it eines Arbeitsgerichtsgesetzes des Reiches sagt 
RG R . D r . B e w e r ,  1926, S. 1635 d. B l. :  e in Land könne 
auf G rund von  A rt. 19, 1 R V e rf. den Staatsgerichtshof 
schon dann anrufen, wenn ein Gesetz e n t  w u r  f  der R R eg ie rung  
als Regierungsvorlage dem RTage vorge leg t w ird . Gegen 
diese A ns ich t sei m ir  gestattet, folgendes einzuwenden: 

Nach A rt. 19, 1 is t der S tG erH of zuständig bei S tre itig ­
keiten n ich tp riva trechtlicher A r t  zwischen dem Reiche und 
einem Lande. Das setzt voraus, daß das Reich seinen 
W ille n  in  dieser Frage schon geäußert hat. D ies is t aber 
n ich t geschehen, wenn n ich t der R Tag das Gesetz be­
schlossen hat und sodann der R Rat von  seinem ih m  nach 
A rt. 74 R V erf. zustehenden Einspruchsrecht keinen Gebrauch 
gemacht oder —  w ie  es m eist geschieht — ausdrücklich 
darauf verzichtet ha t; auch das zweite is t w o h l no tw end ig , 
da nach A rt. 60 der R R at zur V e rtre tung  der Länder b e i  
d e r  G e s e tz g e b u n g  berufen ist, d. h. zu e ine r —  wenn 
auch n u r noch m itte lbaren •—  M itw irk u n g  be i der Reichs­
w illensb ildung , w ie  es ja  auch dem P rinz ip  des Bundes­
staates entspricht. V o rh e r kann m. E. von  einer W ille n s ­
b ild u n g  des Reiches n ich t gesprochen werden, vo rhe r kann 
also auch ein A n trag  nach A rt. 19, 1 vom  StG erH of n ich t 
entschieden werden — , ja  v ie lle ich t sogar n ich t einmal v o r 
der fo rm e llen  W ille n s ä u ß e ru n g , also der A usfe rtigung  
und der Verkündung.

cand. iu r. H e in z  O l le n d o r f f ,  B e rlin .

1) B örsenblatt f. d. Deutschen Buchhandel Jg. 94, N r. 127 v. 
2. Jun i 1927 (auch als Sonderdruck erschienen).

2) D JZ. 1926 S. 716.
3) In  dem oben erwähnten Vortrag.
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Reichsgericht.
1. Z iv i ls a c h e n .

M itg e te ilt von Justizrat G e u te b r ü c k ,  Rechtsanwalt b. RG., Leipzig.

G renzen der g e rich tlich e n  N a ch p rü fu n g  de r B e ­
schlüsse de r B e trie b sve rtre tu n g e n  u nd  ih res  V e rfa h re n s . 
§§ 28 ff., 96 Betriebsrätegesetz. A . D er K l., der bei der
bekl. Gewerkschaft als Steiger in  D iensten stand, w ar M it­
g lied  des Angeste llten- und des Betriebsrates. A m  10. Aug. 
1921 kündigte ihm  die Bekl. schriftlich  zum 1. Okt. und 
ersuchte am 17. desselben Monats den Betriebsrat um  seine 
Zustimmung. D e r Vorsitzende beraumte eine Betriebsrats- 
Sitzung auf den fo lgenden Tag an, zu welcher auch der 
K l.  geladen wurde. E r  erschien auch, wurde zu P unkt I I  
■der Tagesordnung: „Stellungnahme zu der Entlassung des 
Steigers X “ (K l.) , gehört und entfernte sich v o r der A b ­
stim mung. U eber ih r  Ergebnis enthält das P ro to ko ll den 
K erm erk: „D u rch  das Resultat der Abstim m ung wurde die 
Entlassung bejaht.“  D araufh in  w iederholte  die Bekl. v o r­
sorg lich  m itte ls  Schreibens v. 18. Aug. die Kündigung. 
H e r K l., der bestritt, daß ein ordnungsmäßig zustande­
gekommener Zustimmungsbeschluß des Angeste llten- und 
des Betriebsrats vorliege, erhob am 22. N ov. 1922 K lage 
■auf Feststellung der U nw irksam keit der Kündigung, auf 
W iedere inste llung und Fortzahlung des Gehalts. L G . wies 
die K lage ab; O LG . erklärte den Zahlungsanspruch dem 
Grunde nach fü r  berechtig t; RG. hob auf und verw ies 
zurück. D ie  Feststellung des O LG ., daß der Angeste lltenrat 
v or der Beschlußfassung den K l.  n ich t gehört habe und 
daß die E inladungen zu der entscheidenden Betriebsrats- 
Sitzung n ich t rechtzeitig  und ohne Bekanntgabe der Tages­
ordnung ergangen seien (vg l. § 32 BRGes.), vermöge die 
aus diesen Verfahrensmängeln gezogene Folgerung, die 
K ünd igung sei unwirksam, n ich t zu rechtfertigen. Zw ar 
schrieben die §§ 29— 33, 40 und andere Bestimmungen 
des BRGes. vo r, in  welcher W eise die Beschlüsse einer 
Eetriebsvertretung vorzuhereiten und herbeizuführen seien. 
Daß fü r  die Entscheidungen eines Betriebs- oder Gruppenrats 
über die Genehmigung oder N ichtgenehm igung der K ündigung 
eines ih re r M itg liede r in  dieser Beziehung nichts Abweichen­
des gelte, habe RG. bereits in  R G Z. Bd. 111 S. 412 ff. 
ausgesprochen. Daraus fo lge aber n ich t die Befugnis der 
■ordentlichen Gerichte, die ih m  als rechtserhebliche G rund- 
af 6.. eines Anspruchs oder Einwandes unterbreiteten Be­

schlüsse einer Betriebsvertretung daraufhin zu prüfen, ob 
sie unter Beachtung der V erfahrensvorschriften des BRGes. 
riustandegekommen seien. —  D ie  S tellung des R ichters 

en Beschlüssen einer Betriebsvertretung gegenüber sei 
je in e  andere, als gegenüber den Beschlüssen der M ie t- 
l i n iSuugsämter, bez. deren RG. in  ständiger Rechtsprechung 
Ie Nachprüfung der Ordnungsmäßigkeit ih re r  Besetzung 
ud des von ihnen beobachteten Verfahrens abgelehnt und 
ur die der Grenzen ih re r sachlichen Zuständigkeit fü r  zu- 

assig und geboten erk lärt habe (vg l. R G Z. Bd. 101 S. 53 ff.,
, . W  Kd. 103 S. 315, Bd. 105 S. 59). Dem  R ich te r den Be-
^chlüssen e inerB etriebsvertretung gegenüber e inweitergehen- 

es Prüfungsrecht einzuräumen, w ürde m it der Stellung der 
etnebsvertretungen als ö ffentlich-rechtlicher Selbstver-

“ 5 sorSane m it dem öffentlich-rechtlichen Charakter 
fah fÜr i5lren inneren Geschäftsbetrieb bestimmten V e r­
de re?lsyorschriften  in  W iderspruch stehen. D ie  Beachtung 
Ter  letzteren sei P flich t des Vorsitzenden der Betriebs­
erk retm iS ’ Sache ih re r M itg liede r sei es, erkennbare und 
gtei?nnte Verfahrensverstöße zu rügen und auf ih re  A b - 
s t i im ^  '—  nötigenfa lls durch Verw e igerung  der A b - 

m nnng , durch Verlangen auf Anberaum ung einer neuen 
F t*21™ ^ °d e r A n ru fung  des Bezirksw irtschaftsrats oder seiner 
sj e a.zf teKe (§ 93 N r. 3 a. a. O .) —  zu dringen. Setzten 
hin-ur PK iehtw idrig  über wesentliche Verfahrens vors ch rif ten
Ull(j  so könnten sie ih res Amtes enthoben (§ 3 9  a.a. O .) 
Serna^m113̂  ^ a£e des Fades auch schadenersatzpflichtig 
KünrT * weWen. Innerha lb  eines bürgerlich-rechtlichen 

gungsstreites sei aber der Arbeitnehm er, wenn w irk ­

lich  der Zustimmungsbeschluß einer Betriebsvertretung v o r­
liege, m it der Behauptung, der Beschluß sei in fo lge von 
Verfahrensmängeln nach § 32 BRGes., also nach ö ffent­
lichem  Rechte, ungü ltig , n ich t zu hören. R G Z. Bd. 104 
S. 182 stehe dieser Auffassung n ich t entgegen. Ob der 
do rt geäußerten Ansicht, daß der R ich te r bei Schieds­
sprüchen eines Schlichtungssausschusses die Beobachtung 
„zw ingender V erfahrensvorschriften“ nachzuprüfen habe, 
beizupflichten sei, bedürfe im  vorliegenden Falle keiner 
Entscheidung (vg l. R G Z. Bd. 104 S. 418). F re ilich  dürfe 
der Arbe itgeber auf G rund bloß fo rm loser Vorbesprechungen 
und unverb indlicher, wenn auch ihm  günstiger M einungs­
äußerungen der M itg liede r einer Betriebsvertretung, bei 
welchen diesen das Bewußtsein und der W ille  fehle, in  
ih re r amtlichen Eigenschaft abzustimmen und zu beschließen, 
die beabsichtigte K ünd igung  n ich t vornehm en (vg l. R G Z. 
Bd. 111 S. 412 ff.). Denn in  einem solchen Falle sei ein 
Zustimmungsbeschluß i. S. des § 96 BRGes. ebensowenig 
vorhanden w ie etwa dann, wenn Personen, die der Betriebs­
vertre tung n ich t angehörten, unbefugterweise als solche 
zusammenträten und die Genehmigung zur K ünd igung aus­
sprächen. Lasse aber die gesetzliche Betriebsvertretung 
ih ren  Zustimmungsbeschluß und, w ie im  vorliegenden Falle, 
zugleich eine A bsch rift des einschlägigen Sitzungsprotokolls 
(§ 33 Abs. 2 BRGes.) durch den Vorsitzenden (§ 28 a. a. O .) 
dem Arbe itgeber überm itte ln, so habe dieser keinen Anlaß, 
der Frage nachzugehen, ob der Betriebsrat auch die V e r­
fahrensvorschriften des BRGes. b e fo lg t habe oder n icht. 
E ine solche P rü fung  sei ihm  um so w eniger zuzumuten, 
als ihm  zu ih re r e inwandfreien D urchführung  n ich t einmal 
die erforderlichen M achtm itte l zur Verfügung  ständen. U n te r 
den geschilderten Umständen form ale Mängel des ö ffentlich - 
rechtlichen Betriebsratsverfahrens, auf dessen Gang der 
A rbe itgeber keinen oder doch keinen wesentlichen E in fluß  
auszuüben vermag, z iv ilrech tlich  zu seinen Lasten gehen 
zu lassen, wäre eine U n b illig k e it, die sich auch unter 
Berücksichtigung der berechtigten schutzbedürftigen A rb e it­
nehmerinteressen weder aus dem W ortlau te  noch aus dem 
Geiste und Zwecke des BRGes. rechtfertigen lasse. —  Im  
vorliegenden Falle, in  welchem der am 30. Sept. 1921 
entlassene K läger erst im  N ov. 1922, also zu einer Zeit, 
in  welcher die Bekl. die Kündigungsangelegenheit längst 
fü r  erled ig t h ie lt und fü r  e rled ig t halten durfte, K lage auf 
Feststellung der U nw irksam ke it seiner Entlassung und der 
Fortdauer des Dienstverhältnisses erhoben habe, würde es 
eine w irtschaftlich  kaum erträgliche H ärte fü r  die Bekl. 
bedeuten, wenn sie nach so langer F ris t wegen eines vom  
Betriebsrat verschuldeten, ih r  v o r dem Prozesse v ie lle ich t 
gar n ich t bekanntgewordenen Verfahrensverstoßes zur Nach­
zahlung ein- oder m ehrjähriger Gehaltsrückstände gezwungen 
werden könnte. D ie  Entscheidung der Streitfrage, ob der 
B etriebs- und der Angeste lltenrat sich be i der Beschluß- 
fassung über die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit der 
K ünd igung  an die V erfahrensvorschriften des BRGes. ge­
halten haben, sei dem O LG . daher entzogen. —  Anders 
verhalte es sich aber m it der von  ih m  n ich t entschiedenen 
Frage, ob, w ie K l.  behaupte, Angestellte, die n ich t M it­
g lieder des Angestelltenrats waren, sich die S tellung eines 
solchen angemaßt und, ohne dazu berufen zu sein, den 
Kündigungs-Zustimm ungsbeschluß gefaßt hätten. Träfe das 
zu, so würde a llerdings n ich t etwa nu r ein m it Verfahrens­
mängeln behafteter, sondern überhaupt kein den A n ­
forderungen des § 96 a. a. O. entsprechender Zustim m ungs­
beschluß des zuständigen Angestelltenrats vorliegen. Daß 
Bekl. dem Beschlüsse trotzdem  vertrau t und seine Be­
deutungslosigkeit n ich t durchschaut habe, wäre alsdann 
ihre  Schuld. D ie  M itg liede r des Angestelltenrats habe sie 
kennen, anderenfalls sich unter allen Umständen, bevor 
sie kündigte, darüber vergewissern müssen, ob der ih r  
m itge te ilte  Zustimmungsbeschluß von  ihnen herrührte  und 
ob das ihm  überreichte S itzungsprotokoll ih re  Namen trage. 
Habe sie das n icht getan, so könne sie sich über die 
Folgen ih re r Sorg losigkeit n ich t beschweren. O LG . habe
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also eine Feststellung über den U rsprung und die U rheber 
des Angestelltenrats-Beschlusses nachzuholen. (U rt. I I I .  37/26 
v . 18. Jan. 1927.)

B . K l. w ar bei der bekl. Gewerkschaft als Bautechniker 
angestellt. E ine K ünd igung  war nu r m it v ie rte ljäh rlicher 
F ris t zum Ende eines Kalendervierte ljahres zulässig. D ie  
Bekl. hatte dem K l., der M itg lie d  des Betriebs- und des 
Angestelltenrates war, zunächst im  Sept. 1923 seine Stellung 
zum 31. Dez. 1923 gekündigt. D e r Angeste lltenrat hatte 
seine Zustim m ung am 27. Sept., der Betriebsrat die seine 
aber erst am 9. Okt. 1923 erte ilt. M it  Rücksicht hierauf 
klagte K l.  zunächst auf Feststellung der U nw irksam keit 
der K ünd igung  zum 31. Dez. 1923 und e rs tritt in  zwei 
Rechtszügen ein inzwischen rechtskräftig  gewordenes ob­
siegendes U rte il. Im  Laufe dieses Vorprozesses kündigte 
die Bekl. dem K l.  am 21. Dez. 1923 die S te llung erneut 
zum 31. März 1924 und e rh ie lt noch am Kündigungstage 
die Zustim m ung beider Gruppenräte. K l.  hä lt auch diese 
K ünd igung fü r  unzulässig, w e il zu den Sitzungen des Be­
triebs- und des Angestelltenrats v. 21. Dez. 1923 fü r  ih n  
kein Ersatzm itg lied zugezogen sei. E r  fo rde rt daher im  
vorliegenden Rechtsstreit sein Gehalt fü r  das 2. V ie rte l­
jah r 1924 in  H öhe von  532,59 RM . Bekl. gab zu, daß 
der Vorsitzende des Angestelltenrats zu der entscheidenden 
Sitzung keinen S te llvertre ter fü r  den K l.  geladen habe, 
erachtete aber diese Unterlassung fü r  bedeutungslos und 
erhob W iderk lage  auf Feststellung, daß das Arbe itsverhä ltn is 
des K l.  m it dem 31. März 1924 sein Ende erreicht habe. 
L G . gab unter Abw eisung der K lage der W iderk lage  statt. 
O LG . erkannte umgekehrt, RG. hob auf und stellte das 
landgerichtliche U rt. w ieder her. O LG . habe die K ünd igung 
v. 31. Dez. 1923 fü r  unw irksam  erklärt, w e il der Ange­
stelltenrat zu der Sitzung, in  der über die Entlassung des 
K lägers befunden werden sollte, fü r  den an der Teilnahme 
verh inderten K l.  keinen S te llvertre ter einberufen habe. Dem 
könne n ich t beigepflichtet werden. W ie  im  U rt. v. 18. Jan. 
1927, I I I .  37/26 (oben unter A ) , dargelegt, habe der R ichter 
n ich t zu prüfen, ob ein G ruppenrat seine Entscheidungen 
in  gehöriger Besetzung und unter Beobachtung der fü r 
seinen inneren Geschäftsverkehr gegebenen Verfahrensvor- 
schriften gefä llt habe. —  D ie  Streitfrage, ob und von  wem 
im  gegebenen Falle  ein S te llvertre ter fü r den K l.  hätte ge­
laden werden sollen oder müssen, sei im  wesentlichen eine 
Verfahrensfrage und daher der Entscheidung der ordent­
lichen Gerichte entzogen. Auch unter Berücksichtigung 
der schutzbedürftigen Interessen der Arbe itnehm er würde 
es sonst zu U nb illig ke ite n  und zu einer unerträglichen 
Rechtsunsicherheit führen, wenn der A rbe itgeber sich auf 
einen ihm  ordnungsmäßig m itgete ilten  —  vg l. §§ 28, 33 
A bs.2BR G es. —  und, soweit erkennbar, allen Anforderungen 
des § 96 BRGes. entsprechendenZustimmungsbeschluß einer 
Betriebsvertretung n ich t verlassen dürfte und gewärtig  sein 
müßte, daß die Gerichte nach v ie lle ich t jahrelanger Prozeß­
dauer wegen eines n ich t von  ihm , sondern led ig lich  von 
dem Vorsitzenden eines Gruppenrats verschuldeten form alen 
Verfahrensmangels dem Zustimmungsbeschluß und der 
K ünd igung  die W irksam keit absprächen. D ie  z iv ilrech t­
liche G ü ltigke it der K ünd igung sei som it n ich t zu bean­
standen. (U rt.  I I I .  49/26 v. 25. Febr. 1927.)

Z u r Auslegung der R ücktrittsklausel in  den allgem. 
Geschäftsbedingungen des Verkäufers. D ie  Parteien 
standen seit A n fang  1924 in  Geschäftsverbindung derart, 
daß die K l.  an die Bekl. seit dieser Z e it H anfwaren in  
laufender Rechnung lie ferte. U ns tre itig  steht der K l.  aus 
zwei Vertragsabschlüssen v. 22. Ju li und 7. Aug. 1925 noch 
eine Restforderung von  4929,50 RM . gegen die B ekl. zu. 
V o n  den übrigen noch laufenden Vertragsabschlüssen, 
aus denen noch W aren lie ferungen im  Gesamtwerte von  
59 693,60 R M . ausstanden, is t die K l.  nach e rfo lg loser 
Nachfristsetzung zurückgetreten und hat erklärt, daß 
sie der Bekl. keine W aren m ehr lie fe rn  werde, bevor n ich t 
ih re  Restforderung bezahlt w orden  sei. A m  9. Dez. 1925 
is t die K l.  auf Zah lung dieser Schuld nebst Zinsen klagbar 
geworden. D ie  B ekl. e rw idert, durch die —  unberechtigte —  
W eigerung  der K l. ,  die noch laufenden Abschlüsse zu er­
fü llen, sei ih r  ein G ew inn in  Höhe von  25°/0 des 
W ertes der n ich t gelieferten W aren, also ein Betrag von

14 923,40 R M . entgangen; diesen Anspruch ste llt sie zur 
Aufrechnung und erk lärt außerdem die Zurückhaltung des 
an sich geschuldeten Geldes bis zur W eite rlie fe rung . D ie  
K l. verw eist demgegenüber auf ih re  allen Geschäften m it 
der Bekl. zugrunde gelegten allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen: „V e rzug  in  der R egulie rung oder in  der A b ­
nahme berechtigen uns, unbeschadet der uns fü r  diesen 
F a ll nach Gesetz und V ertrag  zustehenden Rechte, die 
weiteren L ie ferungen bis zur Nachholung des Versäumten 
einzustellen und nach erfo lg te r Mahnung und A ndrohung 
vom  Vertrage zurückzutreten.“ L G . und O LG . verurte ilten , 
letzteres m it der Begründung, die Rücktrittsklausel sei dahin 
auszulegen, daß die K l.  auch dann, wenn ein Zahlungs­
verzug n u r aus dem einen oder anderen Abschluß eintrete, 
zum R ü ck tritt von  allen sonstigen noch laufenden Verträgen 
berechtigt sein solle. D ie  Rev. führte  aus, daß die Aus­
legung der Rücktrittsklausel durch das O LG . ih rem  W o rt­
laut und Sinn n ich t entspreche, m indestens aber n ich t 
zweife lsfre i daraus hervorgehe; eine U nk la rhe it der Fassung 
gehe zu Lasten der K l.  Sehe man aber von  der Rück­
trittsklausel der allg. Bedingungen ab, so liege fü r  einen 
so engen Zusammenhang der Abschlüsse derart, daß sie 
als ein einziges Geschäft h ins ich tlich  der gesetzlichenVoraus- 
setzungen des R ücktritts  anzusehen seien, nichts vo r. RG. 
w ies diesen A n g r iff  zurück. D ie  Auslegung des O LG . sei 
n ich t n u r m öglich, sondern alle in  sachgemäß, insofern  sie 
dem m it K lauseln dieser A r t  gemeinhin bezweckten Schutz 
des Verkäufers gegen den säumigen Schuldner, der v o r 
R egulie rung fä llige r Schulden w e iterbe lie fert sein w o lle , 
Rechnung trage. D ie  Auslegung, welche die Rev. fü r 
r ich tig  halte, wäre zu eng, w e il ein Verzug des Käufers, 
wenn seine Folgen sich im  H in b lic k  auf den R ück tritt des 
Verkäufers nu r auf das einzelne Geschäft erstrecken dürften, 
nu r Bedeutung haben würde, wenn fü r  eine teilweise 
L ie fe rung  aus einem Geschäft Teilzah lung vere inbart wäre 
oder im  voraus eine Anzahlung geleistet werden müßte. 
D am it würde aber dem h ie r zutage liegenden kaufmännischen 
Bedürfn is nach weitergehendem Schutz auch be i einer M ehr­
zahl von  laufenden Abschlüssen n ich t Rechnung getragen 
und damit bei allen laufenden Geschäftsverbindungen, die 
zu einer Mehrzahl von  Abschlüssen führten, der auch fü r  
den K äufe r erkennbare Zweck solcher K lauseln ve rfeh lt 
werden. (U rt. H . 383/26 v . 8. März 1927.)

2. S tra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Reichsgerichtsrat a. D . C o n r a d ,  Leipzig.

§ 157 Abs. 1 N r. 2 StrGB. Unterlassung der Be­
lehrung über das Zeugnisverweigerungsrecht. A u f die
R evis ion der wegen Meineids veru rte ilten  Ehefrau Rosa B . 
is t die Vorentscheidung im  Strafausspruch aufgehoben 
worden. Aus den Gründen (D ie  Nachprüfung des U rte ils  
hat nu r im  Strafausspruch einen Rechtsfehler erkennen, 
lassen): Das Schwurger. hat dem Angekl. Ehemann 
Paul B . den Strafermäßigungsgrund des § 157 Abs. 1 
N r. 1 S trGB. zugebillig t, w e il fü r  ih n  die Angabe der 
W ah rhe it die S trafverfo lgung wegen des V erg . der w issentl- 
falschen Anschuld igung hätte zur Folge haben können. 
Dann kam aber bei der Angekl. Rosa B . die Anw endung 
der N r. 2 a. a. O. insofern  in  Frage, als diese be i ih ren  
beiden im  angefochtenen U r te il dargestellten Vernehm ungen 
gemäß § 55 StrPO. die A uskunft auf solche Fragen hätte 
verw eigern  können, deren Beantwortung ih rem  Ehemanne, 
einem Angehörigen i.  S. des § 52 N r. 2 das., die Gefahr 
stafgerichtlicher V e rfo lgung  wegen w issentl. falscher A n ­
schuldigung zugezogen haben würde. D ie  V o rsch rift des- 
§ 157 Abs. 1 N r. 2 S trGB. läßt fü r  den Zeugen, der sich 
des Meineids schuldig gemacht hat, eine Erm äßigung de r 
an sich ve rw irk ten  Strafe eintreten, wenn er die falsche. 
Aussage zugunsten einer Person erstattet hat, rücksichtlich, 
deren er die Aussage ablehnen durfte, ohne über sein Recht, 
zur Zeugnisablehnung be lehrt worden zu sein. D iese Ge­
setzesbestimmung setzt n ich t notw end ig  ein Recht des Zeugen 
zur v o l ls t ä n d ig e n  Zeugnisverweigerung voraus, sondern 
finde t auch da Anwendung, wo es sich bloß um  das Recht 
des Zeugen zur A b lehnung der Beantw ortung e in z e ln e r  
Fragen handelt (RG . i. Strafs. Bd. 58 S. 397 [398 ]). Ih re  
Anw endung is t auch n ich t auf den F a ll beschränkt, w o

1
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die Person, zu deren Gunsten die falsche Aussage abgelegt 
w ird , dem Zeugen im  Prozeß als Partei oder als Be­
schuldigter gegenübersteht. V ie lm ehr hat die Strafermäßi­
gung des § 157 Abs. 1 N r. 2 in  a l le n  Fällen Platz zu 
greifen, in  denen die Belehrung des Schwurpflichtigen 
über sein Recht zur A b lehnung der Aussage unterblieben 
>st, also sowohl dann, wenn die Belehrung n ich t e rte ilt 
worden ist, obgleich sie nach den bestehenden Verfahrens- 
Vorschriften hätte erfo lgen müssen, als auch dann, wenn 
das U nterb le iben darauf beruht, daß die Belehrung, w ie 
un Falle des § 55 StrPO., g e s e tz l ic h  n ic h t  v o r g e -  
s c h r ie b  en w a r . Statt näherer Begründung w ird  auf 
RG. i.  Strafs. Bd. 40 S. 46 (48), Bd. 60 S. 106 (108) ve r­
wiesen. D e r bezeichnete Strafermäßigungsgrund lie g t jedoch 
n ich t schon dann vo r, wenn eine wahrheitsgemäße Aus­
sage des Zeugen der Person, rücksichtlich deren der Zeuge 
die Aussage ablehnen durfte, „ o b je k t i v “  nachte ilig  ge­
wesen sein w ürde ; v ie lm ehr muß der Zeuge auch in  d e r  
A b s ic h t ,  diesen Nachteil abzuwenden, von  der W ahrhe it 
abgewichen sein (vg l. RG. U rt. I I .  563/25 v. 11. Jan. 1926). 
D er Sachverhalt nötig te  daher das Schwurger. auch zur 
K la rste llung  und P rü fung  der Anw endbarkeit des § 157 
Abs. 1 N r. 2 S trGB. (die indes m öglicherweise aus Rechts- 
w rtum  unterlassen is t). (U rt. I .  774/26 v. 7. Dez. 1926 g. B .)

Reichsfinanzhof.
M itg e te ilt vom Senatspräsidenten beim  R FH . D r. K lo ß ,  München.

=  D ie Gemeinde Helgoland ist nicht befugt, E in ­
fuhrzölle auf Spirituosen zu erheben. G rundlegend ist 
§ 2 Satz 1 des RGes., betr. die V ere in igung von H elgoland 
u iit dem Deutschen Reiche, v . 15. Dez. 1890, der bestimm t, 
daß m it dem Tage der E inverle ibung  in  den preuß. Staat 
/be V erf. des Deutschen Reichs, m it Ausnahme des Abschn. V I  
über Z o ll-  u. Handelswesen, auf der Inse l in  G eltung tr it t.  
D ie Regierungsbegründung zum Entw . dieses Gesetzes gab 
hierzu fo lgende E rläu te rung : „Zug le ich  m it dem Anschluß 
Wird auch die R V erf. in  K ra ft treten. Es bedarf jedoch 
einer E inschränkung der in  le tzterer enthaltenen V orschriften  
uus dem Grunde, w&il gemäß A rt. X I I  N r. 5 des deutsch­
englischen Vertrags die V e rp flich tung  besteht, den zurzeit 
ai>f der Inse l geltenden Z o llta r if  bis 1. Jan. 1910 n ich t zu 
erhöhen. U m  dem gerecht zu werden, erscheint es das 
Richtigste, daß die Inse l zunächst außerhalb der gemein­
schaftlichen Zollgrenze b le ib t. Anderseits wäre es un­
zweckmäßig, dem Reiche die Bestimmung über die Ge­
staltung des Zollwesens während des hiernach vorzusehen- 
uen Uebergangszustandes, insbes. auch die Best, über 
dw aige Abänderungen des auf der Inse l geltenden Z o ll­
tarifs zuzuweisen; v ie lm ehr sind die V o rsch riften  über E r ­
hebung der Z ö lle  so loka le r N atur, daß die einstweilige 

rhaltung und E n tw ick lung  der gegenwärtigen E inrich tungen 
Jtn besten in  der Hand der Landesregierung belassen werden.

emgemäß is t vorgeschlagen, von  der E in füh rung  des 
Abschn. V I  R V erf. bis auf weiteres abzusehen.“ Es handelte 
sich hiernach n ich t nu r darum, H e lgo land zu einem Z o ll­
ausschlußgebiet im  gewöhnlichen Sinne zu erklären, d. h. 
hie Anwendung der Zollgesetze fü r  das H e lgo länder Gebiet 

dadurch auszuschließen, daß es außerhalb der Zollgrenze 
gelassen wurde. Solche Zollausschlüsse kennt auch die 
Deue R V e rf. nach A rt. 82 Abs. 4, und ih re  Fortge ltung  
« g ib t  sich aus A rt. 82 Abs. 4 Satz 2 und A rt. 178 Abs. 2 
18901' ^ ie lm e lir handelte es sich bei § 2 RGes. v. 15. Dez. 
j  U)D eine E inschränkung der Zoligesetzgebungsgewalt 
es -Reichs selbst. Diese V o rsch rift w ar eine verfassungs- 

z e V tZllChe’ insofern  sie die R V e rf- in  K ra ft setzte, g le ich- 
, . g  auch eine verfassungändernde, indem  sie einen be- 

a u s ^ ii611 T e il der V e rf ' von  der G eltung auf H elgoland 
v n i f t -  ’. 'Es frhg 1 sicK daher> oK Dicht schon m it der 

istandigen Aufhebung der R V e rf. v . 16. A p r il 1871
die Jr ' f r t ' A ^ > s '  1 der neuen R V erf. der Sonderstellung, 
e- D « g o la n d  in  bezug auf die E rhebung eigener Zö lle  
WuSö 1̂ r im  War’ der D °den entzogen worden ist. Jedenfalls 
Sat f  dlese Sonderstellung Helgolands durch A r t.  178 Abs. 2 
übh neuen R V e rf. aufgehoben. H iernach sollen die
sow ^'tn,u ^esetze und V O .en des Reichs nu r in  K ra ft bleiben, 
aber^ t ,1*1 nen d*e neue V e rf. n ich t entgegensteht. D ies is t 
H P1„  i ezj  der E rhebung von  Z ö llen  durch die Gemeinde 

igo land der F a ll. Nach A rt. 6 Z iff.  6 der geltenden

R V erf. hat das Reich die ausschließliche Gesetzgebung über 
das Zollwesen sowie die E inhe it des Z o ll-  und Handels­
gebiets. D am it is t es unvereinbar, daß in  einem T e ile  des 
Reichs die Gesetzgebung über Z ö lle  dem Lande oder einer 
Gemeinde überlassen b le ib t. Z u r Aufrechterhaltung der 
früheren Sonderstellung Helgolands hätte es ausdrücklicher 
V o rsch rift in  der neuen R V erf. bedurft. Da dies n ich t 
geschehen ist, is t fü r  diese Sonderstellung in  der neuen 
V erf. kein Raum m ehr; sie is t weggefallen. (G u ta c h te n .  
G ro ß e r  S e n a t D . 1/27 v. 23. M ai 1927.)

=  Steuererklärungspflicht des Konkursverwalters. 
D e r Beschwerdeführer wurde zum K onkursverw alter einer 
A .-G . bestellt. D urch V erf. des F inA m ts wurde er unter Straf­
androhung aufgefordert, die Verm ögens- und Umsatzsteuer­
erklärungen 1925 fü r die Gesellschaft abzugeben. E r lehnte 
die A u ffo rderung  ab m it der Begründung, daß die Steuer­
ansprüche schon v o r E rö ffnung  des Konkurses entstanden 
seien und deshalb n ich t er, sondern der Gemeinschuldner 
zur Abgabe der Steuererklärungen ve rp flich te t sei. Seine 
Beschwerde b lieb  erfo lg los. Auch die Rechtsbeschwerde 
is t unbegründet. Nach § 85 R AbgO . hat der K onkurs­
verw alter, soweit seine V erw a ltung  reicht, alle P flich ten zu 
erfü llen, die die Masse, wenn sie geschäftsfähig wäre, zu 
erfü llen  hätte. Seine Verw altungsbefugnis bezieht sich auf 
alle Forderungen, die aus der Konkursmasse zu berichtigen 
sind. Dazu gehören auch die v o r E rö ffnung  des Konkurses 
entstandenen Steuerforderungen. D e r Gemeinschuldner is t 
n ich t m ehr befugt, eine Rechtshandlung vorzunehmen, 
durch die der Bestand der Konkursmasse auch nu r m itte l­
bar be rührt w ird . F ü r die Festsetzung des Steueranspruchs 
is t aber die Steuererklärung von  wesentlicher Bedeutung, 
da sie den Ausgangspunkt der Veranlagung b ildet. Es 
gehört deshalb zu den P flich ten des Konkursverwalters, 
fü r  alle im  K onkursverf. in  Betracht kommenden Steuern 
die Steuererklärungen abzugeben, mögen die Steueransprüche 
v o r oder nach E rö ffnung  des Konkurses entstanden sein. 
(U rt. V .A .  941/26 v. 11. Febr. 1927.)

Reichswirtschaftsgericht.
M itg e te ilt vom Senatspräsidenten des R W G . D r. K o p p e l ,  B erlin .

D er von der Besatzung aus seiner W o hnung  V e r­
drängte hat aus dem Okkupationsleistungsgesetz keinen  
Anspruch auf Vergütung des M ehraufw andes, der ihm  
dadurch erwächst, daß eine deutsche Behörde die von  
der Besatzung freigegebene W ohnung  einem D ritten  
zugewiesen hat. W e r aus seiner W ohnung  verdrängt 
ist, w e il sie von der Besatzung in  Anspruch genommen 
ist, hat auf G rund des § 1 Okkupationsleistungsges., w ie 
in  der Rechtspr. anerkannt ist, Anspruch auf Vergütung 
des Mehraufwandes, den er bei W eiterbenutzung der 
W o h n u ng  n ich t gehabt haben würde. D ieser Mehraufwand 
wäre ohne die Maßnahme der Besatzung n ich t e rfo rde rlich  
geworden und is t eine Le is tung  fü r  die Besatzung i. S. 
des Gesetzes. G ib t sie eine von  ih r  in  Anspruch ge­
nommene W ohnung  fre i, so h ö rt dam it die Maßnahme 
der Besatzung auf, fü r  weitere Mehraufwendungen des 
Verdrängten im  Rechtssinne ursächlich zu w irken . B le ib t 
die W ohnung  dem Verdrängten tro tz  Freigabe durch die 
Besatzung w eiter entzogen, w e il sie einem D ritte n  durch 
einen E in g r iff  e iner deutschen Behörde zugewiesen w ird , 
so w ird  ein außergewöhnliches, neues E re ign is  ursächlich 
fü r  die V oren tha ltung  der W ohnung. D e r weitere M ehr­
aufwand des Verdrängten steht dann in  keinem adäquaten 
Zusammenhänge m it der ursprünglichen, von  der Besatzung 
bew irkten Entziehung der W ohnung. A lle rd ings  is t aus­
nahmsweise eine andere E n tw ick lung  des ursächlichen 
Zusammenhanges denkbar, wenn zufolge ö rtlicher Uebung 
oder a llg . A nordnung  der deutschen Behörden eine von  der 
Besatzung freigegebene W ohnung ohne Rücksicht auf die 
Lage des Verdrängten einem D ritte n  zugewiesen w ird . In  
solchem Falle  kann tro tz  Freigabe der W ohnung seitens 
der Besatzung ein Anspruch auf Ersatz von M ehraufwand 
als Le is tung  fü r  die Besatzung dem Verdrängten verb le iben. 
(Entsch. G. S. 8/26 v. 5. März 1927.)

Reichsdisziplinarhof.
M itg e te ilt von Reichsgerichtsrat D r. S c h w a lb ,  Leipzig.

Aussetzung des D iszip linarverfahrens nach straf­
gerichtlicher Verurteilung im  H in b lick  au f die vom  A n -
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geschuldigten beabsichtigte Klage gegen den Defekten- 
beschluß. V erb indlichkeit der strafgerichtlichen V e r ­
urteilung für das D iszip linarverf. gegen einen ehern, 
bayerischen, in  denReichsdienstübernomm enenBeam ten.
§§ 144, 78 Abs. 2 RBGes., § 35 des Staatsvertrags v. 
31. März 1920. 1. D ie  V e rb ind lichke it der strafgericht­
lichen V e ru rte ilung  fü r  den D isz ip lina rrich te r g re ift auch 
im  V e rf. gegen einen aus dem bayerischen in  den Reichs­
dienst übernommenen Beamten Platz, obw ohl sie dem bayer. 
Beamtenrechte frem d war. D em  steht die Erwägung, daß 
diese Beamten durch die Uebemahme n ich t schlechter 
gestellt werden sollten, n ich t entgegen, da es sich be i der 
V e rb ind lichke it des S trafurte ils um  eine V erfahrensvorschrift 
handelt. E ine Ausnahme g ilt  nu r fü r  die z. Z t. d e rU ebe r- 
nahme, 31. März 1920, anhängigen D isz ip lina rve rf. und 
zwar auf Grund des § 35 Staatsvertrags v. 31. März 1920 
in  V erb . m. Ges. v. 30. A p r il 1920 (R G B l. S. 773).

2. Is t  der Angeschuldigte wegen der Tat strafgericht­
lic h  ve ru rte ilt, so verm ag die von ihm  eingeleitete K lage 
gegen den wegen der Tat erlassenen Defektenbeschluß, 
da jene V e ru rte ilung  den D isz ip lina rrich te r b indet, eine 
Aussetzung des V e rf. über seine B erufung gegen die dis- 
zip linargerich tliche V e ru rte ilung  n ich t zu rechtfertigen, sofern 
n ich t die Begründung der K lage Aussicht auf eine W ieder­
aufnahme des S trafverf. zugunsten des Angeschuldigten 
eröffnet. (U rt. F . 153/26 v. 11. Jan. 1927.)

Kammergericht.
1. Z iv i ls a c h e n .

A . M itg e te ilt von Kam m ergerichtsrat D r. K o  e b n e , B erlin .

§§ 892, 419 B G B .; § 25 H G B .; § 20 AufwGes. 
Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs. 1. A n  dem G rund­
satz der Entsch. RG. S. 22 A  143, wonach ein Rechtserwerb 
auf den ö ffentl. G lauben des Grundbuchs n ich t in  Frage 
kom m t, wenn der E rw erber auch in  die passiven Beziehungen 
des Veräußerers eingetreten is t und daher der B erich tigung 
des Grundbuchs gleich diesen zustimmen muß, kann n icht 
festgehalten werden. D ie  der Entsch. zugrundeliegende 
Annahme, daß stets auch ein schuldrechtlicher Berich tigungs­
anspruch bestehe, t r i f f t  n ich t zu. Im  Regelfä lle besteht nu r 
ein d ing licher Berichtigungsanspruch, und es werden durch 
den E in tr it t  des Erwerbers in  die Schuldverpflichtungen 
des Veräußerers die V orsch riften  über den öffentl. G lauben 
n ich t ausgeschlossen. 2. D e r in  1 X  11/27 und in  1 X  
925/26 (D JZ . 1927 S. 751) ausgesprochene Grundsatz 
der Unanwendbarkeit der V o rsch riften  über den ö ffentl. 
G lauben des Grundbuchs g re ift auch Platz, wenn das E igen­
tum  an einem Grundstück von  einer offenen Handels­
gesellschaft auf eine Aktiengesellschaft übergegangen ist, 
und wenn die a lle in igen Inhaber der veräußernden offenen 
Handelsgesellschaft zugleich die einzigen, im  Ze itpunkt des 
§ 892 Abs. 2 BGB. vorhandenen A ktionäre  der AktGes. 
sind. Dagegen is t die Anw endbarke it jener V orsch riften  
n ich t schon aus dem Grunde auszuschließen, w e il die gesetz­
lichen  V e rtre te r einer erwerbenden juris tischen Person m it 
den Veräußerern personengleich sind. (Beschl. 1 X  929/26 
v. 17. Febr. 1927.)

§ 7 AufwGes. Erlöschen der Rangbefugnis. D ie
Rangbefugnis aus § 7 AufwGes. erlischt, wenn die bei 
Inkra fttre ten  des AufwGes. vorhandenen aufwertungsfähigen 
Rechte nach Inkra fttre ten  des Gesetzes, bevor von  der 
Befugnis Gebrauch gemacht, und bevor ein neues Recht 
ohne Ausnutzung der Befugnis eingetragen w ird , gelöscht 
werden und dadurch in  W eg fa ll kommen, so daß das G rund­
buchblatt von  in  Betracht kommenden Eintragungen v ö llig  
fre i w ird . Es kann dann auch ein V erz ich t auf die Rang­
befugnis n ich t m ehr eingetragen werden. (Beschl. 1 X  28/27 
v. 17. März 1927.)

§§ 1, 3 d. 8. D u rc h fV O . z. IndBelGes.; § 43 Abs. 1 
IndBelG es.; § 24 d. 1. D u rch fV O . z. IndBelGes. E in ­
tritt der Rechtsw irkungen des § 3 Abs. 2, bzw. Abs. 3 d. 
8. D u rch fV O . z. IndBelGes. auch bei fehlendem H inweis  
auf die Strafbestimmungen. V ern e in t der Veräußerer eines 
Grundstücks eine der im  Abs. 1 Satz 1 des § 3  d. 8 .D urch fV O . 
z. IndBelGes. vorgesehenen Fragen, oder bejaht er die beiden 
daselbst vorgesehenen Fragen, so treten die in  Abs. 2 bzw. 
A b s .3 des§3der 8 .D urch fV O . bezeichnetenRechtswirkungen

auch dann ein, wenn das P ro toko ll, in  welchem die E r ­
k lärungen des Veräußerers beurkundet worden sind, eine 
Feststellung darüber n ich t enthält, daß der Veräußerer auf 
die Anwendbarkeit der Strafbestimmung des §24 d. l.D u rc h f.r  
V O . auf die von ih m  abgegebenen Erklärungen hinge­
wiesen ist. (Beschl. 1 X  174i23/27 v . 17. März 1927.)

B. M itg e te ilt von Landgerich tsd irektor G r a ß h o f ,  B erlin .

Zulässigkeit einer einstw. Verfügung bei Schwarz­
käufen zugunsten des rechtskräftig zur Herausgabe des 
Grundstücks verurteilten Käufers. Zufo lge des Grund- 
stückssperrges. v. 10. Febr. 1923/20. Ju li 1925 bedarf die 
be i ih re r Vornahm e rechtswirksame Auflassung noch der 
Genehmigung des Bezirksamts, um  eine rechtswirksame 
Grundlage fü r die E in tragung und V o llendung  des E igen­
tumsüberganges zu b ilden. Sie is t damit aber n ich t un­
gü ltig  oder w ide rru flich  geworden, n u r der Gemeinde­
behörde is t die Entschließung über die Genehmigung Vor­
behalten und das Rechtsverhältnis schwebend bedingt 
(RG . in  JW . 1926 S. 2366) geworden. Dieses bedingte 
Rechtsverhältnis w ird  durch die rechtskräftige V erirrte ilung  
des Käufers zur Herausgabe der Grundstücks n ich t zu 
einem unbedingten. Es kann, w ie  der 16. ZS. des K G . 
(JW . 1926 S. 1025) bemerkt hat, im  W ege der einstw. 
V e rf. durch ein Veräußerungsverbot geschützt werden, und 
das is t h ie r angezeigt, w e il der Veräußerer, w ie sein V e r­
halten im  Vorprozeß zeigt, dem A . S. gegenüber überhaupt 
n ich t m ehr gebunden sein w ill.  Anders lie g t die Sache, 
wenn die E rte ilung  der Genehmigung ohne M itw irku n g  
des Veräußerers, die er ablehnt und beim  form ungültigen  
Vertrage n ich t erzwungen werden kann, unzulässig wäre. 
Diese Auffassung hat der Senat (Entsch. v. 11. M ai 1926 
JW . S. 2304) t)  abgelehnt und ausgesprochen, daß die 
Verwaltungsbehörde auch ohne Voraussetzung des § 6 zur 
sachlichen Entsch. befugt ist, wenn der In h a lt des w irk ­
samen Vertrages, w ie  h ie r, sich anderweitig  feststellen 
läßt. Ebenda hat er ausgeführt, daß die W illense in igung  
n ich t m ehr im  Zeitpunkt der Genehmigung und E in tragung 
zu bestehen braucht, um die H e ilung  nach § 313 BG B. 
herbeizuführen, wenn sie nu r bei der Auflassung vorhanden 
gewesen ist. D ie  Frage, ob die Genehm igung aus sach­
lichen G ründen des § 4 zu versagen ist, steht a lle in  den 
Verwaltungsbehörden zu. Anders läge die Sache auch, 
wenn der Veräußerer die Auflassungserklärung nach Schuld­
rech t w irksam  zurückgenommen hätte oder zurücknehmen 
könnte. Es scheint aber glaubhaft, daß er dazu n ich t in  
der Lage ist, w e il das L G . ausführt, er sei dazu nach 
§ 814 BGB. n ich t befugt. (Beschl. 14. ZivSen. 14 W . 5556/26 
v. 6. Okt. 1926.)

2. S tra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Kam m ergerichtsrat D r. S im o n ,  B erlin .

Einreichen von Hausarbeiterverzeichnissen. Nach 
§ 13 des Hausarbeiterges. v . 20. Dez. 1911/30. Jun i 1923 
is t e in Hausarbeiterverzeichnis der O rtspolizeibehörde nu r 
auf E rfo rde rn  einzureichen. Nach § 14 kann jedoch durch 
P o lV O . (B e rlin , 21. Okt. 1912) E inre ichen ohne A u ffo rde ­
run g  zu bestimmten Term inen vorgeschrieben werden. 
Konfektionswerkstätteninhaber sind Gewerbetreibende, die 
außerhalb ih re r Arbeitsstätte in  W erkstätten gewerbliche 
A rb e it verrich ten lassen, und als solche zum E inreichen 
verp flich te t. (U rt. 1. S. 33/27 v. 1. März 1927.)

Versenden von W ild  im  Schonbezirk. Im  Auslande 
während der dortigen Jagdzeit erlegtes und ordnungsmäßig 
in  einen inländischen Bezirk, in  dem Schonzeit herrscht, 
eingeführtes W ild  darf nach § 43 Abs. 1 JagdO. in  diesem 
Bezirk  vom  Beginn des 15. Tages bis zum A b lau f der 
dortigen Schonzeit n ich t zur Versendung gebracht werden. 
§ 45 JO . finde t keine Anwendung, da „besondere gesetz­
liche Bestim m ungen“ i.  S. dieses Paragraphen n u r solche 
sind, die in  dem betr. preußischen Schonbezirk gelten. 
(U rt. 1. S. 60/27 v. 4. März 1927.)

Gewerbesteuerpflicht von Gefangenenarbeitsbetrieben. 
E in  G efArbeitsbetrieb is t eine Fabrikationsstätte i.  S. der 
pr. V O . über die vo rl. Neuregelung der Gewerbesteuer 
v. 23. N ov. 1923, ohne Rücksicht darauf, ob an der Betriebs­
stätte auch der durch die Fabrika tion  erzielte Nutzen un-

0  V g l. RG. i. Z iv . Bd. 111 S. 98 u. D JZ. 1926 S. 584.

Ä
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m itte lbar rea lis ie rt w ird . E in  Unternehm er, dessen Geschäft 
außerhalb Preußens lieg t, muß den GefArbeitsbetrieb, den er 
111 einer pr. Strafanstalt eingerichtet hat, in  Preußen zur 
Gewerbesteuer anmelden. (U rt. 1. S. 91/27 v . 11. März 1927.)

Preußisches Oberverwaltungsgericht.
M itg e te ilt von Oberverwaltungsgerichtsrat D r. L in d e n a u ,  B erlin .

Personenwage als gewerbliche Leistung. Z ur Entsch. 
steht, ob die A u fste llung  einer Personenwage zur ö ffent­
lichen Benutzung die D arbietung einer gewerblichen Le istung 
i- S. des § 55, Z iff.  3 oder eine Lustbarke it i.  S. der Z iff. 4 
der GewO, darstellt. D a es sich um eine durch mensch­
liche K ra ft zu bedienende W age handelt, is t der B e g riff 
der gewerblichen Le is tung  gegeben, nämlich Anbieten per­
sönlicher D ienste, soweit letztere n ich t unter § 55 Z iff.  4 
fallen. In  der „persönlichen D ienstle istung“  kann zugleich 
eine Lustbarke it dargeboten werden, deren B e g riff w ie in  
der Rechtsprechung zur früheren Lustbarkeits-, jetzigen 
Vergnügungssteuer dahin auszulegen ist, daß Lustbarkeiten 
»Veranstaltungen, Darbietungen und V orführungen sind, 
■"'eiche nach der Absich t des Veranstaltenden dazu bestimm t 
"a d  auch geeignet sind, zu ergötzen und zu unterhalten“ . 
Das W iegen von  V ie h , Sachen oder Personen g ilt  aber 
aa w irtschaftlichen V erkehr als gewerbliche Le is tung  und 
b le ibt eine solche auch, wenn das Gewicht zur Unterhaltung, 
aicht zu einem w irtschaftlichen Zwecke oder etwa zu H e il-  
H ecken  festgestellt w ird . D e r Zweck, der vom  Benutzer 
der W age im  Einzelfa lle ve rfo lg t w ird , is t n ich t maßgebend; 
eatscheidend b le ib t, zu welchem Zwecke die Bere ithaltung 
der W age allgem ein bestim m t ist. D ie  D arbietung  der 
Gelegenheit auf Jahrmärkten und bei ähnlichen Veran­
staltungen mag fü r  manchen Veranlassung bieten, die W iege- 
ein rich tung  ohne ernstliche Absich t zu benutzen. Dadurch 
tn rd  aber der Charakter der ganzen Le is tung  n ich t berührt, 
die nach allgemeiner Verkehrssitte  als gewerbliche Le is tung  

ernsten, w irtschaftlichen oder sanitären Zwecken aufge- 
aßt w ird . D e r W andergewerbeschein kann deshalb n ich t 

G rund des § 57 Z iff.  5 wegen mangelnden Bedürf- 
nisses abgelehnt werden. (U rt. I I I .  v. 13/26 v. l l .N o v .  1926.)

bayerisches Oberstes Landesgericht München.
1. Z iv i ls a c h e n .

M itg e te ilt von M in is te ria lra t D r. B le y e r ,  München.

Prüfung des guten Glaubens durch das Grund- 
"cham t. D e r Senat ve rtra t b isher die Anschauung, daß 
e Frage, ob einer W iedere in tragung der H ypo thek die 
orschriften über den ö ffentl. G lauben des Grundbuchs 

Cfitgegenstehen (§ 892 B G B .; § 20 Aufw G es.), sich grund- 
atzlich fü r  eine grundbuchamtliche W ürd igung  n ich t eignet. 

v as Grundbuchamt, das keine gerichtliche Behörde, sondern 
j.oe^Walt"n gsb ehörde ist, is t fü r  die Regel mangels er- ' 

rderlicher Grundlagen n ich t imstande, über die Frage 
^ es S"ten oder schlechten Glaubens sachlich zu entscheiden. 
h n P  V "  Frage der G u t- oder Bösgläubigkeit gerade 

Rahmen des Aufwertungsrechts sehr um stritten  ( M ü g e l,
.  . f 1, 4 zu § 20 AufwGes. und Nachtrag S. 285 f f . ) ; ander- 
¡jelts ergit>t sich aus § 20 AufwGes., daß es n ich t Sache 
kaS A n tragstellers bei W iedere in tragung einer H yp . sein 

von  vornhere in  eine Beweislast zu übernehmen, v ie l­
eint So11 die Beweislast dem zufallen, der eine der W iede r- 
E in raf Ung entgegenstehende Rechtslage behaupten w ill.  
Gr 6 r snahme von  dieser grundsätzlichen E inste llung  des 
praln ?ChamtS’ d' e zuSle ich dessen Geschäftsaufgabe 
der r  - erleichtert, is t n u r zuzulassen, wenn schon aus 
huch egründung des Antrags oder dem Inha lte  des G rund­
ie r  V Und der Grundbuchanlagen das N ichtbestehen oder 
fest st u 1?*31 des behaupteten Aufw A nspruchs zw eife lfre i 
der ttt *-Z‘ der Eigentumswechsel hat z. Z . der Geltung 
2 ajjj !• S tN otV O . stattgefunden und die Annahme der 
halt l*11̂  sow ie die Löschung der H ypo thek waren vorbe- 
lageS ° » eri 0lg i) -  Be i der gegebenen Sach- und Rechts- 
t r aga Waje  das Grundbuchamt n ich t gehindert, der bean- 
heSn.11 J ^ F ie re in tra g u n g  zunächst zu entsprechen; dem 
Rec, ^  E igentüm er bliebe es unbenommen, im  ordentl. 
daherSd6r^' se™e Fechte wahrzunehmen. D e r Senat würde 
&her h Fcchtsm itte l an sich stattgeben; er fü h lt sich 

ehmdert durch den Beschl. des Kam m ergerichts |

v. 8. Ju li 1926 (Rspr. i.  AufwS. Bd. I  S. 462 ff.), der von 
der entgegengesetzten Rechtsauffassung ausgeht, daß der 
G rundbuchrichter bei einem inzwischen stattgefundenen 
Eigentumswechsel der Regel nach den neuen E igentüm er 
als gutgläubig zu erachten und daher den Aui'wAnspruch als 
n ich t bestehend anzusehen habe, sofern ihm  n icht un­
m itte lbar der Nachweis der Bösgläubigkeit des Erwerbers 
erbracht w ird . Ebenso Nadler, 2. A u fl. S. 53, Quassowski, 
4. A u fl. S. 244. D ie  weitere Beschw. wurde daher dem RG. vo r­
gelegt. (O bLG . Z ivS . Beschl. I I I .  148/26 v. 10. Febr. 1927.)

2. S tra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Oberstlandesgerichtsrat K e id e l ,  München.

Strafbarkeit unterlassener Ablieferung der Beiträge  
für die Erwerbslosenfürsorge? § 533 R V O . is t n ich t an­
wendbar. A lle rd ings bestimm t § 35 Abs. 1 der V O . v .
16. Febr. 1924, daß die Beiträge fü r die Erwerbslosen­
fürsorge als Zuschläge zu den Krankenkassenbeiträgen zu 
entrichten sind und daß auf deren Zahlung die §§ 28, 29, 
394— 405 R V O . entsprechende Anwendung finden. D ie  
Best, is t aber nach § 35 Abs. 3 keine zwingende. Aus der 
do rt gegebenen Erm ächtigung zu anderweitiger Regelung 
durch die oberste Landesbehörde e rg ib t sich, daß die B e i­
träge zur Erwerbslosenfürsorge n ich t als Bestandteile der 
Krankenkassenbeiträge gelten können. Dazu komm t, daß 
sich in  der V O . über Erwerbslosenfürsorge, von  § 35 Abs. 1 
abgesehen, keine Bestim mung findet, welche die entsprechende 
Anw endung von V orsch riften  der R V O . über die K ranken­
versicherung auf die Erwerbslosenfürsorge anordnet. Da 
davon auszugehen ist, daß die V O . v. 16. Febr. 1924 das 
Gebiet der E rwerbslosenfürsorge erschöpfend regelt, is t die 
Herübemahme von  Bestimmungen über die Krankenversiche­
rung  in  das Gebiet der Erwerbslosenfürsorge unzulässig. 
Es is t daher ausgeschlossen, die Strafbest, des § 533 R V O . 
auf die N ichtab lie ferung der den A rbe ite rn  abgezogenen 
Beiträge zur Erwerbslosenfürsorge anzuwenden. Z uw ider­
handlungen gegen die V orsch riften  der V O . über E rw erbs­
losenfürsorge können nu r nach § 44 der V O . bestraft, 
w e rden ; danach is t eine von  den Gerichten zu verhängende 
Strafe n ich t vorgesehen. V g l. Tur. Rundsch. 1926 N r. 2197, 
JW . 1927 S. 194. (U rt. RevReg. I I .  553/26 v. 27. Jan. 1927.)

Oberlandesgericht Breslau.
M itg e te ilt von OberlandesgericM srat R e ic h h e lm ,  Breslau.

Unzulässigkeit der Nebenklage'des Bußeberechtigten 
nach Verkündung des Urteils erster Instanz; §§ 403, 404
StrP O . Nach §403S trP O . steht d ieBefugnis, sich e inerö ffen t­
lichen Klage nach §§ 395— 402 als Nebenkläger anzuschließen, 
dem zu, der berechtig t ist, die Zuerkennung einer Buße zu ve r­
langen. D e r A n trag  auf Zuerkennung einer Buße kann nach 
§404 Abs. 1 StrPO. nu r bis zu rV erkündung des U rt. 1. Instanz 
gestellt werden. M it diesem Zeitpunkt is t das Recht, Buße 
zu fordern, weggefallen. Es t r i f f t  dann die subjektive 
Voraussetzung des § 403 S trP O .: „w e lcher berechtig t ist, 
die Zuerkennung einer Buße zu verlangen“ , n ich t m ehr zu. 
Demgegenüber kann n ich t geltend gemacht werden, daßnach- 
§ 395 StrPO., auf den § 403 StrPO. verw eist, der Anschluß 
auch nach ergangenem U rte il behufs E in legung von  Rechts­
m itte ln  erfo lgen kann. Insow e it enthält eben §403 in  V erb , m it 
§ 404 Abs. 1 StrPO. nach der subjektiven Seite h in  eine E in ­
schränkung. D ie  W o rte  des § 403 StrPO. über die Be­
rechtigung n u r abstrakt zu verstehen, lie g t kein Anlaß vor. 
Ebensowenig kann ein Unterschied zwischen m aterie ller und 
prozessualer Berechtigung gemacht werden. Beides läßt sich, 
w ie ein V erg le ich  des § 404 Abs. 1 StrPO. m it §§ 188, 
231 StrGB. erg ibt, n ich t trennen; außerdem ist die E r­
hebung der Nebenklage ebenso eine prozessuale Handlung 
w ie die S tellung des Bußantrages. D e r Umstand, daß m it 
der Nebenklage der vorhandene Anspruch n icht geltend ge­
macht zu werden b r a u c h t ,  kann n icht zur Begründung dafür 
verw erte t werden, daß, auch wenn die Erlangung einer- 
Buße n ic h t  m e h r  m ö g l ic h  ist, die Nebenklage noch zu­
lässig sei. Es is t auch keine unb illige  Zumutung, wenn von  
dem Bußeberechtigten verlangt w ird , seinen Anschluß als 
Nebenkläger entsprechend § 404 Abs. 1 S trPO. im  V erf.
1. Instanz zu erklären. (Beschl. 2. Strafs. 18 a W . 99/27 
v. 11. März 1927.)
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Literatur-Beilage zur d j z . 32. Jahrg. (1927) Seit 1]
K o m m e n ta r zum  E rb s c h a fts te u erg e s e tz  in  der Fassung 

v. 22. Aug. 1925 nebst den D urchführungs- und den 
AusfBestimmungen. V o n  Geh. JR., P ro f. D r. T h e o d o r  
K ip p .  („Deutsche F inanz- und Steuergesetze in  E inze l- 
konrmentaren“ . Herausgeg. von  Reichsm inister a. D . 
E. S c h i f f e r .  Bd. 10.) 1927. B e rlin , L iebm ann. 29 M. 
Geb. 33 M . ( fü r Abonnenten der D JZ. 26 M ., geb. 30 M .).

Das Studium  w ie die Anwendung des ErbschStGes. 
w ar seit 1906 ein verzw eiflungsvolles Unternehmen. Hatte 
man sich in  die Gesetzesordnung hineingearbeitet, so war 
sie bereits durch eine N ovelle, teilweise von G rund aus, 
umgestaltet. Nachdem jetzt ein Zustand eingetreten ist, 
der eine gewisse Dauer verspricht, w ar der rich tige  Z e it­
punkt fü r  die längst ersehnte gründliche wissenschaftliche 
Bearbeitung gekommen. Sie kann be i der E igenart des 
Stoffes nu r von  einem Gelehrten geleistet werden, der 
sowohl das bürgerliche E rbrecht als auch die Technik des 
Steuerrechts beherrscht. Dabei erhebt sich die Schw ierig­
keit, daß die erbrechtlichen Begriffe  (z. B. die A n te ile  am 
Gesamtgut be i der fortgesetzten ehelichen Gütergemeinschaft 
und bei der M iterbengemeinschaft) mehrfach umgewandelt 
werden mußten. H ie r  g ilt  es, das Steuergesetz nach seiner 
w irtschaftlichen Bedeutung auszulegen und auf e iner höheren 
Stufe die sinngemäße innere Harm onie zwischen ih m  und 
dem BGB. herzustellen. Zugle ich muß m it weitschauendem 
B lick  die unendliche F ü lle  a ller denkbaren Anwendungs­
fä lle  durchdacht werden. Das alles is t in  dem Kippschen 
W erke, man kann es n ich t anders ausdrücken, m eisterhaft 
bew ä ltig t worden. D ie  äußere Anordnung zeigt durch be­
sondere systematische Uebersichten und Schlagwörter­
verzeichnisse be i den w ichtigen Paragraphen, w ie  sorg fä ltig  
S inn und In h a lt herausgearbeitet sind. D e r Leser w ird  
auch m it Achtung e rfü llt v o r  der W eise, w ie  der Reichs­
finanzhof seine schwierige Aufgabe e rfü llt. W o  man h in - 
g re ift, gew innt man vo lle  A u fk lä rung  über die steuerrecht­
lichen B egriffe  der Zweckzuwendung, der unentgeltlichen 
Bereicherung, der W idm ung  von  Geld zu wohltä tigen 
Zwecken. B e i diesen Andeutungen muß es h ie r bewenden. 
W e r das W e rk  liest, w ird  erkennen, daß h ie r erst d ie  
W issenschaft des Erbschaftsteuerrechts geschaffen is t und 
dam it das Verständnis fü r  die praktische A usw irkung  des 
m aterie llen Erbrechts.

Geh. Rat, Professor D r. E n d e m a n n ,  H eidelberg.

D e r Z iv ilp ro zeß  O esterre ichs . V o n  F ra n z  K le in  f ,  
m it Ergänzungen von  F r ie d r ic h  E n g e l.  (Bd. H I.  Das 
Z ivilprozeßrecht der Kulturstaaten. E ine V o ra rb e it zur 
deutschen Prozeßreform. Herausg. von  D . D r. A d o l f  
W a c h  f ,  D r. W i lh e lm  K is c h ,  D r. A lb r e c h t M e n d e ls -  

. s o h n  B a r t h o ld y ,  D r. M a x  P a g e n s te c h e r . )  1927. 
Mannheim , Bensheimer. Geb. 26 M .

D e r große Rechtsdenker und Rechtskünstler is t h ie r 
als Pegasus im  Joch gegangen. D arüber fü h rt er in  der 
E in le itu n g  bewegliche. K lage. W a r er doch in  weitem  
U m fang zu „bloßem  R eferieren“ verdam m t —  über 
selbstgeschaffene Rechtsnormen fre ilich  — , durfte er doch 
n u r in  „sehr kle inen Dosen“ sein Persönlichstes und E igen­
stes geben. Si lice t parva componere m agnis: der Referent 
is t h ie r in  noch schlim merer Lage, schlim mer noch gepreßt 
in  den „beengten Raum “ . E r muß darauf verzichten, aus 
der F ü lle  der Gesetzesmitteilungen die zahlreichen w e rt­
vo llen  Bem erkungen herauszuheben, in  denen der große 
Justizpo litike r, Soziologe und Rechtsdogmatiker sich selbst 
das W o r t gab. U nd  doch lie g t in  diesen Zw ischen­
bemerkungen der H auptw ert des W erkes. Uebera ll, wo 
über eine Prozeßreform  entschieden w ird , w ird  man darauf 
Bedacht nehmen müssen, w ie  K le in  sein Gesetzeswerk, 
nachdem es lebendes Recht geworden, gesehen, w ie  er 
dessen Handhabung durch die P raxis beu rte ilt hat. Schon 
i. J. 1914, v o r Kriegsausbruch, hat K le in  dies W e rk  v o ll­
endet. Nach dem Kriegsende haben w id rige  Umstände 
die D rucklegung verzögert. Aus dem M und, nein von  den 
Augen des hinsiechenden M eisters em pfing F r ie d r ic h  
E n g e l den ehrenvollen A u ftrag , das M anuskrip t dem Tages­
stande der Rechtsordnung anzupassen, die Novellargesetz-

gebung der Nachkriegszeit einzuarbeiten. M it  Bienenfleiß 
und O pferm ut hat E n g e l —  auch er h ie r ein Pegasus im  
Joch —  diese Aufgabe gelöst, in  zahlreichen gehaltvollen 
Zusätzen, ohne an die W orte  des Meisters zu rühren. 
Diese bescheidene Methode macht es dem Leser m öglich, 
die Rechtsordnung des kaiserlichen Oesterreich und die 
der neuen R epub lik  in  deutlicher Sonderung zu über­
schauen. K le in  selbst hat das Erscheinen seines letzten 
großen W erkes n ich t m ehr erleben dürfen — so hat er über 
das Grab hinaus der internationalen E ntw ick lung  des Z iv i l­
prozeßrechtes die W ege gewiesen.
U n iv.-P rofessor D r. E h r e n z w e ig ,  Sektionschef a.D ., W ien.

K irch enrech t. V o n  Geh. JR. P ro f. D r. E r w in  R u c k . 
(Bd. X X I X  der Enzyklopädie der Rechts- und Staats­
wissenschaft. Herausg. von  E. K o h lr a u s c h ,  W .K a s k e l ,  
A . S p ie th o f f .  A b t. Rechtswissenschaft. Herausgegeben 
von  P ro f. D r. E d u a rd  K o h lr a u s c h  und P ro f. D r. 
W a l t e r  K a s k e l. )  1926. B e rlin , Springer. 3,50 M.

E in  K irchenrecht auf G rund neuer Grundlagen im  
Staatskirchenrecht der R V erf., fü r  die kath. K irche  des 1918 
in  K ra ft getretenen Codex iu r. can., fü r die ev. K irche  der 
neuen Kirchenverfassungen. Nach Besprechung der Begriffe  
K irche , KRecht, KG ew alt, der Q uellen des K R . und von 
Staat und K irche  werden die V e rf. und T ä tigke it einerseits 
der kath., andererseits der ev. K irche  abgehandelt. Dabei 
w ird  materielles K R . n ich t geboten. D ie  Anm erkungen 
snthalten sich eines Hinweises auf L ite ra tu r und te ilen im  
wesentlichen Belegstellen aus dem Codex und der V e rf.-  
U rkunde der ev. K irche  der altpreuß. U n io n  m it. Das 
Ganze ste llt eine objektive gedrängte D arste llung des gel­
tenden Rechtes dar, die v ie lle ich t als A nha lt fü r  eine V o r ­
lesung gedacht ist. Das kath. K R . kom m t besser fo r t  als 
das ev. K R . Das letztere läßt sich n ich t e inhe itlich  fü r 
alle deutschen ev. K irchen  darstellen. Manche Angaben 
treffen n ich t zu. E in  Recht des Ausschlusses kennt die ev. 
K . n ich t. E ine „re fo rm ie rte  K irche  Bayerns rechts des 
Rheins“  besteht n ic h t; überhaupt g ib t es n ich t 30, sondern 
28 deutsche ev. K irchen . D e r Gemeindeversammlung w ird  
zu große Bedeutung be ige legt; auch is t sie keineswegs „e in  
Niederschlag aus der Gedankenwelt der reinen Dem okratie, 
die ih re  höchste Gewalt der Versam m lung den wahlberechtig­
ten Bürgern  anvertraut“ . Das KBundesamt is t ke in Bundes­
organ. Doch is t es n ich t meine Aufgabe, Unebenheiten 
festzustellen. D ie  S chrift w il l  k r itisch  gelesen werden. Sie 
is t als der erste S chritt der D arste llung des je tzt fü r die 
kath. und fü r  die ev. K . geltenden form alen Rechtes als 
w e rtvo ll zu begrüßen,

V izepräsident des, O VG . i.  R . D . B e r n e r ,  B erlin .

R echtsprechung  des A rb e its re c h te s  1914— 1925.
4000 Entsch. in  einem Bande m it Nachweisung der 
Rechtsprechung 1926. V o n  D r. J a d e s o h n  und D r. H e in z  
P o t t h o f f .  1927. S tuttgart, Heß. Geb. 14,40 M.

Aus den in  Potthoffs „A rbe its rech t“ erscheinenden 
Uebersichten über die arbeitsrechtliche Jud ikatur haben die 
V e rf. die Rechtsprechung der Gerichte und V erw altungs­
behörden auf dem Gebiet des Arbeitsrechts von  1914— 1925 
in  4000 Entsch. systematisch zusammengestellt. Dabei is t 
m it Recht nu r das eigentliche A rbe itsrecht berücksich tig t; 
Sozialversicherungsrecht, Beamten- und Steuerrecht sind aus­
geschieden. D e r In h a lt der Entsch. is t jew eils in  einem L e it ­
satz zusammengefaßt, zugleich angegeben, wo die Entsch. abge­
druckt is t, sodaß man sich le ich t über Tatbestand und Gründe 
unterrichten kann. N ich t wen iger als 5 Register (Inha ltsüber­
s ich t, systematisches Inhaltsverzeichnis, Verzeichnis der Ge­
setzesparagraphen, Verzeichnis der Gerichte und Verw altungs- 
behörden, deren Entsch. wiedergegeben sind, und Sachver­
zeichnis) erleichtern den Gebrauch des Buchs. D ie  musterhafte 
O rdnung in  der Zusammenstellung, die knappe und treffende 
W iedergabe des K erns der Entsch. und die F ü lle  des ge­
sammelten Stoffes machen das Buch zu einem fü r  W issen­
schaft und Praxis unentbehrlichen Nachschlagewerk.

Professor D r. G r o h ,  H eidelberg.
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° a s  S tra fgese tzbu ch  fü r  das D eutsche Reich  v.
15. M ai 1871. M it den Entsch. des RG. V o n  Geh. 
RegRat D r. P. D a u d e ,  16. A u fl., bearb. u. herausg. 
von  A G D ir. D r. E. D  a u d e. 1926. München, H . W . M ülle r. 
Geh. 7,50 M.

Das handliche W e rk  w ahrt in  der neuen A u fl. seine 
ten Vorzüge. Es g ib t den In h a lt der angezogenen Entsch. 

'urz und treffend w ieder und unterrich tet schnell und m eist 
vo llständig über die Rechtslage. H ie r  und da könnte in  

er Ausmerzung vo n  Veraltetem  und E in fügung von Neuem 
üoch etwas m ehr geschehen. Das g ilt  insbes. von  der 
■Anpassung des Textes an die Geldstrafgesetzgebung, die 
?War in  A n g r if f  genommen, aber n ich t restlos durchgeführt 
lst; W e rtv o ll fü r  den Gebrauch in  der Praxis is t die A n - 

der Zuständigkeit am Rande, w obei je tzt auch die 
relative Zuständigkeit berücksichtig t ist. Das Buch w ird  
auch in  der vorliegenden Fassung dem P raktike r w ie 
studierenden gute Dienste leisten.

Kam m ergerichtsrat D r. S i m o n ,  B erlin .

W e c h se ls teu erg ese tz  in  der Fassung der Bek. v. 10. Aug. 
1923 und des A rt. I I I  des Ges. zur Aenderung der 
Verkehrssteuem und des V erfahr, v . 10. A ug . 1925 von 
RA. D r. E r n s t  W i n k l e r .  1926. B erlin , Stilke. Geb. 4 M .

Das Wechselsteuerges. v. 10. Aug. 1923 gehört zu
Gesetzen, die durch zahlreiche D urchfV O .en  sehr un- 

«oersichtlich geworden sind. Es is t daher zu begrüßen, 
naß W in k le r  eine Ausgabe des Ges. veranstaltet hat, die 

m  je tz iger Fassung b ring t. E in  w e ite re r V o rzug  dieser 
pasgabe sind die Anm erkungen, die in  knapper F o rm  alle 
Zweifelsfragen behandeln. Besondere Beachtung werden 
nie Ausführungen in  A nm . 5 zu § 2 finden, in  denen er 

. die M ög lichke it h inweist, den Banken zum D iskon t 
'-‘ ^gesandte Blankoakzepte vorzudatieren, um  zu vermeiden, 

aß der Wechselstempel fä llig  w ird , bevor feststeht, ob die 
ochsel d iskontfäh ig  sind. A bw eg ig  halte ich dagegen 
e im  § 4 Anm . 2 vertretene Auffassung, daß Schecks, 

ar deren Deckung das Guthaben n ich t ausreicht, der 
^  ochselsteuer unterliegen. Das Gesetz verlang t nur, daß 

er  Scheck den V orsch riften  des Scheckges. entsprich t; es 
wenn er äußerlich fo rm a l in  O rdnung is t; diese 

eir<™ m gsniäßigkeit w ird  n ich t dadurch beeinträchtig t, daß 
is? auf das er gezogen w ird , n ich t vorhanden
de' Textabdruck der W echselO ., des Scheckges. sowie 
und 7n ZU ^ g ^ S 611611 VO .en, ein Auszug aus der PostO.

erhöhen die praktische V erw endbarke it dés Buches.
Rechtsanwalt D r. v o n  K a r g e r ,  B erlin .
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h e im e r ,  Das W eltw echselrecht vom  deutschen Standpunkte aus 
gesehen.

Recht u. Handel. 2. Jg. N r. 5 : W . B e c k e r ,  Zu lässigke it von F re i­
zeichnungsklauseln im  Luftve rkehr. W e r n e b u r g ,  H aftung des 
Spediteurs, insbes. n. d. Geschäftsbedingungen. J. F u c h s ,  Le ipzig , 
Reichsfinanzhof und Sicherungsübereignung. D o b r i n e r ,  Das 
persönliche Grundbuch. E in  neues System w irksam er Rechts­
verfo lgung? Theod. C o h n ,  D e r p riva trech tl. Schutz d. Handels­
namens durch den Verletzten. F r i e d r i c h s ,  O effentl,-rechtliche 
Handelsbeschränkungen. W a s s e rm a n n ,  E rlaubte  u. unerlaubte 
Ausspielungen (Lotterien, Preisrätsel).

Die Elbe. 6. Jg. H. 5 : O p p e n h e im e r ,  Das W eltwechselrechts­
p ro jek t. B e r g e r ,  D . praktische Bedeutung des Zusammenhanges 
zwischen d. W erten d. E inkom m en-(Körperschaft-)steuereröffnungs- 
bilanz und den E inheitswerten. L u z ,  D ie  steuerstrafrechtliche 
H aftung bei Verfehlungen v. Angestellten.

Zeitschr. f. Ostrecht. 1. Jg. H . 1: K e y l i n ,  D ie  Grundlagen des 
Seerechts d. Sowjetunion. S c h w e lb ,  D . tschechoslowak. Staats­
bürgerrechtsnovelle v. 1. J u li  1926. B e r e n t ,  Grundzüge des 
le ttländ . Währungsrechts unter Berücks. von Rechtsgeschäften in  
ausländ. W ährung. S c h u s te r ,  D ie  Rechtsprechung des deutsch­
polnischen gemischten Schiedsgerichts.

GerichtS-Zeitg. 78. Jg. H . 11: G r ü n b e r g ,  Läß t sich die Fortw irkg . 
des K o llek tivve rtrages aufheben? H e l lm e r ,  D e r Z ivilprozeß 
Oesterreichs ̂  (Besprechung des hinterlassenen W erkes von Franz 
K le in ). W e in m a n n , D e r Unterlassungsanspruch n. d. Gesetze 
geg. d. unlaut. W ettbew erb  u. d ie sog. W iederholgsgefahr. N o  b l ,  
Anfechtungsrecht u. Ausgleichsverfahren. S c h u s te r ,  D . R eform  
des bürgerl. Rechtes in  Ungarn (Bericht üb. e. Vortrag).

Jurist. Blätter. 56. Jg. H . 10: S c h r e ie r ,  D ie  Zukunft der Rechts­
wissenschaft. —̂ H. 11: E i d l i t z ,  Legistische M ängel im  A n- 
gestelltenversicherungsgesetz. R ö d e r ,  Erkenntnisse des Ver- 
waltgsgerichtshofes 1926. Finanzrechtl. T e il. K la n g ,  D ie  G rund­
buchsanlegung im  Burgenlande. ^  , • -n -x T

Zentralbl. f. d. Jurist. Praxis. 45. Jg. H. 6: B o n d i ,  Besitzer u. In ­
haber. P e ts c h e k ,  A bsich t u. Irrtum  des Gesetzesverfassers und 
des Gesetzgebers. _ T . ,

Oesterreichische Richterztg. 20. Jg. N r . L i e d e r m a n n ,  Zur 
Frage der M itschu ld  an §§ 485, 486, 486a, b. StG. K o l l r o ß ,  
Gesetzeslücken. W e in b e r g e r ,  Das neue Deutsche Gesetz zur 
Bekämpfung d. Geschlechtskrankheiten.
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Oesterreichische Anwaltsztg. 4. Jg. N r. 11/12: S w o b o d a ,  Das 
deutsche Arbeitsgerichtsgesetz. H  e i t l e r ,  Problem e des Register­
pfandrechts. K lä r m a n n ,  Zur R eform  d. Aktienrechts. S p i t z e r ,  
Z u r R eform  d. V erwaltg . u. d. Verwaltgsgerichtsbarkeit. B r a u n ,  
R ich te rl. Ermessen im  Strafrecht.

Internat. Anwaltsblatt. 13. Jg. M a i: G lü c k s t h a l ,  D ie  Verwaltgs­
gerichtsbarkeit in  Ungarn. G ro h m a n n ,  Rechtsstaat und Ver- 
w altgsgerichtsbarkeit. V a r a n n a i,  D ie  Sicherungsübereignung im  
ungar. Rechte. E m st W o l f ,  Budapest, Das fre ie  Ermessen des 
Strafrichters im  ungar. Recht. E n g lä n d e r ,  Zu r Frage des 
richterlichen Ermessens im  S trafrecht der Sowjetunion. Maur. 
D e u ts c h ,  Bestrebungen zur R eform  d. ungarischen Aktienrechts. 
K l i n g ,  Das Problem  der R ichterbeste llung in  der modernen 
Dem okratie.

Prager Juristische ZeitSChr. Festschrift zum 3. Deutschen Juristen- 
Tag i. d. Tschechoslowak. R e p u b lik : A . L a n g e r  u. A . R ic h t e r ,  
Reichenberg u. Rechtsgeschichte. G r o h m a n n , Sicherungsüber­
eignung u. Registerpfandrecht. D a n in g e r ,  In  welchen Formen 
so ll d ie Sicherungsübereignung durch das künftige  BGB. geregelt 
werden? W a h le ,  D ie  Leg itim ationsprüfung bei Namensaktien, 
v. H o f m a n n s th a l ,  D e r Schutz der A k tie , v. W e b e r ,  R ich ter­
liche  Ermessensfreiheit bei W ah l des S trafm itte ls. S c h r a n i l ,  D ie  
Verwaltgsreform . L in g g ,  D ie  Selbstverwaltg. ^ W ie n - C la u d i , 
Entlastung des Verwaltungsgerichtshofes. W e iz s ä c k e r ,  E ine 
Berggesetznovelle. K o r k is c h ,  Inkraftsetzung des Versichergs- 
vertragsgesetzes in  der Tschechoslowakei. E c k s te in ,  Z u r E n­
quete über das Versicherungsvertragsgesetz.

Juristen-Ztg. f. d. Gebiet d. Tschechoslowak. Republ. 8. Jg. N r. 11/12: 
B e t t e lh e im ,  Gegen den Rechtsschutz der Sichergsübereignung. 
F u x ,  D ie  röm.-kath. K irchenbaukonkurrenz u. d ie Bodenreform. 
K la n g ,  Das Baurecht im  Revisionsentwurfe des A llg . BG B. 
L ib i c h ,  D ie  Lebenslüge der Aktiengesellschaft. F., A k tie n ­
form en und K re d it. P r o c h a s k a ,  Ermessensstrafe u. tschecho­
slowak. Strafgesetzentwurf. Egon W e iß ,  E in ige  Bem erkungen 
zur R echtskraft ausländischer U rte ile .

Mitteilungen der Reichsgewerkschaft der deutschen Richter in der 
Tschechoslowak. Republ. 9. Jg. N r. 5: S te in e r ,  Das neue U r­
heberrecht. C z e c h , Das Fischereirecht. K l  a tz ,  D ie  Gerichte 
der neuen Sozialversicherungen. Zur Reform  des Handelsrechts. 
E is in g e r ,  D ie  Geltendmachung des Teiles einer Forderung. 
C ic h a ,  D ie  T ä tig ke it des Obersten Gerichts i. J. 1926. H ü b n e r ,  
Advokatenordnung und Richterstand.

Zeitschr. f. schweizer. Recht. 46. Bd. H . 2 : P ic o t ,  L a  va leur m orale 
de la  profession d’avocat. G e rm a n n , Im perative und autonome 
Rechtsauffassung. F r i t z  s e h e , Das P roblem  d. Gesetzgebung üb. d. 
internationale P rivatrecht der Schweiz. F i c k ,  D e r Beginn der 
versicherungsrechtl. V erjährungsfris t be i V erschollenerklärung des 
Versicherten.

Schweizerische Juristen-Ztg. 23. Jg. H . 23: M . W o l f f ,  Aerztliches 
Recht. (Besprechung des Buches von Ebermayer.) A b e l ,  
M arkenrechtliches aus Oesterreich.

Zeitschr. des Bernischen Juristenvereins. 63. Jg. H . 4 : O d e r m a t t ,  
D ie  Rechtsfunktion der U rbarien, speziell im  alten Bern. A l l e n ­
b a c h ,  Das vo rlä u fig  vo llstreckbare  U rte il des deutschen Z iv il­
prozesses. — H. 5: W a g n e r .  Ueber schweizerische Strafpraxis 
im  A ufk lärungszeita lter.

Rivista italiana per le scienze giuridiche. Anno 2. Fase. 1: R a t t i ,  
S tud i su lla  captivitas. R a t t i ,  „M ovet, qu ia “ e s im ili espressioni 
nel linguagg io  dei g iu reconsu lti rom ani. B e s ta ,  Le  re laz ion i tra  
la  c. d. Summa Raym undi e la  le tte ra tura  g iu rid ica  italiana. 
S a n to r o - P a s s a r e l l i ,  I  d ir i t t i  d’uso lim ita to . G r a s s i ,  Le  
associazioni cu ltua li diocesane in  Francia.

Bürgerliches Recht.
Sparkasse. 47. Jg. N r. 11: S t r i c k s t r a c k ,  D ie  A b lösung v. M a rk­

anleihen öffen tl.-rech tlicher Körperschaften ohne K om m unalver­
bandcharakter (An l.-Abl.-G es. § 46).

Kommunale Rundschau. 20. Jg. N r. 11: K o t t e n b e r g ,  Zur Frage 
d. A ufw ertg . der Gemeindeanleihen. . L e h m a n n ,  L iegn itz , Zu­
schüsse aus öffentl. M itte ln  — § 33 Abs. 3 MSchG.

Das Grundeigentum. 46. Jg. N r. 14: L i l i e n t h a l ,  W iederauf­
nahme des Verfahrens nach endgü ltiger Feststellung oder Fest­
setzung der Friedensmiete. R iv e ,  Z u r preuß. LockerungsVO. v. 
11. N ov. 1926. S c h w e i tz e r ,  In w ie w e it is t eine allgemeine Ver- 
sichergsgesellschaft berechtigt, unter B erufung auf § 67 Abs. 2 
A u fw G . geschlossene In fla tionsverg le iche f. unw irksam  zu erklären ? 
B inden d ie  Bescheinigungen des Treuhänders die ordentl. Gerichte?
— N r. 16: G ü n th e r ,  B ildung  d. Friedensmiete be i Verbesse­
rungen d. M ieträum e. A s k e n a s y ,  Quousque tan dem? W ie  
lange noch M ietein igungsäm ter? — N r. \ 1 : H u r w i t z ,  Zu r Frage 
d. Angemessenheit d. M iete. L e s s e r ,  D ie  Zuweisung v. M ie tern  
durch das Wohnungsamt. H e u n ,  Berufung oder sofortige Be­
schwerde als Rechtsm itte l gegen U rte ile  des M ietschöffengerichts ?
— N r. 19: W ohnw irtscha ft im  Ausland. E in  allgem einer U eberb lick.

Das Mietgericht. 1927. N r. 5 : F r ie d r i c h s ,  V erw icke lte  W ohnungs­
verträge (Forts, fo lg t). L i l i e n t h a l ,  D ie  Gemeinden als Träger 
der Enteignungsentschädigung bei Raumbeschlagnahme auf G rund 
des W M G . B  o e c k ,  Rechtslage vo r Ersatzraumsicherg. S c h u b  a r t ,  
Arbeitsgerichtsgesetz_ u. Mieterschutzgesetz.

Einiqungsamt u. Mietschöffengericht. 7. Jg. N r. 5: L in z ,  W elche 
M iete  is t f. gewerbliche Räume nach dem 1. A p r il  1927 zu zahlen? 
A s k e n a s y ,  Vorschüsse beim  Mieteinigungsamt.

Jahrbuch der Bodenreform. 23. Bd. H. 1: v. N e l l - B r e u n in g ,  E in  
H ypothekenreform entw urf. — H . 2: D a m a s c h k e ,  Um  das letzte 
deutsche Erbpachtrecht.

Notariatszeitung des Vereines deutscher Notare f. d. tschechoslowak. 
Republik. 7. Jg. Fo lge 4/5: D e m e l iu s ,  E ine neue Entscheidung 
des W iene r Obersten Gerichtshofes zur Anm erkg. d. Rangordg.

Zeitschr. f. Forst- und Jagdwesen. 59. Jg. H . 5: G ü r c k e ,  D ie  
w ilden  Kaninchen im  jetz igen preuß. Recht.

Der junge Rechtsgelehrte. 3. Jg. N r, 11: M . W a g n e r ,  Namensrecht 
u. Annahme an K indesstatt. (Forts, in  N r. 12).

Zeitschr. f. Standesamtswesen. 7. Jg. N r. 11: S t ö lz e l ,  Nochm als: 
Bewußte U nstim m igkeiten ? T  h i  a s , In  dem Beschlüsse üb. d. 
V o lljäh rigke itse rk lä rung  kann n ich t g le ichzeitig  die Ersetzung d. 
e lte rl. E in w illig u n g  nach § 1308 BG B. ausgesprochen werden. 
R ie d e r ,  D ie  Z iv ilehe  in  Oesterreich.

Die Frau. 34. Jg. H. 9 : Em m y R e b s te in - M e t z g e r ,  Gütertrennung 
oder Gütergemeinschaft?

Notariats-Ztg. W ien. 69. Jg. N r. 5 ; S w o b o d a ,  Das Leibrentnerges.. 
H a n ts c h ,  D e r Schulderlaß auf den Todesfall.

Mitteilungen vom Verband deutscher Patentanwälte. 27. Jg. Sonder- 
N r. anläßl. d. 50 jähr. Bestehens d. deutsch. Patentgesetzgebung: 
M e s te r n ,  50 Jahre deutsches Patentgesetz. W ie g a n d ,  D ie  
En tw ick lg . d. dtsch. Patentanwaltschaft. T o lk s d o r f .  Zu r R eform  
des Patentgesetzes. W i r t h ,  D e r technische D in g b eg riff u. V er­
fahrensbegriff i. Patentrecht. E m il M ü l l  e r, D . E rfindg . als imma­
te rie lles Gut. W e ih e ,  E rfindung u. K u ltu r. R ü l f , D e r Schutz d. 
geist. Eigentums und die Reformvorschläge M üller-Liebenaus. 
S p ie lm a n n ,  E rfindung  und Problem . H a u s e r ,  Antithesen u. 
Anomalien. H a l l b a u e r ,  Verschwendung geistigen Gutes in  der 
Patentverwaltung. K a r s t e n ,  D e r Patentanspruch — w ie  er 
sein so ll, was er geworden is t und was er w ieder werden könnte. 
S te in h e r z ,  Zu r P rüfung der Erfindungshöhe. B  o a s , Zwischen -  
u. Teilentscheidungen im  patentarntl. Verfahren. H e r s e ,  D ie  
Handhabung des Einspruchsverfahrens durch das Patentamt. Zu r 
Frage der neuheitsschädlichen Benutzung nach § 2 des Patent­
gesetzes. L a n g ,  Ausübungszwang u. Volksw irtschaft. S c h a c k ,. 
Ausschließl. Lizenz u. E igentum srecht. N e u b a u e r ,  Neuausgabe 
von Patentanmeldungen u. Patenten. F r ie d ,  D ie  Patentgebühren.. 
Jos. O p p e n h e im e r ,  Patentamt und Patentanwalt. Z e l l e r ,  
Flächenänderung an bekannter Raum form  u. Gebrauchsmuster­
schutz. (E in  R ückb lick  u. A usb lick  auf d ie Rechtsentw icklung). 
W a r s c h a u e r ,  Kann die Behandlg. des lebenden menschlichen 
K örpers Gegenstand e iner E rfindg . i. S. des Patentgesetzes sein ?

Leipziger Zeitschr. f. Deutsches Recht. 21. Jg. N r. 11: K i s c h ,  
Schadensersatz u. Bereicherung b. Patentverletzg. W e r th e im e r ,  
Scheinpatente im  Verletzungsstreite. P in z g e r ,  D ie  Reform  des 
Geschmacksmusterrechts. H ugo C a h n  I, W ortzeichen im  K a m p f 
m. urheberrechtlichen Gebilden. S i lb e r s c h m id t ,  Das U rheber­
recht des abhängigen Arbeitnehm ers. A lfr .  R o s e n th a l,  „Zw eck“
u. „M it te l“ im  W ettbewerbskam pf. G o ld b a u m ,  U nlau te rer 
W ettbew erb zum W o h l der A llgem einheit.

Börsenblatt f. d. deutschen Buchhandel. 94. Tg. N r. 125: E ls t e r ,  
E in  U rheberrecht der reproduzierenden K ünstle r?  — N r. 127: 
V o ig t lä n d e r ,  D ie  Zwangslizenz.

Blätter f. Funkrecht. 1. Jg. H . 6: B r e d o w ,  D ie  E n tw ick lung  des 
Funkrechts. G e u te b r ü c k ,  Das erste U rte il des R G . üb. Antennen­
recht. C a h n - S p e y e r ,  R undfunk, Schallplatte und ausübender 
K ü n s tle r. B a u m , W esen u. W irke n  der Zwangslizenz im  U rheber­
recht. K u r t  M a g n u s ,  D ie  Zwangslizenz im  Rundfunk. 
D  e n c k  e r  , Patentreform  und Funkwesen. T  a b o u  i  s , D ie  ge- 
setzl. Regelung des Funks in  Frankreich. L i t a u e r  u. K a c h e l ,  
Grundsätze des Funkrechts in  Polen. G e l ln e r ,  R undfunk und 
U rheberrecht n. d. tschechoslowak. Urheberrechtsgesetz. S z a la i ,  
D ie  Grundsätze des ungar. Funkrechts.

Handelsrecht usw.
Verkehrsrechtliche Rundschau. 6. Jg. N r. 4: O p p e n h e im e r ,  A u to ­

wesen u. E n tw u rf zum neuen StrGB. W e r n e b u r g ,  Spediteur u. 
Frachtgutversicherg. (Schluß in  H . 5.) K r ö n e r ,  D ie  Anweisung 
D r it te r  im  Bankstundungsverfahren (Forts.). L o e n in  g , Be- 
fördergshindem isse im  neuen mternat. E isenbahnfrachtüberein­
kommen (Schluß). — N r. 5 : S c h n e id e r ,  Breslau, Uebernahme 
der d ing lich  gesicherten persönlichen Schuld beim  Wechsel des 
Eigentums am belasteten Schiff. E g  e r ,  D e r D iebstah l auf der 
Eisenbahn.

Zeitschr. f. Binnenschiffahrt. 34. Jg. H . 5 : W e r n e b u r g ,  Zum Be­
g r if f  des Schleppvertrages.

Gesetzgebung u. Rechtspraxis d. Auslandes. 3. Jg. H. 6: Ausländ. 
W echselrecht: S te n g e l ,  Portugal. S te n g e l ,  M ex iko . W e iß ,  
London, E in  neues Gesellschaftsgesetz in  England.

Juristische Rundschau f. d. Privatversicherung. 4. Jg. N r. 11: H o c h ­
g r ä b e r ,  D ie  Y ork-A ntw erpener Regeln v. 1924 (Forts.). G o t t ­
schalk, A rg lis tig e  Täuschung bei d. Schadensermittlung. H e lm ,  
Rechtsfragen aus d. G ebiet d. K raftfahrzeugversicherg. F r e y -  
m u th ,  D ie  H aftung des W irtes  f. den K e lln e r.

Versicherung u. Geldwirtschaft. 3. Jg. N r. 23: H a u s c h i ld t ,  U eber 
d ie Le is tungspflich t der Versichergsgesellschaft im  Fa lle  des § 39 
VV G . be i a lle in igem  Rückstand der Zinsen u. Kosten.

Neumanns Ztschr. f. Versichergswesen. 50. Jg. N r. 23: G ü ld e -  
n a g  e 1, Negativversicherg.

Kartell-Rundschau. 25. Jg. H . 5: R e s p o n d e k ,  Arbeitsgemeinschaften 
und Fragen des Patentrechts be i der intem at. K a rte llie ru n g  der 
Industrie . P o t t h o f f ,  K a rte llun te rb ie tung  und Tarifunterb ie tung. 
W i t t g e n  s te in  e r ,  Bem erkungen zur K arte llgerichtsentscheidung
v. 17. Febr. 1927 (betr. den Stahlwerksverband und einen m. ihm  
im  Vertragsverhältn is stehenden Großhandels verband.)

Zivilprozeß usw.
Deutsche Stimmen. 39. Jg. N r. 11: v. C a m p e , Vertrauenskrise der 

Rechtspflege (Schluß).
Konkurs- u. Treuhandwesen. 1. Jg. H . 2 : B le y ,  W ertzuwachs­

steuerforderungen als Massekosten. H e g e m a n n - S p r in g e r ,  
D e r S tre itw ert in  Konkursfeststellungsprozessen. K G R . P ic k ,  
E in  B e itrag  zur N atur d. Kosten last im  Fa lle  des § 10 K onkursO . 
M e y e r ,  Dozent, A u fw ertg . d. Haftsummen b. Genossenschaften. 
W a n d r e y ,  K ünd igung  von Schwerbeschädigten und Betriebsrats­
m itg liedern  im  K onkurs- u. Geschäftsaufsichtsverfahren. M i t t e l -  
b a c h ,  W ie  w irk t  d ie A ufhebung des Eröffnungsbeschlusses aui 
Rechtshandlungen des K onkursverw alte rs u. d. Gemein Schuldners .

Strafrecht usw.
Das Tagebuch. 8. Jg. H . 23: S c h w a r z s c h i ld ,  Das neue Strafrecht.
Die Weltbühne. 23. Jg. N r  22: M e in b e r g ,  N iede r m it der Todes­

strafe.
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Archiv f. Kriminologie. 80.Bd. H .4 : L u c o v n ik ,  E in  spät entdeckter 
Raubmord. H e in  d l ,  D e r w ichtigste Bestandteil des Signalements 
nebst genauer Darst. des Bertillonschen P o rtra it parlé. B lu m e ,  

_ D e r F a ll Laube. E in  B e itr. z. Irrengesetzgebung (Forts.).
-¿eitschr. f. Sexualwissenschaft. 14. Bd. H . 1: L e n z ,  D er A n te il 

der Sexualität am A ufbau der k rim ine llen  Persönlichkeit. M i t t e r -  
m a i_er, D ie  Fruchtabtreibung. T r a u m a n n ,  Schutz f. d. außer- 

< ehelichen Verhältnisse.
kriminalistische Monatshefte. 1. Jg. H. 6 : G r a f f ,  W elche Fest­

stellungen sind nach Schußverletzungen krim ina lis tisch  besonders 
w ich tig?  (M . Abb.) S te r n ,  A lb . M o ll u. d. psychologische Sach- 
verständige.

Revue internat, de sociologie. 35. Ann. No. 1/2: F e r r i ,  Questions 
pénitentiaires (Le Congrès pénitentiaire  internat, de Londres).

Archivio di antropología crimínale. V o l. 47. Fase. 2 : T u l u i ,  T ra  i  
segregati.

Staats- und Verwaltungsrecht.
Archiv des öffentl. Rechts. 51. Bd. H. 3: D ü e s b e r g ,  D ie  rechtl. 

S te llung der von den preuß. Provinzen bestellten Reichsratsbevoll- 
mächtigten. v. H ip p e l ,  Ueber O b jek tiv itä t im  ö ffen tl. Recht. 
H e  e k e l .  Budgetäre Ausgabenin itiative im  Reichstag zugunsten 
eines Reichskulturfonds.

Bayer. Verwaltgsblätter. 75. Jg . H . 9: F r e i ,  W inke  f. d ie B ildung  
ö ffen tlicher Wassergenossenschaften. Jos. M a y e r ,  E in  B e itr. zur 
Frage des W iderru fs  v. Verwaltgsakten (Forts.). S t r i t z k e ,  S tre it­
fragen aus d. W ahlrecht zu den Industrie - u. Handelskammern. — 
H . 10: A ug . H o f  m a n n , D re ikö n ig  als staatlich geschützter 
Feiertag in  Bayern. Jos. M a y e r ,  E in  B e itrag  zur Frage des 

_ W iderru fs  von Verwaltgsakten (Forts.).
*eitschr. f. Kommunalwirtschaft. 17. Jg. N r. 11: S c h ö n e ,  Zum 

Thema „R eichskreisordnung?“
Preuß. Gemeinde-Ztg. 20. Jg. Nr. 16: Z a n d e r ,  D er ICem des Ent- 

w urfs der Landgemeindeordnung.
Beamten-Jahrbuch. 14. Jg. H. 5: F a lc k ,  D ie  Rechtsverhältnisse der 

Beamten in  fremden Ländern u. Deutschland.
Die Grundstückswarte. 2. Jg. N r. 22: L e h m a n n , L iegnitz, Schadens­

haftung des Staates in  der Wohnungszwangswirtschaft.
kommunale Umschau. 3. Jg. N r. 11: R o h le d e r ,  D ie  Umlegungs­

bestimmungen im  Städtebaugesetz, v. B in z  e r ,  D e r ita lienische 
Podestà.

Preuß. Volksschularchiv. 24. Bd. H. 3 : O e  h l  e r ,  D . Verpflichtungen 
der Gemeinden aus Stiftungen f. ö ffentliche Schulen.

Gesetz u. Recht. 28. Jg. H . 11: D e l  in s ,  Justiz u. Presse.
11 Diritto aeronáutico. Anno 4. No. 2: C a c o p a r d o  M e l i t a ,  Studi 

e proposte dé lia  Camera d i commercio intem az. in  m ateria d i 
d ir itto  aeronáutico.

Arbeitsrecht.
Arbeitsrecht. 14. Jg. H. 5 : P o t t h o f f ,  Das Arbeitszeitnotgesetz. 

W il ly  F r a n k e ,  Brandenburg, D ie  Organisation der A rbe its-

ferichtsbehörden. W  a r  n c k  e , Lohnzurückbehaltg. u. Aufrechnung.
p e r l i n g ,  D ie  Bedeutung des unzulässigen Wettbewerbes f. den 

A rbe itnehm er u. im  Arbeitsrecht. P o t t h o f f ,  Abhängige A rb e it. 
Bedeutungswandel des W ortes. K G R . P ic k ,  Z u r W irku ng  der 
Tarifverträge. P o t t h o f f ,  W ie de r eine e ins tw e ilige , Verfügung 
im  Lohnkampfe.

"eue Zeitschrift f. Arbeitsrecht. 7. Jg. H . 6: Lutz R ic h t e r ,  D ie  
A rbeitsze itVO . in  neuer Fassung. D  e rs  c h , Annahmeverzug beim 
A kko rdve rtrag . F riedr. W e g e n  e r ,  D ie  Amtsenthebung v. M it ­
g liedern der B etriebsvertre tung u. v. Vertrauensleuten d. Schwer­
beschädigten. W il ly  F r a n k e ,  D e r P robedienstvertrag d. Schwer­
beschädigten. H . B u r g h a r t ,  D ie  Verfügungsmacht des A rb e it-  

o nenmers über gepfändete Lohn- u. Gehaltsansprüche.
vue Internat, du travail. V o l. 15. No. 5 : Les salaires m inim a et 

~_a Conférence intem at. du trava il. — S ie f a r t ,  L ’application du 
d ro it du trava il _ en A llem agne envisagée spécialement du po in t 

Arh •* Vue j UIisd ic tion  du tra va il e t de la  concilia tion. I.
6iQo-reCT* u' Arbeiterversicherg. (Beilage d. Gewerkschafts-Ztg.). 
t " 2 / .  N r. 4 : B a c k h a u s ,  E in  R ückschritt in  d. Rechtsprechung 
des Reichsversichergsamts ( K r i t ik  eines U rte ils  aus d. U n fa ll- 
v ersicherg.). — N r. 5 : N ö r p e l ,  D ie  Betriebsverfassung I. (Be- 

7  . sPrechung des Kommentars zum BRG. v. Georg F latow). 
«■eitschr. f. Selbstverwaltg. 10. Jg. N r. 5 : S c h a a f f ,  D ie  Rechts- 
Kfil ^ rund lagen der ö ffentl. gemeinnützigen Berufsberatg.

" i f .  Sozialpolitische Vierteljahrsschrift. 6. Jg. H. 1: F e h l in g e r ,
Z p '»  ln(*estlohngesetzgebung.

e'tung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltgn. 67. Jg. N r. 22:
v - B e z o ld ,  D e r A rbeitsvertrag  des schwerbeschädigten A rb e it-  

q nehmers.
as Arbeitsgericht. 32. Jg. N r. 6: W ö l b l i n g ,  Gesetz zur A rb e its ­

zeitVO. v. 14. A p r. 1927. S c h m in c k e ,  D ie  Heranziehung der 
Beisitzer d. Arbeitsgerichtsbehörden. W i l ly  F r a n k e ,  Branden- 
bnrg, D er Vorsitzende bei d. A rbeitsgerichtsbehörden. M e b e s ,  

^ nsPruchsrecht der A rbeitnehm er auf G rund der §§ 84 ff. 
jjjp  ,pRG. u. seine prozessuale Behandlung.

krankenversicherg. 15.Jg. N r .7: Z i e g le r ,  W a h lre c h tu .W a h le n :
C rvDt> deutsch< Sozialversicherung (Nachtrag). — N r. 8 : W irk l. 
^ U R R . H o f fm a n n ,  Das Verhä ltn is der Ersatzkassen zu den 
■^rankenkassen. K le f f - H a s p e ,  D . Schweigepflicht in  der RVO. 
S rU  r ' ^ r a l i e » P rü fung d. G le ichw ertigke it der Leistungen, i 

c ü n e id e r ,  F re iw illig e  W eiterversicherg. in  der Inva liden- und; 
r^.^^^B tenvers icherg . beim  U eb e rtr itt aus einem versicherungs- 

f  í lc ilt lgen in  ein versicherungsfreies Beschäftigungsverhältnis. — , 
ternationaler Ausbau der Krankenversicherung. — N r. 10 :| 
• J a .e g e r , München, Das S tillge ld . S c h n e id e t ,  D ie  A b - 

Oie í l ^ ^ g s b e d ü r f t ig k e i t  des § 208 der RVO.
Hi« i * e r"^e rso r0Un0- 44. Jg. H . 16: H o f f m e is t e r ,  N ochm als; 

knappschaftliche W anderversicherg.
‘Mitten Steuerrecht.

der Steuerstelle d. Reichsverbandes d. Deutschen
e r tH?tr ,e - 10* Jg. N r. 5: K r a t z ,  Steuergeheimnis u. A uskunft- 

uung. S c h ä c h ia n ,  D ie  Besteuerung deutscher Zw eign ieder-■

lassungen in  den Verein igten Staaten. K lu c k h o h n ,  D e r B e g riff 
des Ersterwerbers v. A k tie n  nach dem Kapitalverkehrsteuergesetz. 
J a d e s o h n ,  W ird  bei Steuerzuwiderhandlungen in  Betrieben v. 
juristischen Personen oder Personenvereinigungen die Bestrafung 
der verantwortlichen natürlichen Person dadurch ausgeschlossen, 
daß Bestrafung der juristischen Person usw. e in t r i t t j  M a s c h -  
k o w s k i ,  D ie  Besteuerung der Spekulationsgewinne im  heutigen 
Einkommensteuerrecht. S c h r a n i l ,  D ie  Steuern u. die Steuer­
belastung in  Oesterreich i. J. 1927. S c h r a n i l ,  D ie  Steuern u. d. 
Steuerbelastung in  der Tschechoslowak. R epub lik  i. J. 1927.

Zeitschr. f. Zölle u. Verbrauchssteuern. 7. Jg. N r. 11. T r a u t v e t t e r ,  
D e r Finanzausgleich u. d. Verbrauchssteuern. S e id e l ,  D ie  Z o ll­
behandlung zusammengesetzter W aren nach geltendem deutschen 
Recht. (Schluß.)

Völkerrecht usw.
Europäische Revue. 3. Jg. H. 2: P o l i t i s ,  Wandlungen im  V ö lke r­

recht.
Blätter f. internat. Privatrecht. 2. Jg. N r. 6 : W e r n e b u r g ,  V o r­

benutzungsrecht (§ 5 PatG.) u. intem at. P rivatrecht. Y a n g ,  
G rund lin ien  des chinesischen Warenzeichenrechts. F r a n k e n ­
s te in ,  D ie  Grundlagen des intern. Privatrechts. K r o n s t e in ,  
Das K aufrecht im  E n tw u rf e. intem at. Abkommens z. V ereinheit­
lichung verschiedener Regeln des intem at. Privatrechts (Vienna 
Rules 1926).

Deutsche Wirtschafts-Ztg. 24. Jg. N r. 22/23: v. d. L e y e n ,  Das 
intem at. Eisenbahnrecht in  Europa. W e g e r d t ,  D ie  rechtl. 
Grandlagen des internat. Luftverkehrs.

Magazin d. Wirtschaft. 3. Jg. N r. 23 : B o n n ,  D ie  Entschädigung f . 
das beschlagnahmte deutsche Eigentum.

B. B ücher.
Allgemein« Werke.

V ie r  k a n  d t ,  A lfr . ,  D er geis tig -s ittliche  G ehalt des neueren Natur­
rechtes. (Soziologie u. Sozialphilosophie 6). W ien, B raum ü lle r 
(35 S.) M . 1,60.

B o t t - B o d e n h a u s e n ,  Formatives u. funktionales Recht in  der 
gegenwärt. K u ltu rk r is is  (Beiheft N r. 20 f. d. M itg lie d e r d. In te r­
nat. V erein igung f. Rechts- und W irtschaftsphilosophie). B e rlin - 
G ranewald (166 S.)

B u re  k h a r  d t ,  W alther. D ie  Organisation der Rechtsgemeinschaft, 
Untersuchungen üb. d. E igenart des Privatrechts, des Staatsrechts
u. des V ölkerrechts. Basel, H e lb in g  &  Lichtenhahn. (463 S.) 
Geb. M . 20,50.

G r a n d in ,  A . B ib liog raph ie  générale des sciences jurid iques, 
po litiques, économiques et sociales de 1800 à 1925/26. 3 vo l. 
Paris, R ecueil S irey (2339 p.) F r. 300.

S a v a t ie r ,  A . L a  Russie bolcheviste vue à travers ses lo is . Paris. 
Recueil S irey (38 p.) Fr. 7,50.

R iv i è r e ,  P. Louis. Supplément pou r 1927 aux Traités, Codes et 
Lo is  du M aroc. Paris, Recueil S irey. (168 p.) Fr. 60.

R e fo n te  d u  R e c u e i l  S i r e y .  Jurisprudence du 19. siècle 
(1791—1900), refondue d’après l ’ordre chronologique. V o l. 12: 
1876—1879. Paris. R ecueil S irey. (1410 p.) Fr. 150.

Bürgerliches Recht.
P a n n ie r ,  K a r l. G randbuchordnung f. d. Deutsche Reich (Fassung

v. 20. M a i 1898) nebst d. Gesetz über wertbeständige H ypotheken, 
den Durchführungsbest. u. d. VO. zur E rle ich terg . des Grand­
buchverkehrs in  Aufwertungssachen. Textausgabe m. kurzen 
Anm . u. Sachregister. 11. A u fl. m. einem Nachtrag, enthaltend 
d. Granderwerbsteuerges. (Reclams U niversa l-B ib l. N r. 3838). 
Le ipz ig , Reclam. (85 S.) Geb. M . 0,80.

H o l t z ,  Leo, u. Franz K r e u t z .  Das preuß. Wassergesetz. Neu- 
bearb. v. Paul S c h le g e lb e r g e r .  Bd. 1, 3 u. 4, veränd. A u fl. 
B erlin , Heymann. (848 S.) Lw . M . 42.

S c h n o c k ,  Louis. Les dro its  de succession. Coord ination et 
commentaire des lo is  en vigneur. Paris, Recueil S irev. 1250 d ) 
Fr. 30. F

Handelsrecht usw.
S ta u b ,  Herrn. Kom m entar z. Handelsgesetzbuch. 12. u. 13. A u fl., 

bearb. v. H einr. K o e n ig e ,  A lb . P in n e r  u. F e lix  B  o n d i. Bd. 4 : 
§§ 376—473. B erlin , de G ruyter. (1026 S.) H ld r. M . 48.

V o s  s, W . D ie  obligatorische Revision im  Rahmen d. Reform  des 
A ktienrechts (Gesellschaftsrechtl. Abh. H . 4). B e rlin , Heymann. 
(56 S.) M . 3. . . . .

T u le t ,  Eugène. De^ la  S ituation ju r id iq u e  et de la  responsabilité du 
transita ire en m atière de transports maritimes. Paris, L ib r . génér. 
de d ro it. (200 p.) F r. 20. ■.

G u é r in ,  Précis de lég is la tion  m aritim e. P. 2. 3. Paris, Gauthier- 
V illa rs . (386 p.) F r. 60.

P r o c o s ,  J. S. Les capitaines e t le u r mandat légal dans le  commerce 
m aritim e. Essai de réformes. Paris, L ib r . génér. de d ro it. (166 p.) 
Fr. 9,60,

S c e l le ,  G. Précis élémentaire de lég is la tion  industrie lle . Paris, 
Recueil S irey. (366 p.) Fr. 18.

Zivilprozeß usw.
K le e ,  F riedr. W egweiser durch die neueren Justizverwaltgsbestim- 

mungen. Im  amtl. A u ftr . u. unt. Benutzung amtl. M ateria ls hrsg.
2. A u fl. B e rlin , v. D ecker. (305 S.) H lw . M . 7.

P ic o t ,  A lb . L a  va leu r m orale de la  profession d’avocat. (A 118 d. 
Ztschr. f. schweizer. Recht.) Basel,*Helbing &  Lichtenhahn. M . 0,70.

B o u r é e ,  André. L a  chancellerie près le  Parlement de Bourgogne 
de 1476—1790. Paris, Bella is. (416 p.) Fr. 200.

Strafrecht usw.
E n t w u r f  e. A llgem . Deutsch. Strafgesetzbuchs nebst Begründung u. 

2 Anlagen. (Entwürfe d. Deutsch. Reichstags 1927, N r. 19). B erlin , 
Heymann. (435 S.) M . 11.

v. O ls h a u s e n ,  Justus. Kom m entar z. Strafgesetzbuch f. d. Deutsche 
Reich. 11. A u fl., neubearb. v. K a r l L o r e n z ,  Hans F r e ie s -
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le b e n ,  E m il N ie th a m m e r  u. a. Bd. 1. B e rlin , Vahlen. (945 S.) 
Geb. M . 48,50.

P a n  n i  e r ,  K a r l. Strafgesetzbuch f. d. Deutsche Reich. Textausgabe 
m. kurzen Anm. u. Sachreg. 33. A u fl. m it d. Ges. üb. Vermögens­
strafen und Bußen, d. Ges. zur Bewahrg. der Jugend vo r Schund- 
u. Schmutzschriften u. d. Ges. zur Bekämpfung d. Geschlechts­
krankheiten. (Reclams U niversaLB ib l. N r. 1589/90.) Le ipz ig , Reclam. 
(160 S.) Geb. M . 1,20.

S c h e u e rm a n n , F ritz . M ietw ucher u. angemessene M iete. B erlin , 
Salzmann. (55 S.) M . 1.

D a n ie l ,  Gerh. G efährlichke it u. Strafmaß im  Sinne d. positiven 
Krim ina listenschule. M . e. G e le itw o rt v. E nrico F e r r i .  (K r i­
m ina list. Abh. H . 4.) Le ipzig , W iegandt. (EX, 51 S.) M . 1,80. 

H e in e ,  "Wolfg. D ie  Buchhändler- u. Druckerprozesse v o r dem 
Reichsgericht. (Aus der „Justiz“ .) B erlin-G runew ald, Rothschild. 
(16 S.) M . 1,50.

A m t l i c h e r  E n t w u r f  e. Strafvollzugsgesetzes nebst Begründung.
T. 2 : Begründung. B e rlin , de G ruyter. (95 S.) M . 2,50. 

B r a s s a u d ,  P. A . L a  so lida rité  légale en d ro it pénal. Paris, Berger- 
Levrau lt. Fr. 12.

R a p p o p o r t ,  E m il Stanislaw. La  banqueroute dans la  lég is la tion  
moderne comparée. En marge de la  réform e de la  lég is la tion  
polonaise. Paris, Recueil S irey. (100 p.) Fr. 15.

D e c la r e u i l ,  Jean. Les systèmes de transportation et de main- 
d’oeuvre pénale aux colonies, dans le  d ro it français. Paris, Re­
cueil S irey. (189 p.) F r. 20.

K l e y ,  J. K a r l , u. Hans S c h n e ic k e r t .  D ie  K rim in a lp o lize i. 2., verb. 
A u fl. Buch 1 : Verbrecherkunde u. Strafrecht m. Kom m entar zum 
StrGB. u. zur StrPO. 2. durchges. A u fl. Buch 2: K rim in a lta k tik  
u. K rim ina ltechn ik . M . A bb . 2., verb. A u fl. Lübeck, Deutsch. 
P o lize i-V erl. (828 S.) H lw . M . 18.

Staats- und Verwaltungsrecht.
S a c k , A . N . Les effets des transformations des Etats sur leurs dettes 

publiques et autres obligations financières. T . 1 : Dettes publiques. 
Paris, R ecueil S irey. (615 p.) F r. 80.

S t ie r - S o m lo ,  F ritz . Reichsstaatsrecht. Bd. 1: G rundbegriffe  des 
Staatsrechts. Verfassungsgeschichte v. Ende d. 18. Jh. b is zur 
Reichsverf. v. 1919. Bd. 2 : Das geltende Reichsstaatsrecht. (Samm­
lung  Göschen 967. 968.) B erlin , de G ruyter. (222 S.) M . 3. 

P a n n ie r ,  K a rl. D ie  Verfassung des Deutschen Reiches v. 11. Aug. 
1919 nebst Ergänzungsgesetzen, nam entlich der Geschäftsordnung 
f. d. Reichstag. Textaüsgabe m. E in l., kurzen Anm . u. Sachreg. 
7., bis Ende 1926 fo rtge f. A u flage (Reclams U nive rsa l-B ib l. N r. 
6064/65 a.) Le ipz ig , Reclam. (253 S.) Lw . M . 2.

C u n o ,  Hans. Verwaltungsrecht u. Verwaltungspraxis. K u rz . Ueber- 
b lic k  zum U nte rrich t u. Selbststudium f. Verwaltungsbeamte. H . 9. 
Reichsfinanzen, 2 : Reichssteuem : Besitzsteuem. (Reichseinnahmen. 
T. 2.) B erlin , Heymann. (92 S.) M . 2.

S t ie r - S o m lo ,  F ritz. Preuß. Staatsrecht. 2. Auflage. (Sammlung 
Göschen. 298.) B erlin , de G ruyter. (136 S.) Lw . M . 1,50. 

S t ie r - S o m lo ,  F ritz . Sammlg. preuß. Gesetze staats- u. verwaltgs.- 
rechtl. Inhalts. Textausgabe m. Nachweis v. Schrifttum  u. Sach­
verzeichnis. 5., erw. u. verb. A uflage. München, Beck. (1523 S.) 
Lw . M . 14.

F r i e d r i c h s ,  K a r l. D ie  Gesetzgebung über d ie allgemeine Landes­
verwaltung u. über d ie Zuständigkeit der Verwaltungs- u. Ver­
waltungsgerichtsbehörden. K r i t .  Textausg. m. Anm . u. Sachreg.
з. durchges. A u fl. (Guttentagsche Sammlg. preuß. Gesetze. Text­
ausgabe m. Anm . N r. 42.) B e rlin , de G ruyter. (295 S.) Lw . M . 5.

M a u  11, Heinz. D ie  Landgemeindeordnungen Preußens n. d. Stande 
der Gesetzgebung v. 1. M ärz 1927. B erlin , Heymann. (165 S.) M . 4. 

A s s m a n n , Hans. D ie  D ienstvergehen der deutschen Beamten unter 
bes. Berücksichtigung d. L ite ra tu r u. d. Rechtsprechung des R G .
и. der D ienststrafgerichte des Reiches u. der Länder. B e rlin , 
Industriebeam ten-Verl. (79 S.) Pp. M . 1,60.

W ilh . B etre ibung öffen tl.-rech tlicher Geldforderungen. E in  
Führer durch d. Vorschriften über d. Verwaltungszwangsverfahren 
1. Staats- und Gemeindegefälle, f. Forderungen der Anstalten der 
Reichs Versicherung u. der Innungen sowie fü r  K irchensteuern 
der Kehgionsgemeinschaften. K arlsruhe, M acklo t. (100 S.) M . 2. 

K r ü g e r ,  Hans. Reichsheimstättengesetz v. 10. M a i 1920 nebst den 
preuß. u. andern landesrechtlichen Ausführungsbest. E rl. in  Ver- 
bm dung m. F ritz  W e n z e l.  (Das deutsche Heim stättenrecht T . 1.) 
B e rlin , Hobbm g. (219 S.) Lw . M . 6.

E n t w u r f  eines Schankstättengesetzes (Entwürfe des Deutsch. Reichs­
tags 1927. N r. 21.) B erlin , Heymann. (27 S.) M . 0,70. 

D o l l a c k e r ,  Eug. Leitfaden d. bayer. Polizeirechts. 2. verb. Auflage.
München, Schweitzer. (86 S.) K a rt. M . 3.

B a l t z ,  Constanz. Preuß. Baupolizeirecht. Neu hrsg. v. F riedr. W ilh . 
Fischer. 5., verm. u. neubearb. A u fl. Nachtr. B e rlin , Heymann. 
(86 S.) M . 3. J

H o ld e r m a n n ,  Ludw . Das badische Irrenfürsorgegesetz m it V o ll-  
zugsVO. Textausg. m. E m l., Anm . u. E rl. a u f Grund verwaltgs- 
rechtlicher U rte ile  und m in is te rie lle r Entscheidungen. Karlsruhe, 
M acklo t. (103 S.) Lw . M . 3.50. 5

F r ö l i c h ,  K a r l. D ie  Verfassungsentw icklung v. G oslar im  M itte la lte r. 
(Aus d. Ztschr. d. Savigny-Stiftg. f. Rechtsgeschichte. Germanist. 
A b t. Bd. 47.) W eim ar, Böhlau. (202 S.) M . 6.

I t s c h e r la n d ,  W a lte r. D ie  Rechtslage der deutschen M inderheiten  
in  der Tschechoslowakei. M arburger D issert. Gelsenkirchen, 
Buchdr. Preuße. (103 S.)

E s m e in ,  A . Eléments de d ro it  constitutionnel français e t comparé. 
8. éd. revue par H. N é z a rd .  T . 1 seul paru. Paris, R ecueil 
S irey. (686 p.) F r. 80.

B o n d e ,  Amédée. Précis de d ro it constitutionnel.' 3. éd Paris 
D alloz. (391 p.) Fr. 18.

F r a n c k ,  Georg. D ie  Verfassung der N iederlande nach dem heutigen, 
zu le tzt 1922 veränderten Stande. (Staatsverfassungen N r. 10.) K ö ln , 
V erlag  Das Buch. (95 S.)

Arbeitsrecht.
G r u n d f r a g e n  des Arbeitsrechts. 5 Vorträge v. Hugo S in z h e im e r ,  

Georg F la t o w ,  H einz P o t t h o f f ,  Clemens N ö r p e l ,  Lutz 
R ic h t e r ,  hrsg. v. G ertrud  H e rm e s . B e rlin  S, Inselstr. 6, A llg . 
Deutsch. Gewerkschaftsbund. (56 S.) M . 1,80.

S y r u p ,  Friedr. D ie  gesetzl. Bestimmungen üb. d. Regelung d. 
A rbe itsze it n. d. Ges. v. 14. A p r il  1927 (Arbeitszeitnotgesetz) m. 
d. Ausführgsbest. d. Reichsarbeitsministers v. 29. A p r il  1927. 2., 
erg. A u fl.)  (Bücherei d. Arbeitsrechts. N . F. Bd. 4, Erg.-Bd.) 
B e rlin  Hobbing. (109 S.) L w . M . 4,50, zus. m. d. H auptw erk 
M . 7,50. *

zeitbest, ues gejueimen xvecnts. iNacntrag: besetz zur Abänderg. 
d. A rbeitsze itVO . v. 14. A p r il  1927. (Das A rbe itsrech t Deutsch- 
lands. Bd. 3, Nachtr.) B e rlin , Spaeth &  Linde. (60 S.) M . 1,20.
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Die Ergebnisse der ,ersten juristischen 
Prüfung im  Jahre 1926.

V om  Geh. Justizrat D r. S a t te lm a c h e r ,  M in is teria lra t im  
preuß. Justizm inisterium , B erlin .

Aus den Berichten der Prüfungsämter über die 
Ergebnisse der ersten juristischen Prüfung im  Jahre 
1926 dürften folgende M itteilungen von Interesse sein.

D ie Zahl der Prüflinge is t gegenüber dem V or­
jahre im  ganzen um nahezu 100 =  5 %  gestiegen. 
Aus einzelnen Bezirken w ird  eine sehr starke A b­
nahme, aus anderen eine Zunahme bis zu 26%  ge­
meldet, die zum Teil darauf zurückgeführt w ird , daß 
in  letzter Zeit viele Studierende der Volksw irtschaft 
m it Rücksicht auf die schlechten Berufsaussichten 
der N ur-Volks w irte zum Studium der Rechte zurück­
strömen. E in Vergleich der fü r 1926 gemeldeten 
Zahlen m it denen früherer Jahre ergibt folgendes 
B ild : Im  Jahre 1922 unterzogen sich der 1. juristischen 
Prüfung 1836 Rechtskandidaten; 1923: 1728; 1924: 
1690; 1925: 1890; 1926: 1978. Vergleicht man 
damit die Zahlen der Prüflinge, die sich vor dem 
Kriege der Prüfung unterzogen, so ergibt sich, daß 
trotz der Verschlechterung der Berufsaussichten der 
jungen Juristen i. J. 1926 rund 200 Rechtskandidaten 
mehr als i. J. 1913 geprüft wurden.

D ie Zahl der Studierenden der Rechte im  Reiche 
betrug 1926: 16 368 gegenüber 9668 i. J. 1913; dar­
u nter befinden sich Preußen i. J. 1926: 12 295 gegen­
über 6004 i. J. 1913. D ie Zahl der Studierenden 
der Rechte preußischer Staatsangehörigkeit is t also 
gegenüber dem Jahre 1913 um rund 100%  gestiegen.

D ie Zahl der M ißerfolge in  der 1. juristischen 
Prüfung is t gegenüber dem Jahre 1925 gestiegen. 
Um ein klares B ild  zu gewinnen, werden dem Ver­
gleiche nur die Ergebnisse der Prüfungen nach den 
Bestimmungen der Ausbildungsordnung zugrunde 
gelegt werden können, da im  Berichtsjahre 1926 fast 
m ir noch W iederholer nach den Bestimmungen der 
1 rüfungsO. von 1913 geprüft worden sind. Danach 
beträgt der Durchschnittsprozentsatz der Mißerfolge 
J'J - 1926: 28,76%  gegenüber 24,62 %  i. J. 1925.

D ie verhältnismäßig hohe Zahl der Mißerfolge 
vmd in  einem der Berichte zum Teil auf eine un­
genügende Auslese der fü r das Studium befähigten 
% hüler auf den höheren Schulen zurückgeführt. Es 
Wird darauf hingewiesen, daß sich unter den Prüf­
ungen zablreiche Studenten befinden, die in  den 
Abgangszeugnissen in  einzelnen H a u p tfä c h e rn  
mcht genügende Noten erhalten haben. A lle  
Berichterstatter klagen, wie in  den letzten Jahren 
schon mehrfach, darüber, daß die A llgem einbildung 
mm Studierenden in  immer stärkerem Maße nachlasse. 
Besonders g ilt das nach den insoweit übereinstimmen- 
. en- Berichten von den Kenntnissen der Studierenden 
m der vaterländischen und W eltgeschichte, der Fähig- 

eib einen Gedankengang logisch k la r zu gliedern, 
~nd von der Beherrschung der deutschen Sprache.

°w ohl die Vorsitzenden der Prüfungsämter als auch 
%  durch sie — die Universitätsprofessoren betonen, 

aß einem auffallend hohen Prozentsatz der Studieren- 
e?- jegliches Gefühl fü r Sprach- und Stilgefühl ab- 

7® e, daß sie die deutsche Sprache n ich t mehr so zu 
eistern verstünden, wie man von einem Abiturienten

erwarten müsse und früher gewohnt gewesen sei. 
Diese Beanstandungen sind um so ernster zu nehmen, 
als die Studierenden von heute in  den fü r die Pflege 
der deutschen Sprache maßgebenden letzten Schul­
jahren n icht mehr unter den Verhältnissen des Krieges 
gelitten haben.

Bezeichnend is t auch und erklärt ebenfalls in  
gewissem Umfange den schlechten Ausfall der 
Prüfungen, daß nach den Berichten die Zahl der­
jenigen Studenten in  ständigem Steigen begriffen ist, 
die ohne Freude am S toff das Rechtsstudium rein 
als Brotstudium  betreiben und sich ohne jede wissen­
schaftliche Vertiefung ih rer Studien m it oberfläch­
lichen Kenntnissen zur Prüfung melden.

D ie Studiendauer beträgt durchschnittlich bei 
50%  aller Prüflinge mehr als 6 Semester. D ie 
obligatorische Verlängerung des Studiums w ird  n icht 
vorgeschlagen. E iner der Berichterstatter, der in  
seinem letzten Berichte die Verlängerung des Studiums 
m it Rücksicht auf die Aenderung der Prüfungs­
bestimmungen nachdrücküchst empfohlen hatte, nim m t 
vielm ehr Veranlassung, seine bisherige Ansicht zu 
w iderrufen, da nach seinen Erfahrungen die Leistungen 
der Prüflinge, die sich nach einem verlängerten 
Studium der Prüfung unterziehen, die Leistungen 
derjenigen, die nur 6 Semester studiert haben, keines­
wegs überragen. Das Gesamtbild, das man aus den 
Berichten gewinnt, spricht jedenfalls n ich t fü r die 
Notwendigkeit einer obligatorischen Verlängerung des 
Pflichtstudiums. Auch die Heraufsetzung der P flich t­
semester fü r die Zulassung zur Prom otion von 6 
auf 8 w ird  hierzu n icht den Anstoß geben können. 
So wünschenswert und notwendig ein gründliches 
und ruhiges Studium auch is t: solange die Erfahrung 
lehrt, daß das Z iel des Studiums von dem fleißigen 
und begabten Studenten in  6 Semestern erreicht 
werden kann, is t eine o b lig a to r is c h e  Verlängerung 
des Studiums unter den heutigen W irtschaftsverhält­
nissen n icht zu rechtfertigen. D ie Vermehrung der 
Pflichtsemester fü r die Zulassung zur Prom otion ist 
deshalb m. E., im  gegenwärtigen Zeitpunkte jedenfalls, 
zu bedauern; sie w ird  einer großen Zahl der Studie­
renden die Prom otion unm öglich machen, da die 
Fortsetzung des Studiums nach der Zulassung zum 
Vorbereitungsdienst aus w irtschaftlichen wie dienst­
lichen Gründen nur in  den seltensten Fällen m öglich 
sein w ird, die Referendare auch wohl n ich t m it 
Unrecht befürchten, daß die Fortsetzung des Studiums 
zum Zwecke der Prom otion die Erlangung des U nter­
haltszuschusses gefährden könne.

Ueber die Erfahrungen bei Anwendung der 
neuen Prüfungsbestimmungen gehen die Berichte 
der Prüfungsämter auseinander. Während ein Teil 
der Berichterstatter den i. J. 1925 in  K ra ft getretenen 
Neuerungen — Zweiteilung der mündlichen Prüfung, 
stärkere Betonung des öffentlichen Rechts — rück­
haltlos Anerkennung zollt, empfehlen andere, bei 
grundsätzlicher Anerkennung im  ganzen, Aenderungen 
verhältnismäßig geringfügiger Natur: So w ird  die 
M öglichkeit einer Ausgleichung zwischen guten 
Leistungen des einen und n icht ganz ausreichenden 
des anderen Tages befürwortet, während von anderer 
Seite wieder eine vollkommene Verselbständigung 
der beiden Teile der mündlichen Prüfung gewünscht
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w ird. W ieder andere Berichte lehnen die neuen 
Prüfungsbestimmungen rundweg ab. Diese be­
gründen die Forderung nach W iederherstellung der 
früheren Prüfungsbestimmungen im  wesentlichen m it 
folgenden Argumenten:

1. Es sei zu bedauern, daß die Prüfer n icht 
mehr, wie vordem, einen Gesamteindruck der Persön­
lichke it der Prüflinge auf allen Gebieten der Prüfung 
erhielten.

2. D ie Vermehrung des Prüfungsstoffes durch 
die Ausbildungsordnung führe zu einer Ueberbürdung 
der Studierenden und dam it zu einer Verflachung 
des Studiums und der Kenntnisse der P rüflinge; der 
alie bewährte Grundsatz fü r jedes Studium, multum 
non multa, sei durch die AO. in  sein Gegenteil 
verkehrt. D ie Prüflinge zeigten zwar am zweiten 
Prüfungstage o ft überraschend gute Kenntnisse, die 
aber zum großen Teile re in  gedächtnismäßig ein­
geprägte Einzelbestimmungen beträfen, und ver­
nachlässigten über der Forcierung des Studiums des 
öffentlichen Rechtes und der Volkswirtschaftslehre 
das Privatrecht und die historischen Fächer des ersten 
Prüfungstages.

Zu diesen Beanstandungen is t folgendes zu 
sagen: D ie um des „Gesamteindruckes“ w illen  ge­
forderte „E inhe itlichke it der Prüfung“ is t allm ählich 
zu einem Schlagwort geworden. D er Gesamteindruck 
is t gewiß grundsätzlich wünschenswert bei a lle n  
Prüfungen; auf ihn sollte deshalb nur dann ver­
zichtet werden, wenn die Verhältnisse es fordern. 
Das is t aber der F a ll: Wenn nach M öglichkeit alle 
Prüfungsgegenstände ih re r Bedeutung entsprechend 
zum Gegenstände der Befragung gemacht werden 
sollen, is t das an e in em  Prüfungstage nur bei einer 
erheblichen Verlängerung der Prüfungszeit m öglich — 
die denn auch teilweise vorgeschlagen w ird. Eine 
solche Maßnahme würde aber zu einer Ermüdung 
■der Prüflinge im  zweiten Teile der Prüfung führen 
und sehr o ft ein schiefes B ild  ergeben. Im  wesent­
lichen die gleichen Gründe haben in  anderen Wissen­
schaftszweigen schon längst zu einer Teilung der 
mündlichen Prüfung geführt. Es is t n icht einzu­
sehen, weshalb eine solche Teilung gerade in  der 
■ersten juristischen Prüfung — bei der sie übrigens 
in  Oesterreich seit 30 Jahren besteht und sich 
bewährt hat — n ich t angängig sein Sollte.

W esentlich ernster zu nehmen sind die zu 2 er­
wähnten Beanstandungen der Prüfungsbestimmungen. 
Sie zwingen zu einer Untersuchung, ob und in  welchem 
Umfange sie berechtigt sind, und welche Maß­
nahmen ergriffen werden können und müssen, um 
die beobachteten Mängel abzustellen.

Nach § 4 des Gesetzes v. 6. Mai 1869 erstreckt 
sich die Prüfung auf die D isziplinen des öffentlichen 
und des Privatrechts sowie auf die Grundlagen der 
Staatswissenschaften. Diese gesetzlichen Bestim­
mungen sind noch heute in  K ra ft und bilden die 
Grundlage der Prüfungsbestimmungen der AO . wie 
vordem der PrüfungsO. v. 17. Juni 1913 und des 
vorher geltenden Regulativs v. 1. Mai 1883. Das 
starke Anwachsen des Rechtsstoffes im  öffentlichen 
wie im  Privatrecht hatte es im  Laufe der Zeit m it 
sich gebracht, daß eine umfassende Beherrschung 
aller Rechtsgebiete m it ihren vielfachen Verästelungen 
von den Prüflingen n ich t mehr verlangt werden 
konnte. Diese Erkenntnis mußte zu einer E in ­
schränkung des Prüfungsstoffes führen. Da es bis­
lang an einschränkenden Verwaltungsanordnüngen

fehlte, hatte sich rein gewohnheitsmäßig die Uebung 
herausgebildet, das öffentliche Recht im  engeren 
Sinne und die Staatswissenschaften in  immer 
geringerem Umfange zum Gegenstände der Prüfung 
zu machen und gegenüber den anderen Prüfungs­
fächern zurücktreten zu lassen. In  zahlreichen 
Prüfungen, denen ich beizuwohnen Gelegenheit 
hatte, habe ich nur einmal eine einzelne Frage aus 
dem Gebiete der Nationalökonomie gehört, die noch 
dazu, im  Anschlüsse an die Uebersetzung einer 
Digestenstelle, altrömische Verhältnisse betraf. In  
mehreren Prüfungen fie l das Staats- und Verwaltungs­
recht vö llig  aus, nur selten wurde es w irk lich  aus­
giebig erörtert. Daß dieser Zustand weder den 
gesetzlichen Bestimmungen noch der immer mehr 
wachsenden Bedeutung des öffentlichen Rechts ent­
sprach, bedarf keiner Erörterung. H ier mußte 
Wandel geschaffen werden. Andererseits aber war 
es notwendig, dem gesunden Gedanken, der zu 
einer Einschränkung des Prüfungsstoffes überhaupt 
geführt hatte, auch in  den Prüfungsbestimmungen 
Ausdruck zu geben. Diese Einschränkung durfte 
aber n ich t einseitig das öffentliche Recht treffen, 
sie mußte vielm ehr in  vorsichtiger Auswahl auch 
andere Prüfungsgegenstände erfassen. Das führte 
dazu, aus dem gesamten Prüfungsstoff 3 große 
Gruppen herauszuheben, die das Kernstück der 
Prüfung bilden: das Privatrecht, das Strafrecht und 
das Staats- und Verwaltungsrecht. A u f diesen
Rechtsgebieten, die fü r das gesamte Rechtsleben 
die größte Bedeutung haben, is t eine gründliche, 
wissenschaftlich vertiefte Durchbildung und Schulung 
unerläßlich und muß in  der Prüfung der Nachweis 
dieser D urchbildung gefordert werden. Neben diesen 
3 Rechtsgebieten, als den Hauptfächern der Prüfung, 
sind in  der AO. alle anderen als Nebenfächer 
behandelt, in  denen — in  ih rer Bedeutung unter­
einander wieder verschieden bewertet — die Prüfung 
sich nur darauf erstrecken soll, festzustellen, daß der 
P rü fling  die Grundzüge beherrscht und einen Gesamt­
überblick über die einzelnen Rechtsgebiete erlangt 
hat. Auch die 3 Hauptfächer umfassen, jedes für 
sich allein, schon ein großes Wissensgebiet, dessen 
vollkommene Beherrschung von den Prüflingen nicht 
verlangt werden kann und soll. D ie AO. ordnete 
deshalb in  § 15 an, daß „Fragen aus Sondergebieten“  
auf die Grundzüge zu beschränken sind. D er so 
skizzierte W ille der AO. wäre vie lle ich t durch folgende 
Fassung des § 15 der AO. noch prägnanter zum 
Ausdruck zu bringen:

„1 . D ie  m ündliche P rü fung  so ll dem P rü flin g  Ge­
legenheit geben, sich n ich t n u r über seine Rechtskennt­
nisse, sondern nam entlich auch über seine Befähigung zu 
deren Anw endung sowie über sein Verständnis fü r  die 
geschichtliche E ntw ick lung  des Rechts, die Zweckbestimmung 
und den inneren Zusammenhang der Rechtssätze auszu­
weisen.

2. Im  M itte lpunkt der P rü fung  stehen am ersten Tage 
das P riva trecht in  der Zusammenfassung des BG B . und 
des H G B ., sowie das Strafrecht, am zweiten Tage das 
Staats- und Verwaltungsrecht. D ie  P rü fung  aus anderen 
Rechtsgebieten und aus den Staatswissenschaften beschränkt 
sich auf die G rundlehren. Fragen über nebensächliche 
E inzelheiten sind zu verm eiden.“

3. usw. vg l. § 15 A O .
Daß das, was diese Fassung zum Ausdrucke 

bringt, Sinn und W ille der AO. war, is t sicher; der 
Zusammenhang der einzelnen Bestimmungen des § 15 
ergibt es auch m it hinreichender K larheit. Tatsäch-

i
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üch sind aber Mißverständnisse vorgekommen, und 
es w ird  deshalb zu prüfen sein, ob die Fassung des 
§ 15 AO. n ich t entsprechend abgeändert werden 
könnte. D ie vorgeschlagene Fassungsänderung ver­
deutlicht einmal die beabsichtigte und m. E. not­
wendige Einschränkung auch des privatrechtlichen 
Prüfungsstoffes, sie läßt keinen Zweifel mehr daran, 
daß sämtliche Rechtsdisziplinen nach Dogm atik und 
Geschichte Gegenstand der Prüfung sind — beugt 
damit also einer Vernachlässigung der Rechtsgeschichte 
vor — und k lä rt die Bedeutung des vielfach be­
anstandeten Ausdrucks „Grundzüge“ , der namentlich 
den Prozessualisten ein Stein des Anstoßes gewesen 
ist — allerdings, wie ich meine, zu U nrecht: Daß 
eine Prüfung, die sich auf die grundlegenden Lehren 
des Prozeßrechts erstreckt, durch die Bestimmungen 
der AO. n icht ausgeschlossen sein sollte, is t ebenso 
selbstverständlich, w ie es andererseits nach den in  
den Prüfungen gemachten Erfahrungen notwendig 
war, anzuordnen, daß der Gang des Verfahrens, fü r 
dessen volles Verständnis dem Studenten in  der Regel 
das W ichtigste, die Anschauung, fehlt, nur in  Um ­
rissen zum Gegenstand der Prüfung gemacht werden 
dürfe. Am  zweiten Prüfungstage is t nach der AO. 
das Staats- und Verwaltungsrecht das Kernstück der 
Prüfung. W ie am ersten Tage darf auch hier die 
Prüfung sich n ich t in  Einzelheiten verlieren, die für 
die spätere Verwaltungs- oder Steuerpraxis von Be­
deutung sein mögen, aber fü r die Feststellung, ob 
der P rüfling über eine allgemeine öffentlich-rechtliche 
Durchbildung verfügt, ohne W ert sind. Es kommt 
gerade auf allen Gebieten des öffentlichen Rechts 
am allerwenigsten auf eine Prüfung nach der rein 
heim isch-stofflichen Seite an, sondern allein darauf, 
das öffentliche Recht in  seinen wissenschaftlichen 
Grundlagen, unter Berücksichtigung seiner geschicht­
lichen Entw icklung namentlich in  der Neuzeit zum 
Gegenstände der Prüfung zu machen. D ie Prüfung 
m der Nationalökonom ie bezweckt n ich t die Fest­
stellung, daß der P rüfling ein vo ll ausgebildeter Volks- 

ist, sie soll von ihm  n ich t die Beherrschung der 
v°lksw irtschaftlichen Theorien fordern, sondern aus­
schließlich auf die Bedürfnisse des Juristen an Kennt- 
^ssen auf dem Gebiete der Nationalökonom ie ab- 
Sestellt sein und den Nachweis erbringen, daß der 

rü fling  auf diesem Wissensgebiete sich das an­
geeignet hat, was zur allgemeinen B ildung des Juristen 
gehört. Gerade die „Einbeziehung der Staatswissen­
schaften in  den Kreis der Prüfungsgegenstände“ w ird  
i? einzelnen Berichten als bedenklich beanstandet.

abei w ird  übersehen, daß die Nationalökonom ie 
stets Gegenstand der Prüfung w ar; das Gesetz vom 

• Mai 1869 erwähnt sie bereits ausdrücklich, und 
auch in  allen anderen deutschen Ländern ebenso wie 
*u Oesterreich gehört sie von jeher zum Prüfungs- 

. ü A llerdings stand diese Bestimmung in  Preußen 
*eü langem nur auf dem Papier. Erst die Berufung 

Professoren der Volkswirtschaftslehre hat m it 
leSßr  Uebung gebrochen.

ganzen is t zu sagen, daß, bei rich tige r A n ­
wendung der Prüfungsbestimmungen, n ich t von einer 

ermehrung des Prüfungsstoffes gesprochen werden 
UlnJl. un(t der V orw urf einer Ueberbürdung der 

udierenden m it W issensstoff durch die neuen 
ungsbestimmungen n ich t gerechtfertigt ist. Ob 

je  aber immer und überall so, wie sie gedacht und 
h a f t ^  s*n<̂ ’ durchgeführt werden, is t m ir zweifel- 

■ Wenn in  einzelnen Berichten hervorgehoben

w ird, daß die Prüfung am zweiten Prüfungstage sich 
zu einer reinen Gedächtnisprüfung gestalte, in  der 
sich zeige, daß die Prüflinge sich eine Menge Einzel­
bestimmungen — ganz besonders des Steuerrechts — 
rein gedächtnismäßig angeeignet hätten, denen oft 
nur ein kurzer Gegenwartswert zukomme und von 
denen sie keinen bleibendenVorteil hätten, so is t dieses 
Ergebnis allerdings sehr bedauerlich. Indessen spricht 
dieseTatsachenicht fü r die Notwendigkeit einerZurück- 
drängung des öffentlichen Rechtes, sondern sie kenn­
zeichnet eine verfehlte Prüfungsmethode, die es über­
haupt zu einer Entw icklung solchen Gedächtnis­
stoffes kommen läßt. W ird die Prüfung so gehand- 
habt, wie es in  vorstehenden Erörterungen skizziert 
ist, sollte eine „Gedächtnisprüfung“ ausgeschlossen 
sein. Andererseits is t n icht zu verkennen, daß die 
Zusammensetzung der Prüfungsämter am zweiten 
Tage der Prüfung in  gewissem Grade die Gestaltung 
der Prüfung in  dem gerügten Sinne begünstigt. D ie 
m itwirkenden Praktiker aus der Verwaltung sind sehr 
o ft reine Fachspezialisten und werden zum T e il im  
Anfang le icht in  den Fehler verfallen, n ich t so sehr 
die allgemeine öffentlich-rechtliche Durchbildung der 
Prüflinge zu erforschen, als ihre Kenntnisse auf dem 
besonderen Arbeitsgebiete, auf das ih r Beruf sie 
gestellt hat. Das führt dann in  der Tat zu einer 
Fragestellung, die sich ins einzelne verliert, und es 
mag fü r die Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse 
n icht immer le icht sein, h ier alsbald fü r A bhilfe  zu 
sorgen. Es darf aber angenommen werden, daß 
auch diese Prüfer bei größerer Erfahrung und Uebung 
in  den Prüfungsgeschäften ihrer Aufgabe gerecht 
werden. [Das is t um so notwendiger, als naturgemäß 
die Studierenden dazu neigen, ih r Studium dem an­
zupassen, was erfahrungsgemäß in  den Prüfungen 
von ihnen verlangt w ird. D ie Prüfung, die sich ins 
einzelne verliert, w ird  zur Folge haben, daß der 
Studierende sein Gedächtnis m it vielen Einzelheiten 
belastet und das Ganze aus dem Auge verliert.

Daß die stärkere Betonung des öffentlichen 
Rechtes eine Belebung des Interesses fü r das öffent­
liche Recht zur Folge gehabt hat, is t eine erfreuliche 
Tatsache, die a llseitig bestätigt w ird. Daß sie zu­
nächst zu einer gewissen Ueberbetonung des öffent­
lichen Rechtes durch die Studierenden geführt hat 
und dam it — übrigens keineswegs überall — zu 
einer Vernachlässigung der Prüfungsgegenstände des 
ersten Prüfungstages, is t bedauerlich. D am it mußte 
gerechnet werden — aber es durfte auch angenommen 
werden, daß es sich nur um eine vorübergehende 
Schwankung handeln werde, die bedingt war durch 
eine Ueberschätzung der Anforderungen am zweiten 
Prüfungstage. Diese Auffassung w ird  auch von ver­
schiedenen Berichterstattern geteilt, die überein­
stimmend zu der A nsicht gelangen, daß auf Grund 
der Erfahrungen in  der Prüfung das Gleichgewicht 
sich von selbst sehr bald wieder hersteilen werde. 
D ie Prüfungsämter haben es selbst in  der Hand, 
hierbei n icht nur durch eine bestimmungsmäßige 
Handhabung der Prüfung am zweiten Tage m itzu­
w irken: mehr als vorher is t nach den neuen Prüfungs­
bestimmungen die M öglichkeit zu einer gründlichen 
Prüfung gerade in  denjenigen Prüfungsfächern ge- 
gegeben, in  denen über eine Vernachlässigung geklagt 
w ird , und dam it zu einem indirekten Zwange, ihnen, 
wie notwendig, ein vertieftes Studium zu widmen.

Daß endlich das römische Recht und das ältere 
deutsche Privatrecht n icht mehr in  dem gleichen
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Umfange wie früher von den Studierenden beherrscht 
werden, is t die natürliche Folge der Bestimmungen 
der AO ., die das g e lte n d e  deutsche Recht 
in  den Vordergrund rückt. Diesem Grundsätze haben 
sich inzwischen auch andere Länder angeschlossen, 
insbes. letzthin Bayern, das, ähnlich wie Preußen, 
eine Prüfung auf dem Gebiete des römischen Rechts 
nur noch insoweit zuläßt, als es zur Erklärung des 
geltenden Rechts von Bedeutung ist. H ieran w ird  
festzuhalten sein, selbst auf die Gefahr einer vor­
übergehenden Vernachlässigung besonders des röm i­
schen Rechts. Eine solche Vernachlässigung wäre 
fre ilich  bedauerlich und schädlich; sie lieg t ebenso­
wenig i. S. der AO ., wie die frühere Vorherrschaft 
des römischen Rechts in  den Prüfungen, die sie be­
seitigen wollte. Es darf erwartet werden, daß der 
Einfluß der Universitätslehrer und die Erfahrungen 
in  den Prüfungen dazu führen werden, daß beide 
Extreme vermieden werden.

Nach vorstehenden Ausführungen b in  ich der 
Ansicht, daß im  ganzen die in  den Berichten ge­
rügten Mängel nur als Kinderkrankheiten anzu­
sprechen sind, die n icht im  System, sondern in  U n­
vollkommenheiten der Anwendung liegen und be­
hoben werden können, wenn alle an der Prüfung 
beteiligten Kräfte in  verständnisvoller Zusammen­
arbeit sich bemühen, die Prüfung so zu gestalten, 
wie sie gewollt und gedacht ist.

Endlich is t noch eines Punktes zu gedenken, 
j der in  der Mehrzahl aller Berichte w iederkehrt. Das 
I is t der Wunsch nach W iedereinführung der M öglich­

ke it eines Ausgleichs zwischen den Ergebnissen 
beider Prüfungstage. D ie Prüfungsbestimmungen der 

. XÖT beruhen aber auf dem Grundsätze, daß eine 
gründliche Durchbildung auf den judiziellen und den 
publizistischen Gebieten der Prüfung Voraussetzung 
fü r das Bestehen der Prüfung und dam it fü r die Zu­
lassung zum Vorbereitungsdienst is t; es wäre ein 
Systemfehler, zuzulassen, daß n icht ausreichende 
Leistungen auf dem einen Gebiete durch bessere 
Leistungen auf einem anderen Gebiete ausgeglichen 
werden können. Außerdem aber wäre es — ab­
gesehen von technischen Schwierigkeiten erheblicher 
A rt —- sehr schwer, die Grenzen zu ziehen und zu 
verhüten, daß schließlich im  Laufe der Zeit doch 
wieder der frühere Zustand e in tritt, der praktisch nur 
einen Ausgleich mangelhafter Leistungen auf pub li­
zistischem Gebiete durch bessere Leistungen in  
judizie llen Fächern kannte, n icht aber auch um­
gekehrt.

Beachtenswert is t dagegen der schon oben er­
wähnte Abänderungsvorschlag, die beiden Teile der 
Prüfung, die z. Zt. noch unselbständige Abschnitte 
einer einheitlichen Prüfung sind, vö llig  zu verselb­
ständigen. Eine Zerlegung der Prüfung in  zwei selb­
ständige Abschnitte, fü r die ein V o rb ild  in  Oester­
reich vorhanden ist, hätte manche Vorteile. D ie 
Ernennung zum Referendar hätte zwar nach wie vor 
zur Voraussetzung, daß beide Prüfungsabschnitte be­
standen sind, aber der M ißerfolg in  dem einen hätte 
n icht, w ie bisher, regelmäßig die W iederholung beider 
Abschnitte zur Folge; nur der mißlungene Abschnitt 
wäre zu wiederholen. Es wäre dann auch m öglich 
und empfehlenswert, zwischen beide Prüfungen einen 
längeren zeitlichen Zwischenraum von etwa 3 Monaten 
einzufügen, eine Maßnahme, die zu einer Entlastung

der Prüflinge führen würde, denen z. Zt. allerdings 
aus w irtschaftlichen Gründen gestattet werden müßte, 
auf Wunsch beide Prüfungsteile in  unmittelbarem 
Anschluß aneinander wie bisher abzulegen. Das 
Ergebnis beider Prüfungen wäre den Prüflingen als­
bald zu eröffnen und ihnen darüber im  Falle 
des Bestehens ein Zeugnis zu erteilen. Dadurch 
würde die Ungewißheit des Ausfalles des ersten 
Abschnitts der Prüfung vor Ablegung des zweiten 
beseitigt und den Prüflingen im  Falle des M iß­
erfolges in  nur einem der Abschnitte die M öglich­
ke it eröffnet, auf Grund des bestandenen Prüfungs­
abschnittes ein Unterkommen außerhalb des Justiz­
dienstes zu finden: V iele Prüflinge werden vielle icht 
auf das Bestehen beider Abschnitte kein Gewicht 
legen, da sie n icht die Absicht haben, in  den Justiz­
dienst einzutreten, ihnen genügt fü r ihre Zwecke 
die judizielle oder die publizistische Prüfung. Es 
wäre deshalb auch daran zu denken, den P rüf­
lingen zu gestatten, nur die eine oder andere Prüfung 
abzulegen.

G ru n d riß  des S tra fre c h ts . T e il I .  A llg . T e il. V on  
P ro f. D r. P a u l M e r t e l .  1927. Bonn.Röhrscheid. 5,50M .

U eber den In h a lt des Büchleins ließe sich tre fflich  
streiten, wenn der Raum es zuließe. Daß w ir  es haben, 
is t jedenfalls ein großer Gewinn. Es is t in  Um fang und 
In h a lt recht e igentlich auf den Studierenden zugeschnitten, 
träg t die allg. Lehren  des Strafrechts in  le ich t faßbarer 
und verb ind liche r F orm  vo r, n im m t zu jeder Frage selb­
ständig Stellung und verschweigt doch nirgends die be­
stehenden Kontroversen. Dabei werden fre ilich  Verweise 
auf L ite ra tu r und Jud ikatur grundsätzlich verm ieden und 
nu r Namen genannt. Dadurch w ird  dem lernbegierigen 
Leser die N achprüfung der Gedankengänge erschwert, nu r 
dadurch aber auch das Buch von  einem Ballast freigehalten, 
den es n ich t ohne vö llig e  Veränderung seines Charakters 
hätte aufnehmen dürfen. V ie lle ich t wäre aber die A u f­
führung  der im  T e x t verarbeiteten Schriften an der Spitze 
der einzelnen Abschnitte  m ög lich  und d ien lich  gewesen.

Professor D r . G r a f  zu  D o h n a ,  Bonn.

D ie  B efähigung zu m  h öh eren  V e rw a ltu n g sd ie n s t.
Gesetz v. 10. Aug. 1906/8. Ju li 1920. U n te r Benutzung 
am tlicher Q uellen erläutert von  RegRat D r. H e rm a n n  
W a n d e rs ie b .  1927. B erlin , Heymann. 3 M.

Bei dieser S chrift handelt es sich n ich t bloß um einen 
Kom m entar im  landläufigen Sinne. Zw ar w ird  h ie r das 
Gesetz über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 
in  Preußen ausführlich und zuverlässig kom m entiert; darüber 
hinaus aber werden sehr erwünschte, der O effentlichke it 
sonst kaum zugängliche Angaben tatsächlicher A r t  gemacht. 
So z. B. sei auf die S tatistik der Zahl der Referendare von  
1900— 1926 und die Prüfungsergebnisse in  dieser Z e it h in ­
gewiesen (S. 50). Interessant is t fe rner die U ebersicht über 
die Besetzung der Landratsämter in  den Jahren 1905 und 1926 
nach V o rb ildung , Standes- und konfessioneller H erkun ft 
der Landräte (S. 56). D am it w ird  das Buch n ich t nu r von 
grundlegender B edeutungfür alle die jenigen jüngeren Juristen, 
die sich der Laufbahn eines höheren Verwaltungsbeam ten 
zu w idm en beabsichtigen, sowie fü r  die m it ih re r A usb ildung 
betrauten Beamten; es gew innt auch W e rt fü r jeden 
Juristen, P o lit ike r und Laien, der sich über die V o rb ild u n g  
der höheren Beamten in  der preußischen inneren V e r­
w a ltung  und die dam it zusammenhängenden Fragen ein B ild  
machen w ill.  Berücksichtig t sind auch die Verhältnisse in  
Anhalt. D ie  klare, lebendige Schreibweise des V e rf. w ird  
sicherlich wesentlich zur w ohlverd ienten V e rb re itung  der 
S chrift beitragen.

Privatdozent D r. P e t e r s ,  Breslau.

Für die S chriftle itung ve ran tw o rtlich : D r. ju r. O t to  L ie b m a n n ,  B erlin -W ilm ersdorf. — V e rlag  von O t to  L ie b m a n n ,  B erlin .
D m ck  von P a ß  &  G a r le b  Aktiengesellschaft, B erlin .


